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Vorwort. 



Dem YerfMser des hier unternommenen Ver- 
miches, die Bestimmungen der Art. 86 und 88 EG. 
— BGB. nach ihrer absoluten und relativen Trag- 
i?eite zu würdigen, d. h. ein eng umgrenztes (Gebiet 
geltenden Landesprivatrechtes in einheitlicher ver- 
gleichender Darstellung und in seinem Zusammen- 
hange mit dem Beichsrechte zu zeigen, sind die 
Schwächen seiner Arbeit sehr wohl bewußt. Wird 
doch hier seit der im Jahre 1900 erfolgten um- 
fassenden Neuregelung der sog. Amortisationsgesetz- 
gebung der Stoff zum ersten Male monographisch 
behandelt und war doch deshalb vielfach Neuland 
ohne ausreichende Vorarbeiten zu bestellen. 
Mit um so größerem Danke wurden darum die- 
jenigen Einzeldarstellungen des Landesprivatrechtes 
zu Bäte gezogen, die die Erwerbsbeschränkungen 
juristischer Personen eingehender behandeln (wie 
die Kommentare der E. B. zu Dernburgs B. B., 
Stranz-Gerhards K. zum Preußischen AG. u. a.). 
Auch die Begründungen des einzelstaatlichen AG. 
sind nach Gebühr gewürdigt worden. 

Entsprechend der rechtspolitischen Absicht des 
Art. 86 EG und um den Umfang der Arbeit nicht 
über Gebühr zu vergrößern, wurden nur die Be- 
schränkungen des unentgeltlichen Erwerbes be- 
sonders eingehend behandelt, zumal da die allge- 
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VIII 

meinen Ausführungen, soweit durch Art. 86/88 EG. 
vorbehaltene Landesprivatrechtsnormen in Frage 
kommen, fast ausnahmslos auch auf den entgelt- 
lichen Erwerb zutreffen. 

Für das dieser Arbeit gewidmete Wohlwollen 
habe ich hier öffentlich Dank abzustatten den 
Herren Geheimem Rat Prof. Dr. Bekker, Exe. und 
Geheimem Justizrat Prof. Dr. J. Kohler die ange- 
nehme Pflicht. Herr Gerichtsassessor Dr. Paul 
Posener, Berlin, hat, wie ich dankend erwähnen muß, 
durch die liebenswürdige Bereitwilligkeit, mit der 
er mir seine reichhaltige Sammlung des amtlichen 
Materials der einzelstaatlichen AG. zur Verfügung 
stellte, meine Arbeit gefördert. 

Berlin, im Herbst 1907. 

G. A. E. Bogeng. 
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Erster TeU. 



§ I. Ober da8 Verhältnis dee Reicheprivatrechtee 
zum Landeeprivatrechte. 

A. Verhältnis der Gesetz- 

gebungBgewal t dee Reiches und 

der Bundesetaaten zu einander 

im Privatrechte. 

I. Für das positive deatsche Recht, d. h. 
das im Deutsehen Reiche kraft dessen Autorität 
geltende Recht gilt als allgemeiner Grundsatz, 
dass Reichsrecht vor Landesrecht geht. (RV. 
Art. 2 Satz 1)^) Und für das Privatrecht ist 
durch das Reichsgesetz vom 23. 12. 1873 (Ab- 
änderung von RV Art. 4 Nr. 13, wonach die 
gemeinsame Gesetzgebung über das gesamte 
bürgerliche Recht dem Reiche überwiesen ist) 
der Grund gelegt worden zum BGB, in dem 
die ausschliessliche reichsrechtliche Regelung des 
gesamten bürgerlichen Rechtes grundsätzlich 
durchgeführt worden ist. Dieses Codifications- 
prinzip2) wird auch in den Art. 32 und 55 EG 
(beziehungsweise Art. 15 EG HGB) zum klaren 
Ausdruck gebracht durch die Feststellung, dass das 
auf bisherigen Reichsgesetzen beruhende Privat- 



^) Vgl. zu dieeem Art. Anschütz in Eohler-Holtzen- 
dorfis Bncyclop&die I, 596!. Posener, das deatsche Beicbs- 
recht usw. Breslau 1900, Seite 40. 

«) Vgl. Mat. 66. 
Bechtseinheit, Heft 2. 1 



Digitized by 



Google 



recht in Kraft bleibt^), soweit sich nicht aus 
dem BGB oder dem EG Ausnahmen ergeben, 
dass dagegen das auf Landesgesetzen beruhende 
Privatrecht ausser Kraft tritt mangels besonde- 
rer Ausnahmebestimmungen im BGB und EG^). 
Damit hat das Reichsrecht sein Verhältnis 
zum Landesrecht, soweit die bürgerlichrechtliche 
Gesetzgebung in Frage steht, geregelt und zeigt 
das Landesrecht in seiner Abhängigkeit vom 
Reichsrecht, indem es die Macht der Einzel- 
staaten, hier Recht zu schaffen, vom Willen 
des Reichsgesetzgebers ableitet^). 

IL Solche Ausnahmebestimmungen sind nun 
durch den Vorbehaltsausspruch des Art. 55 EG 
für eine Reihe von Vorbehaltsgebieten, d. h. 
reichsrechtlich (vor allem im EG) umgrenzten 
und zur Regelung durch particuläre Normen 
freigegebenen Privatrechtsgebieten als Vorbehalte 
für privatrechtliche Vorschriften der Landes- 
gesetze begründet worden, für Vorschriften des 
materiellen bürgerlichen Rechtes (im Gegensatze 
zu solchen, die das Verfahren des bürgerlichen 
Rechtsstreites regeln, im Gegensatze insbesondere 
zu solchen des öffentlichen Rechts)*). 



^) Lex generalis posterior non derogat priori spedali. 
Insbesondere ist auch die Codification des BGB gegenüber 
dem HOB (EG HGB Art. 2) keine ausschliessende. 

2) Mot. EG 146, dazu Anschütz 1. c. 598. 

^) Aus der Gesetzgebungsgewalt des Reiches im 
Privatrecht folgt, dass reichsrechtlich auch vorbehaltene 
Rechtsgebiete geändert oder aufgehoben werden können, 
während die private Landesgesetzgebung Reichsgesetze nicht 
ändern, ergänzen, deklarieren, aufheben kann. Vgl. Posener 
60 ff. 

*) Mot. EG 147, dazu § 189 FG. 
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Um einen Eingriff in das öffentliche Auf- 
ßichtsrecht über juriBtische Personen, das den 
einzelnen Einzelstaaten zusteht, zu vermeiden 
(vgl. w. u. S. 23), führte der Reichsgesetzgeber 
auch für die vielfach bestehenden landesprivat- 
rechtlichen Vorschriften über Erwerbsbeschrän- 
kungen juristischer Personen wegen ihres Zu- 
sammenhanges mit staatlichen und politischen 
Einrichtungen einen Vorbehalt in das EG ein: 
Art. 86. In diesem Artikel ist der reichsrecht- 
liche Rahmen gegeben, innerhalb dessen die pri* 
vate Landesgesetzgebung Erwerbsbeschränkungen 
juristischer Personen anordnen kann. 

B. Vorbehaltsausspruch und 
Vorbehalte nach Umfang, Ab- 
grenzung, Tragweite. 

I. Da die Form des Vorbehaltsausspruches 
(z. B. Art. 86 EG: unberührt bleiben) für die 
Vorbehalte des EG gesetzlich nicht festgelegt 
worden ist, so ist sie wechselnd, jedoch sind 
alle Formen in Tragweite und Wirkung gleich. 
Auch die Fassung der Vorbehalte selbst (das 
heisst: die Form für die Umgrenzung der vor- 
behaltenen Rechtsgebiete z. B. Art. 86 EG: 
landesgesetzliche Vorschriften . . . welche be- 
schränken . . . soweit sie betreffen) wechselt, 
aber alle Vorbehalte stimmen darin überein, dass 
das vorbehaltene Rechtsgebiet nach seinem In- 
halte, nicht aber nach einzelnen bestinunten 
Gesetzen gekennzeichnet wird^). 



*) Vgl. Stranz in Kohler-Holtzendorffß Encyclopädie 
I 764 ff. 
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II. Die Tragweite des Vorbehaltsausspruches 
ist aus Art. 3 EG ^) zu entnehmen: danach 
bleiben hinsichtlich des Rechtszustandes vorbe- 
haltener Gebiete nach Massgabe der Landesgesetz- 
gebung die bestehenden gesetzlichen Vorschriften 
in Kraft, und neue können erlassen werden*). Der 
Art. 86 EG wird (in seiner Wirkung auf das 
materielle Privatrecht) seinem Umfange nach 
als ein Vorbehalt spezieller Natur") zu betrach- 
ten sein, dessen Tragweite nach seiner Fassung 
zu beurteilen ist^)- Er wird zu den engeren 
Vorbehalten gezählt werden müssen, der dem 
Landesrechte lediglich gestattet, gewisse Rechts- 
wirkungen aus gewissem Tatbestande abzuleiten. 
Im Art. 86 EG ist von einer sonst reichsrecht- 
lich geregelten Materie (Erwerbsgeschäfte juristi- 
^ scher Personen) ein ganz bestimmt umgrenzter 
Ausschnitt (Beschränkungen solchen Erwerbes 
bestimmten Wertes) der Regelung durch parti- 
culäre Normen überlassen, und diese können 
hier nur Anwendung finden, um eine bestimmte 
Beziehung (causales Rechtsgeschäft im Sinne des 
BGB) zu beeinflussen, die zwischen einem be- 
stimmten Rechtssubjekte (juristische Personen 
im Sinne des BGB) in Hinsicht auf ein bestimm- 
tes Rechtsobjekt (Erwerb von Gegenständen im 
Werte von mehr als 5000 Mark im Sinne des 



^) Mot. EG 64. 

») Vgl. EG Art. 218. 

') Im Gegensatz zu den Vorbehalten genereller Nator, 
die eine Materie ganz der LandesgeBetzgebnng überlassen. 

^) Mot. 148 (ebenso Mat. 2); Zitelmann Grenzstrdt» 
Anm. 4. 

^) Zitelmann a. a. 0. 7. 
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BGB) entstehen kann. Die BegriffsbeBtimmung 
dessen, was durch Art. 86 £0 als vorbehalten 
zu gelten hat, erfordert aber, da sich das Lan- 
desprivatrecht nicht in Widersprach mit dem 
Reichsprivatrecht setzen kann und nicht berufen 
ist, mit bindender Kraft für die Rechtssprechung 
Reichsrecht zu interpretieren^), die spezielle 
Prüfung jeder einzelnen Vorschrift eines aus der 
Landesgesetzgebung im Rahmen des Art. 86 EG 
entstandenen oder entstehenden Gesetzes darauf 
hin, ob sie auch inhaltlich vollkommen durch 
den Art. 86 EG gedeckt ist. Die relative Trag« 
weite des Art. 86 EG (der innerhalb der Gren- 
zen dieses Art. bestehende Rechtszustand) lässt 
sich in jedem concreten Falle nur nach Massgabe 
seiner absoluten Tragweite (der innerhalb der 
Grenzen dieses Art. nach Reichsrecht überhaupt 
mögliche Rechtszustand) beurteilen. 

Die Untersuchung der absoluten und relati- 
ven Tragweite eines Vorbehaltes hat nun eine 
prinzipielle Feststellung aller für das Verhältnis 
zwischen Reichsprivatrecht und Landesprivatrecht 
in Betracht kommenden allgemeinen Lehren zur 
Voraussetzung, deren hauptsächlichste deshalb 
auch hier kurz erörtert werden müssen. 

C. Quellen, Geltungsbereich, 
Auslegung des Vorbehaltsrechts. 
I. Für die particuläre Gesetzgebung inner- 
halb der vorbehaltenen Rechtsgebiete wird in 
Art. 2 EG (in Verbindung mit Art. 55 EG) 
das Landesgesetz als Quelle des Vorbehaltrechtes 
bezeichnet, und zwar in dem Art. 2 EG vom 

1) Vgl. Anschütz 1. c. 598. 
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Inhalte ausgehenden definierten Sinne ^). Demnach 
ist als Gesetz im Sinne des BGB und desEG') und 
im gleichen Sinne auch für die Landesgesetze 
aufzufassen jede Rechtsnorm. Eine nähere Be- 
stimmung der Begriffe „Gesetz" und „Rechts- 
norm" findet sich weder im BGB noch im EG, 
indessen wird (mit der herrschenden Ansicht*) 
der letztere Ausdruck als der allgemeinere zu 
fassen sein und Rechtsnorm im Sinne des BGB 
und EG dasjenige bedeuten, was mit Gesetzes- 
kraft feststellt, was Recht ist und also materi- 
elles Recht setzt. 

a. Dies geschieht in erster Linie sowohl durch 
die Reichs- wie Landes -Gesetze, deren Vor- 
aussetzung hinsichtlich ihres Zustandekommens 
im öffentlichen Reichs-*) und Landesrechte be- 
gründet ist*). 

^') Gesetz im materiellen Sinne im Gegensatz zu 
Gesetz im formellen Sinne. Vgl. Laband I §58, II §127. 

•)Vgl. auch EG CP0§12, EG K0§2. EG StP0§7. 

') Indessen hat hier der Einzelstaat, kraft seiner 
Gesetzgebungscompetenz die Entscheidung, inwieweit und 
unter welchen Voraussetzungen für die formelle Gültigkeit 
Landesprivatrechtsnormen im Sinne des BGB und EG als 
Landesprivatrechtsquelle gelten sollen. Vgl. Stranz 1. c. 775. 

*) Vgl. RV Art. 2, 5, 17. 

*) Landesgesetze im formellen Sinne, soweit sie 
materielles Privatrecht setzen, unterliegen nach Form und 
Verkündigung den Vorschriften des öffentlichen Landes- 
rechtes. Ob hier — mangels besonderer Ausnahmevoi^ 
Schriften in der Verfassung der Einzelstaaten — ein rich- 
terliches Prüfungsrecht hinsichtlich der Giltigkeit eines 
Landesgesetzes gegeben ist, wird bestritten. Jedenfalls 
aber unterliegt der richterlichen Prüfung, ob eine partikuläre 
Norm reichsrechtlichen Normen widerspreche. Vgl. RGSt 
XXXIV 121, wo eine Verordnung Lbs. als im Widerspruche 
mit Reichsrecht stehend für ungiltig erklärt wird. 
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Für die Auslegung der Gesetze^) sind die 
allgemeinen Grundsätze der WisfienBchaft und 
der Gerichtsgebrauch, sind auch die Materialien 
der Gesetze von Bedeutung. Soweit aber hier Lan- 
desprivatrecht in Frage kommt, können Beson- 
derheiten seiner Entwickelung, namentlich der 
Sprachgebrauch und die begriffliche Bestimmung 
einzelner Institute, in vor dem 1. 1. 1900 in 
Geltung stehenden Landesgesetzen, wegen ihrer 
Verschiedenheit von der Rechtsordnung des BGB 
erhebliche Schwierigkeiten bereiten, die im je- 
weiligen Falle zu lösen sind. Die einzelstaatli- 
chen AG haben sich im allgemeinen dem BGB 
und EG angeschlossen, sodass hier der Sprach- 
gebrauch in Uebereinstimmung mit dem Sprach- 
gebrauche des Reichsrechtes anzunehmen und 
auszulegen ist, insbesondere hinsichtlich der in 
den AG und im BGB angewandten Terminologie. 
Finden sich hier aber in den AG Abweichungen, 
so ist im besonderen zu prüfen, ob dieselben in 
Fortentwicklung älteren Landesprivatrechtes und 
nach Reichsrecht möglich erscheinen, oder ob 
lediglich ein durch Interpretation zu ermitteln- 
des Versehen in der formellen Redaktion der 
betr. particulären Gesetzesnorm vorliegt. 



^) Für die Auslegung der sg. Privilegien, Über die 
das BGB keine Bestimmungen enth&lt und die als landes- 
rechtliche Privilegien auf den von ihm codificierten Rechts- 
gebieten mangels reichsrechtlicher Ermächtigung (Mot. 1 19) 
von geringer Bedeutung sind, gilt zudem noch die Regel 
der gemeinrechtlichen Theorie^ dass sie mögUchst einengend 
zu interpretieren sind. Vgl. Stranz in Eohler-Holtzendorffs 
Encydopädie I 77. Endemann I 53, Anm. II. 
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b. Auch die sg.^) RechtsTerordnimgen sind 
als Rechtsnormen im Sinne des Art. 2 EG an- 
zusehen. Sie müssen nicht nur einen Rechtssatz 
als Gesetz im materiellen Sinne formulieren und 
in gehöriger Form bekannt gegeben sein'), son- 
dern dürfen auch gegen kein verfassungsmäBsig 
gegebenes Grundrecht Verstössen^), sodass die 
richterliche Prüfung ihrer Gültigkeit unter Um- 
ständen geboten erscheint^)* 

c. Als Rechtsnorm im Sinne des Art. 2 EQ 
sind femer die Staatsverträge des Reiches^) und 
(nach Massgabe des Art. 56 EG) der deutsch^i 
Einzelstaaten zu betrachten^). 

^) Im Ckgensatze zu VenraltmigByerordnnngeii. Vgl- 
Gierke. Deatsehes Privatreeht § 18 Laband I 79, 562, 
665. Meyer, Verwaltongsrecht 1,2 7. Anschfitz 1. c. 603 f. 

^) Wodureh sie aUe StaatsangehörigeQ unmittelbar 
verpflichten. 

') Sie können nur an! Grund gesetzlicher Ermächti- 
gung nach dem Yerfafisungsrechte der Eihzelstaaten erlassen 
werden (auf Grund einer Delegation durch die Gesetzgebung 
in den meisten Einzelstaaten). Vgl auch BG XL 70. 

^) Sie sind im Zivilprozesse, falls GPD 549 (vgl. 
jedoch EG CPO 6) zutrifft, gedgnet, eine Revision zu stützen. 
Vgl. femer RG XXII, 246; XXIV, 1; XLVIH, 195. Auch 
Vertragsnormen oder Venraltungsvorschriften z. B. der Ver- 
kehrsanstalten über die Bedingungen der mit ihnen vorzu- 
nehmenden Geschäfte sind keine Bechtsnormen, ebensowenig 
die Satzungen eines rechtsfähigen Vereins oder einer Stif- 
tung. (Laband I § 58; BG XV, 156; IX, 261.) Allein 
dings kann im Einzelfalle die staatliche Bestätigung solcher 
Verwaltungsvorschriften sie zu Bechtsnormen machen. (Vgl. 
BG Xra, 215, XXVIII, 300.) 

*) BV Art. 11 mit 4. 

•) M I, 2f; P VI 365 ff, 753 ff; Mot. EG 148; 
ÄG XXIV, 13 XXVI 118. Vgl. über den Strdt hinsicht- 
lich der Ausnahmestellung der Staatsverträge Endemann 
1 74, Anm. 4. Niedner Art. 56, Anm. 6. Anschütz 1. c. 615 f. 
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d. Auch die Autonomie^) kann Gesetz im 
Sinne des EG Art. 2 sein, soweit die Vorbehalte 
des EG reichen. 

e. Als allgemeiner Grundsatz darf ferner 
gelten, dass Gewohnheitsrecht*) in gleicher Kraft 
als Rechtsnorm bestehen kann'), und dass sein 
Begriff und seine Voraussetzungen sich durch 
Wissenschaft^) und Gerichtsgebrauch bestimmen. 
Insbesondere kann sich neben dem BGB Reichs- 
gewohnheitsrecht nicht nur als ergänzendes, son- 
dern auch als aufhebendes und abänderndes bil- 
den^); particuläres Gewohnheitsrecht dagegen 
nur im Rahmen der möglichen privaten Landes« 
gesetzgebung und seiner räumlichen Herrschaft 
nach auf die betreffende Landesgebiete beschränkt. 



^) Tatsächlich beschränkt sich die Autonomie heute 
auf die inneren Verhältnisse der Körperschaften und kommt 
für Art. 86 EG insofern besonders in Betracht, als sich 
häufig nach Landesrecht eine Autonomie der Gemeinden 
und Eommunalrerb&nde der kirchlichen und ö. r. Eörpei^ 
Schäften innerhalb gesetzlicher und beschränkter Kompeten- 
zen findet. Es muss sich hier aber immer um eine nach 
den Vorschriften des ö. R. alle Beteiligten unmittelbar 
bindende Norm handeln. Vgl. Stranz in Kohler-Holtzen- 
dorffs Eneydopädie I 778. 

*) P 13; P VI359, 360; I 14, M 17. 

^) Vgl. Staudinger zu Art. 2 EG. Zu demselben 
Art. Niedner Bem. 5, Planck Bern. 2, B. 

*) Vgl. Windschdd-Kipp § § 15, 16. Demburg 
Pand § § 26—29. Gierke § 20. Endemann § 12. Planck 
Vorbem. I 33ff, RG HI 20. 

^) Allerdings ist hier streitig, ob dem Gewohnheits- 
recht nur eine Ergänzung der Lücken des BGB zu über- 
lassen ist (so Endemann § 12) oder ob allgemeine Ge- 
wohnheiten das Gesetz selbst aufheben oder abändern 
können (so Demburg BR I § 28). 
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hier indessen selbst da, wo nach bisherigem Rechte 
Gewohnheitsrecht ausgeschlossen war (falls nicht 
besondere particuläre Normen ausdrücklich an- 
deres bestimmen^). 

Gewohnheiten im engern Sinne (Gebräuche, 
Herkommen, das liebliche, Usancen, uneigentliche 
Observanzen und so weiter) sind kein statutari- 
sches Gewohnheitsrecht, aber im jeweiligen Falle 
als Auslegungsmoment zu würdigen, sodass sie, 
im Gegensatze zum particulären Gewohnheits- 
rechte als particuläre Gewohnheiten gegenüber 
dispositiven Normen des Reichs- sowohl wie 
Landesrechtes Anwendung finden können. 

f. Auch nichtdeutsche Rechtsnormen können, 
namentlich nach Massgabe des internationajen 
Privatrechtes, unter Umständen Anwendung 
finden. 

g. Dagegen kommt als unmittelbare Rechts- 
quelle die Gesetzes- und Rechtsanalogie nicht in 
Betracht. Jedoch geht aus der Entstehungsge- 
schichte des BGB und EG hervor, dass Analogie 
und Auslegung hier eine unmittelbare Bedeutung 
haben. 

II. Das (durch Art. 55 EG) hinsichtlich 
des Landesprivatrechtes betonte Eodifikations- 
prinzip bringt dieses im Gegensatze zum öffent- 
lichen Landesrechte, das unberührt von der Zu- 
ständigkeit des Reiches für die gemeinsame Ge- 
setzgebung über das bürgerliche Recht bleibt. 



*') Vgl. insbesondere über die Verkehrssitte Staub, 
Einleitung, Anm. 27 ff, besonders über die Börsenbedingnn- 
gen 1. c. S. 10. 

•) Vgl. BGB E I. I.Buch, Erster Abschnitt. § 1; 
M I 16; P I 2; Tgl. auch RG XXIV 50. 
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Das öffentliche Recht steht jedoch in man- 
nigfachen Wechselbeziehungen mit dem bürger- 
lichen Rechte und bewarf oft einer Erläuterung 
durch dieses. Soweit das öffentliche Recht Be- 
griffe des bürgerlichen Rechtes (z. B. Wohnsitz, 
Sitz) voraussetzt, kann diese Erläuterung natür- 
lich nur nach bürgerlichem Rechte geschehen. 
Bei öffentlichem Reichsrechte scheint diese Er- 
gänzung aus bürgerlichem Reichsrechte gegeben, 
bei dem öffentlichen Rechte der Einzelstaaten 
wird eine ähnliche Ergänzung im Regelfalle der 
Absicht des betr. Rechtes entsprechen, die Ent- 
scheidung hierüber steht aber dem particulären 
öffentlichen Rechte zuO- Die Grenze zwischen 
öffentlichem und bürgerlichem Rechte lässt sich 
nicht a priori bestimmen*), vielmehr wird hier 
die Entwicklung der gesamten particulären Ge- 
setzgebung im jeweiligen Falle die Unterlage für 
die Entscheidung liefern müssen. 

Die privatrechtliche Codifikation erstreckt 
sich auch auf Vorschriften, die insofern einen 
öffentlich rechtlichen Charakter aufweisen, als 
sie aus Bedürfnissen des inneren Staatsrechtes 
hervorgegangen, ihrem Grund und Zweck nach 
darauf gerichtet sind, Institutionen des öffent- 
lichen Rechtes vor Verfall zu schützen, zu pfle- 
gen und zu fördern, die aber ihrem Inhaltenach 
gleichwohl einen Teil der Regelung des bürger- 
lichen Rechtsverkehres ausmachen und deshalb 
den Normen des bürgerlichen Rechtes zugezählt 
werden müssen'). Inwieweit hier ein öffentlicher 

^) Mot. EG 64. 
•) Mot. EG 147. 



») Mot. EG 146. 
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Rechtsgnind vorliegt, bleibt mangels ausdrück- 
licher reichsrechtlicher Entscheidung für dieVor- 
behaltsgebiete^) dem öffentlichen Redite der 
Einzelstaaten zu beurteilen anheimgestellt; so- 
weit hier aber die landesgesetzliche Kompetenz 
für die bürgerlichrechtlichm Normen im EQ 
anerkannt word«i ist, können privatrechtliche 
particuläre Normen Anwendung finden. Es kann 
aber keine Feststellung durch Landesrecht erfol- 
gen, dass das Reichsrecht hier die Grenzen 
zwischen öffentlichen und bürgerlichen Rechte 
verschoben habe. Im Art. 86 EG wird man eine 
ausdrückliche reichsrechtliche Regelung der Kom- 
petenzfrage bezügl. der hier umgrenzten Rechts- 
verhältnisse finden müssen. Soweit der Art. 86 
EG an sich in Frage kommt, kann es sich nur 
um bürgerlichrechtliche Normen der Landes- 
gesetzgebung handeln. Die Tatsache aber, dass 
dieser Artikel einen integrierenden Bestandteil 
eines bestimmten öffentlich rechtlichen Institutes 
(staatliches Aufsichtsrecht über j. P.) bildet, 
und dass unter Umständen daraus für die im 
Rahmen des Art. möglichen bürgerlichreditli- 
chen particulären Normen eine Beeinflussung 
durch das öffentliche Recht abgeleitet werden 
muss (vgl. über die staatliche Genehmigung und 
ihre Wirkungen w. u. S. 16 ff) weist darauf 
hin, dass dieser Art. der Landesgesetzgebung 
die Formulierung privatrechtlicher Normen über- 
lässt, die zugleich teilweise öffentlich rechtliche 
sind. Soweit im Art. 86 EG die Kompetenz- 

') Dass dies anch für die nicht der Landesgesetz- 
gebung Yorbehaltenen (Gebiete gilt, wird beetritten Ton 
Endemann I § 16, Anm. 3. 
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grenze festgestellt worden ist, kommen sie nur 
als bürgerlichrechtliche in Betracht, soweit das 
nicht geschah, bleiben sie in Wirksamkeit als 
öffentlicfarechtliche. 

III. Zu den schwierigsten Fragen, die bei 
der Untersuchung des Verhältnisses von Reichs- 
privatrecht zum Landesprivatrecht zu prüfen 
sind, gehört die nach dem Geltungsbereiche des 
Landesprivatrechtes. Sie hier auch nur an- 
nähernd erschöpfen zu wollen, ist, ohne den 
Eahmen unserer Darstellung zu sprengen, un- 
möglich. Wir müssen uns hier darauf beschrän- 
ken, die hauptsächlichsten dabei in Betracht ge- 
zogenen Gesichtspunkte hervorzuheben. 

Die räumliche Herrschaft des BGB im Kol- 
lisionsfalle mit ausländischem Recht bestimmt 
sich nach (in den Art. 7 — 31 EG allerdings 
nicht ausreichend geregeltem^) internationalen 
Privatrechte. Das hier in der Hauptsache zur 
Durchführung gelangte Prinzip, dass deutsches 
Recht zur Beurteilung rein deutscher Verhältnisse 
massgebend ist, schuf die sogenannten einseiti- 
gen Eollisionsnormen; während daneben auch 
sogenannte vollkommenen Eollisionsnormen die 
Anwendung des für das Rechtsverhältnis mass- 
gebenden Rechtes die örtliche Beziehung anord- 
nen, gleichviel ob dieses Recht deutsches oder 
ausländisches ist. 

a. Die örtliche Kollision des Landesrechtes 
auf den Vorbehaltsgebieten kann eine dreifache 
sein: es kann mit ausländischem (nichtdeutschen) 
Rechte oder mit dem Rechte anderer Einzel- 



^) a. A. Poeener 86. 
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Staaten kollidieren, es können aber auch in 
einem Einzelstaate verschiedene Privatrechts- 
ordnungen diese Kollision herbeiführen. Die 
Feststellung des Verhältnisses örtlicher Kollision 
auf landesrechtlichen Gebieten ist sehr umstrit- 
ten worden, sodass man hier kaum von einer 
herrschenden Ansicht sprechen darf. Man nimmt 
hier anO> dass die Vorschriften des bisherigen 
einzelstaatlichen internationalen Privatrechtes 
dem öffentlichen Rechte angehören und daher in 
Art. 55 EG nicht einzubeziehen sind. Hiergegen 
ist, (eine Ansicht, der auch wir zuneigen) ein- 
gewendet worden*), dass der Reichsgesetzgeber 
selbst diese Vorschriften zu den privatrechtlichen 
zählt, weil er ihre Regelung in Angriff genom- 
men hat (und diese Ansicht wird auch von fast 
allen einzelstaatlichen Gesetzgebern geteilt). Es 
werden daher für die örtliche Kollision des 
Landesrechtes auf den Vorbehaltgebieten diejeni- 
gen Prinzipien massgebend sein, die aus dem 
BGB und dem iaternationalen Privatrechte des 
EG und (soweit dies nicht möglich) aus den all- 
gemeinen Grundsätzen, die sich aus der Natur 
der Rechtsverhältnisse ergeben, abzuleiten') sind. 



*') Endemann I § § 16, 19; Dernburg B. R. I §35; 
auch Zitelmann JP I 198 ff hält prinzipiell die Vorschrif- 
ten des internationalen Privatrechtes für öffentlich recht- 
liche, anerkennt aber, dass der Reichsgesetzgeber sie als 
privatrechtliche behandelt. 

*) Vgl. Stranz in Kohler-Holtzendorffs Encyclopädie 
I 781 Planck, Anm. 4 zu Art. 7 ff . 

®) Wobei aber anzunehmen ist, dass, abgesehen von 
der ausdriicklichen Vorschrift des Art. 56 EG, das Landes- 
recht für die Zukunft von den Prinzipien des Reichsrechteg 
abweichende Normen für die Vorbehaltsgebiete aufstellen 
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b. Die zeitliche Kollision des Landesrech- 
tes auf den Vorbehaltsgebieten, die Einwirkung 
der neu entstandenen Gesetze auf diejenigen 
rechtlichen Verhältnise, die entstanden waren, 
bevor jene in Kraft traten, charakterisiert sich 
hauptsächlich in den sogenannten Uebergangs- 
fragen (Einwirkung des BGB auf zuvor ent- 
standenen Verhältnisse), wenn sie natürlich auch 
für zukünftige neue Gesetze in Betracht kommen. 

Auch hier wird das soeben angedeutete 
Prinzip einer sinngemässen Anwendung der 
reichsrechtlichen Regelung durchzuführen sein^), 
auch die zeitlichen Kollisionsnormen werden 
durch Art. 55 EG berührt»), 

IV. Die Frage nach der Wirkung eines 
speziellen Vorbehaltes auf die sogenannten all- 
gemeinen Vorschriften^) von ihm berührter vor 
dem 1. 1. 1900 in Geltung befindlicher particu- 
lärer Normen^) hat nicht die gleiche Wichtigkeit 
wie bei den generellen Vorbehalten, da der in 



kann, und dass örtliche Kollisionsnormen der Landesrechte 
fortgelten, soweit es sich um eine sogenannte unechte Ver- 
weisung handelt. Stranz 1. c. 781. 

') A. A. für die üebergangsfragen : Habicht § 4 m. 

^) Eine kurze Zusammenfassung der hier in Betracht 
kommenden reichsrechtlichen Regeln gibt (in Anlehnung an 
Mot. I 19) Stranz 1. c. 783 ff. 

^) d. h. aus dnheitlichem Grunde festgestellte und 
im Gegensatze zu den besonderen Vorschriften in ihrer An- 
wendung nicht nur auf ein bestimmtes Gebiet beschränkte, 
Eine scharfe Trennung ist auch im BGB (bez. EG) nicht 
durchgeführt worden, eine genaue Feststellung des Begriffes 
der allgemeinen Vorschriften würde hier zu weit führen. 

^) Es handelt sich im Folgenden nur um die Bezie- 
hung auf allgemeine Vorsctiriften der Landesgesetze, die 
vor dem Inkrafttreten des BGB bestanden. 
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den Bpeziellen Vorbehalten vom Reichsgesetz- 
geber geschaffene Rahmen zumeist (wie auch im 
Art. 86 EG) diese Wirkung sehr einschränken 
wird^)- 

Solche allgemeinen Vorschriften können in 
vor dem 1. 1. 1900 in Geltung bdindlichen 
Landesgesetzen nicht enthalten, sondern voraus- 
gesetzt gewesen sein; es kann auf sie (als auf 
allgemeine Vorschriften des bisherige Rechtes) 
verwiesen worden sein, sie können endlich auch 
selbst derartige Vorschriften enthalten haben. 

a. Fehlen solche allgemeinen Vorschriften und 
werden sie vorausgesetzt, so sind sie, obwohl 
hier eine ausdrückliche Vorschrift fehlt, aus dem 
BGB und EG zu ergänzen«). 

b. Soweit in der Landesgesetzgebung auf 
Vorschriften verwiesen ist, welche durch das 
BGB oder EG ausser Kraft gesetzt werden, 
(Art. 55 EG)^) treten an deren Stelle die ent- 
sprechenden Vorschriften des BGB und EG (nach 
Massgabe des Art. 4 EG)*). 



^) Das Verhältnis der neben dem BGB in (joltang 
befindlichen Reichsgesetze zu diesem regelt sich (mit den 
hier nötigen Modifikationen: vgl. zu den ror dem 1. I. 
1900 in Kraft getretenen Reichsgesetzen EG, Art. 32 bis 
54) in einer dem Verhältnisse des privaten Landesrechtes 
im BGB entsprechenden Weise. Zum Streit, ob in B. im 
Wege der Reichsgesetzgebung erlassenen Gesetze Landes- 
gesetze oder Reichsgesetze sind, vgl. Staudinger 11. 

•) Vgl. Demburg BR I § 13, Anm. 10. 

') Auch Vorschriften des Reichsrechtes, soweit sie 
durch das BGB oder EG ausser Kraft gesetzt sind, kom- 
men hier in Betracht. Hierzu treten femer die durch die 
AG ausser Kraft gesetzten particulären Normen. 

*) Vgl. P VI 600 Mot. EG 64, 148 ff Prot. 9186. 
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Die Verweisung braucht keine auBdrttckliche 
zu sein auf allgemeine Vorschriften oder be- 
stimmt bezeichnete Teile eines Gesetzes, sie 
kann auch stillschweigend geschehen (z. B. da, wo 
Bechtsverhältnisse in der Ausdrucksweise des 
BGB von der in der Verweisung gebrauchten 
Ausdrucksweise abweichen). 

Die Verweisungen können in (Reichs- oder) 
Landesgesetzen vorhanden sein, wobei unter Ge- 
setz jede Rechtsnorm im Sinne des Art. 2 EG 
zu verstehen ist, jedoch ist bei Verweisungen in 
Landesgesetzen Voraussetzung, dass diese seit 
dem 1. 1. 1900 noch in Geltung bleiben. 

Werden in ihnen inhaltlich nicht wiederholte 
Rechtssätze des jeweiligen privaten Landesrech- 
tes als Ausdruck des Gesetzesinhaltes in Bezug 
genommen^) (echte Verweisung), so treten an 
deren Stellen die entsprechenden Vorschriftendes 
BGB und EG. 

Werden in ihnen dagegen Vorschriften be- 
sonderen Inhalts in Bezug genommen, die wegen 
dieses Inhalts einen Bestandteil des verweisenden 
Gesetzes bilden (unechte Verweisung), so bleiben 
diese Normen in Kraft^). 

Auch dann bleiben die Vorschriften des 
älteren Rechtes in Kraft, wenn sich im BGB 
oder im EG eine entsprechende Vorschrift nicht 
findet^), wenn ein Rechtsinstitut in der Ordnung 

1) Zitelmann 39. 

2) Vgl. über den sehr bestrittenen Bognff der un- 
echten Verweisung Habicht 105—108, 113, 117, 285, 621; 
Zitelmann 38 ff; Stranz in Eohler-Holtzendorffs Encydopädie 
787. üeber die sogenannte Wiederholung 1. c. 790 ff. 

') Endemann I § 6 Note 6. 
Beehtseinheit, Heft 8 2 
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dw BGB unbekannt oder nur mit weBentlichen 
Veränderungen bekannt istundderLandesgeBetz-^ 
gebung die Aulrechterhaltung solchen Rechte- 
inetitutes vorbehalten erscheint. 

c, Waren allgemeine Vorschriften in vor 
dem 1. L 1900 in Geltung befindlichen Landes- 
gesetzen selbst enthalten, so konnten sie sich 
hier einerseits als ledigliche Wiederholung der 
überhaupt allgemein für das jeweilige Landes- 
privatrecht geltenden Grundsätze finden, ande- 
rerseits aber auch von diesem abweichend als 
Sonderregelung« 

d. Die feste Umgrenzung der zu Gunsten 
des Landesprivatrechtes im EG vorbehaltenen 
Beohtsgebiete durch ausdrückliche Vorschriften 
ihrer AG stellte die Landesgesetzgebung vor 
eine schwierige Aufgabe, zumal sie ihre gesetz- 
geberische Arbeit hier in verhältnismässig kurzer 
Zeit leisten musste. Eine Kodifikation des ge- 
samten neben dem BGB in Geltung befindlichen 
Landesprivatrechtes hat kein Einzelstaat vor- 
genommen, indessen haben di« meisten Einzel- 
staaten in ihren AG insofern eine negative 
Feststellung des particulären Normenbestandes 
eintreten lassen, als sie hier ausdrücklich be- 
zeichneten, welche Gesetze mit dem 1. L 1900 
nicht weiter gelten sollten. Im übrigen gelangte 
die Landesgesetzgebung zum Ausbau und zur 
Ausnutzung der Vorbehalte durch Anpassung 
der in Kraft gebliebenen Gesetze an das neue 
Reichsrecht und durch neue generelle Regelung 
der Vorbehaltsgebiete. Dass bei der Klärung 
und Feststellung des particulären Normenbestan- 
des (zumal viele an sich durch das neue Reichs- 



Digitized by 



Google 



l« 



recht ausser Kraft gesetzte particuläre Normeii 
nicht auch ausdrücklich in den AG aufgehoben 
wurden) sehr oft ein Grenzstreit zwischen Lan- 
des- und Reichsprivatrecht entstehen wird, liegt 
auf der Hand. Hier wird im konkreten Falle 
die richterliche Prüfung und Entscheidung ge- 
stützt durch die Ergebnisse der Wissenschaft 
den Streit schlichten müssen, wofern nicht nach 
Art. 7, Ziff. 3, RV eine endgültige Entscheidung 
herbeigeführt wird^). 

§ 2. Art. 86-88 E8 
als Vorbehalt der landesrechtlichen Amortisations- 
gesetzgebung im weiteren Sinne (Erwerbsbe- 
schränkungen juristischer Personen). 

A. Allgemeine Voraussetzungen 
des Art. 86 EG. Begründung der 
rechtspolitischen Idee 
d e r A r t. 86 — 88 E G. 
Das BGB regelt grundsätzlich nicht Ver- 
hältnisse des öffentlichen Rechts; es kann jedoch 
bei der inneren Einheit zwischen öffentlichem 
und bürgerlichem Recht, die tief in der germa- 
nischen Rechtsidee begründet ist'), mehrfach 
nicht vermeiden, da, wo der Einfluss des ö. 
Rechts auf das bürgerliche besonders deutlich 
wird, in ausdrücklicher Vorschrift kenntlich zu 
machen, dass ein Rechtsverhältnis vorliege, an 
dessen Ordnung sowohl das ö. wie das b. Recht 
Interesse hätten, um dabei den Standpunkt des 



*) Vgl. Anschütz 1. c. 598, 613. 
') So Gierke, Die historische Rechtssehule und die 
Germanisten. B. 1903, S. 23. 

2* 
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b. R., soweit er in Frage kommt, zu normieren. 
Das staatliche Aufsichtsrecht über die j. Per- 
sonen ist von grosser Bedeutung für das ö. Recht 
der Einzelstaaten, und seine Mängel könnten 
eine so grosse Schwächung der Staatsgewalt 
herbeiführen, dass im E I EG (Art. 49; später 
Art. 80) ausdrücklich bestimmt worden war, 
dass alle landesgesetzlichen Vorschriften über 
dieses Aufsichtsrecht unberührt bleiben sollten^). 
Diese Bestimmung wurde später weggelassen^), 
weil im einzelnen Falle besser zu prüfen sei, ob 
eine die Beaufsichtigimg j. P. betreffende Vor- 
schrift dem ö. Rechte angehöre. 

Hat sich nun das ö. Interesse im Staats- 
aufsichtsrechte über die j. P. zu ö. Rechtsvor- 
schriften verdichtet^), so müssen diese natürlich 
im BGB unberührt bleiben; ist dagegen eine 
privatrechtliche Vorschrift das Mittel zur Wah- 
rung ö. Interessen^) und besteht hier noch keine 
ö. rechtliche Norm, so lässt das BGB, um das 
öffentliche Recht der Einzelstaaten durch seine 
Vorschrift nicht zu verletzen, der Landesgesetz- 
gebung bezüglich der privatrechtlichen Vorschrif- 
ten solcher Art Raum, damit diese selbst 
zwischen den verschiedenen Forderungen des ö. 
Interesses hier unterscheide. 



^) Vgl. Mot. EG 172. 

2) Metallographierte Protokolle der II. Kommission 9203. 

^) Insbesondere bei dem deutschen Staatrerbande ir- 
gendwo eingegliederten und insofern ö. Korporationen und 
Anstalten in deren Satzungen. 

^) Wie z. B. die im ö. Interesse erlassenen gesetz- 
lichen Eigentumsbeschränkungen, die im Enteignungszwang 
bestehen. 
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In der Sphäre deB bürgerlichen Rechte wird 
sich das staatliche Auf sichtsrecht über die j. 
Personen besonders bemerkbar machen durch 
seinen Einfluss auf die Vermögensverhältnisse 
der 3. Personen. So steht auch die durch Art. 
86 EG vorbehaltene Materie im engen Zusam- 
menhange mit dem staatlichen Aufsichtsrechte.^) 

Es soll durch ihn der Landesgesetzgebung 
die Möglichkeit gegeben werden, aus Gründen 
des ö. Rechts durch eine Norm des b. Rechts 
bürgerlichrechtliche Wirkungen hervorzurufen, 
ein Mittel zu schaffen, um schnell und gesetzlich 
in allen denjenigen Fällen eingreifen zu können, 
in denen der Erwerb j. P., ihre Eraftsanunlung, 
gefahrdrohend zu werden scheint. Insbesondere 
soll durch den Art. 86 EG auch eine Gleich- 
stellung der durch das BGB geschaffenen j. P. 
mit denjenigen, die auf Grund besonderer Gesetze 
dem staatlichen Aufsichtsrechte in dieser Ein- 
sicht unterworfen sind, herbeigeführt werden. 

Die im Art. 86 EG formulierte rechtspoli- 
tische Absicht ist nicht unwidersprochen geblie- 
ben und hat vielfach bei den Beratungen dieses 
Art. sowohl wie der auf ihn gegründeten Nor- 
men einzelner AG lebhafte Auseinandersetzungen 
zwischen den Freunden und Feinden solcher Er- 
werbsbeschränkungen veranlasst^) . Dass solche ihre 
allgemeinen historischen Voraussetzungen haben, 
braucht hier nicht des weiteren erörtert zu 



1) Mot. EG 172, Niedner 177. 

^) Die z. B. in B. nach dem Ausdrucke eines Ab 
geordneten geradezu zu einer Kraftprobe zwischen der Re- 
gierung und einer anderen Macht wurden. 
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werden^). Wohl aber rnuBs gezeigt werden, daes 
eie auch im besonderen dem bisherigen Rechts- 
zustande des deutschen Reiches entsprechen. 
Vorher jedoch sollen die hauptsächlich für und 
wider Art. 86 EG erhobenen Begründung^ und 
Einwände hier kurz angedeutet werden. 

Der Art. 86 EG dient sowohl dem Schutze 
öffentlicher Interessen wie der Familie, er soll 
aber auch keine „kränkende Bevormundung j. 
Personen** veranlassen und die vom BGB mit 
Rechtsfähigkeit ausgestatteten J. P. „Polizei- 
massregeln'' des ö. Rechts überantworten^). 
Darum wird die durch Art. 86 EG Yorbehaltene 
Materie der gemeinsamen Regelung durch das ö. 
wie b. Recht bedürftig, indem für jeden Rechts- 
kreis festgestellt werden muss, welche Interessen 
die jeweils schutzwürdigeren sind. 

Die öffentlichen Interessen, welche das ge- 
setzgeberische Motiv für die Privatrechtsvor- 
schrift des Art. 86 EG waren, sind mannigfacher 
Art. Zunächst wirtschaftliche, die die Verklam- 
merung zu grosser Vermögensmassen und die 
dadurch geschaffene Macht in einer und zwar 
der sogenannten toten Hand j. P. verhindem 
sollen. Denn das Vermögen j. P. ist nicht den 

1) Vgl. Kahl § § 1 und 2. Mit Recht weist Öert- 
mann S. 78, auf die Säkularisationen in Oesterrdch und 
Deutschland, auf das Beispiel Spaniens hin, das wegen 
seiner zu nachsichtigen Amortisationsgesetzgebung schwere 
wirtschaftliche Krisen durchleben muste, mit Recht betont 
Meurer S. 95, dass die Frage der Erwerbsbeschränkung^ 
j. P. (besonders der geistlichen) nicht nur dne legislativ 
potiüBche sei, vielmehr eine allgonein kulturelle Bedeutung 
habe. 

*) So Kohler, Encyclopädie I, 575. 



Digitized by 



Google 



88 



gleichen Gefahren der Teilung und Minderung 
irie das der natürlichen ausgeeetsKt, da die län*- 
gere Lebensdauer der j. P., die Tatsache, dasa 
ihre Vermögensverwaltimg nicht von den fint*- 
schlüssen eines Einzelne im Regelfalle beein- 
flusst wird, ein vielfach fOr ei« bestdiendes Ver- 
äuss^nmgsverbot, ihre wirtschaftliche Stellung 
derart kräftigen, dass die so hervorgerufene 
Kapitalkonzentrierung leicht wirtschaftliehe 
Konflikte herbeiführen müsste. Und eine direkte 
Bedrohung des Staates würde diejenige schran- 
kenlose Erweiterung der Machtsphäre von ihm 
ins Leben gerufener wirtschaftlichen Giganten 
bedeuten, die eine „Vertrustung* weiterer Teile 
seines Grund und Bodens bezweckt, die diner 
kleinen, in der j. P. wirkenden Kapitalisten- 
gruppe, deren Einzelmitglieder nicht einmal 
Staatsbürger zu sein brauchten, als Zweckidee 
der ]. P. eine die Lebenserhaltung des Staates 
gefährdende Ausnutzung dieses ihres Besitzes 
möglich machen würde. Hief müssen die wirt- 
schaftlich Schwachen im wohlverstandenen In- 
teresse des Staates geschützt werden^). Anderef- 
6eits fordert das ö. Interesse aus berechtigten 
Gründen, dass ein freigebiger Zuwender geschützt 
werde gegen unlautere Willensbeeinflussung auf 
rechtsgeschäftlichem Gebiete, dass aber auch der 
gesetzlichen Erbfolge, insbesondere dem Pflicht- 
teilsrechte dieser Schutz zu teil werde, und dass 
der Geber nicht in üeberschätzung seiner wirt^ 
schaftlichen Fähigkeiten hilfsbedürftige nahe 
Verwandte schädige. 



^) Vgl. dazu Kahl 161 ff . 
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Endlich sprechen auch staatsrechtliche 
Gründe für den Vorbehalt des Art. 86 EG. Der 
Staat muss seine Rechte gegenüber der Koaliti- 
onsfreiheit wahren, er kann sein Staatsauf sichts- 
recht über die 3. P. nicht derart einschränken 
lassen, dass er auf die Möglichkeit verzichtet, 
irgend wie die Vermögenssanunlung 3, P, stören 
zu können, zumal da für ihn besonders gegen- 
über den geistlichen 3. P. diese Form der Auf- 
sichtsführung über die Vermögensverwaltung ein 
Korrelat des besonderen Schutzes bedeutet, wel- 
chen die Kirche nach dem Staatskirchenrechte 
geniesst. Gegen diese Gründe ist eingewandt 
worden, dass sie vielfach übertreibend die wirt- 
schaftliche Stellung der 3. P. zeichneten, dass 
die moderne Freiheit des wirtschaftlichen Ver- 
kehrslebens und die grundsätzlich gleiche 
Rechtstellung aller Rechtssubjekte auf diesem 
Gebiete nicht zum Schutze übertriebener 
Gefahren in Frage gestellt werden dürfte. 
Insbesondere hat man hier noch hervorgehoben, 
dass, wenn das holographische Testament eine 
unrechte Willensbeeinflussung eines freigebigen 
Testators erleichtere, jedenfalls doch auch durch 
Legate an rechtlich anrüchige Personen hilfsbe- 
dürftige Verwandte geschädigt werden könnten, 
und dass dies jedenfalls nicht die indirekte Be- 
einschränkung der Verfügungsmacht, der Testier- 
freiheit, durch Art. 86 EG aufwiege^) ^ 

Uns scheinen diese Einwände nicht zwin- 
gend. Soweit die Landesgesetzgebung in Fort- 
führung ihres bisherigen Rechtszustandes von 

^) Vgl. die wiederholten Ausführungen v. Schmitts 
(als Referenten) in der B. Kammer der Reichsräte. 
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dem Vorbehalte des Art. 86 EG Gebrauch macht, 
hat sie keineswegs grundsätzlich ausgesprochen, 
da88 dieVermögensansammlung einzelner Rechts- 
subjekte ohne weiteres verhindert werden soll, 
hat sie sich keineswegs in Gegensatz gebracht 
zu den ethischen Motiven, die einen freigebigen 
Zuwender zumeist bestimmen. Sie hat vielmehr 
nur dem Staate die Möglichkeit gesichert, im 
besonderen Falle durch ein Hoheitsrecht da ab- 
zuhelfen, wo sununum jus summa injuria wäre. 

B. Entstehungsgeschichte 
des Art. 86 EG^). 
(E: 149, II 61, III 86.) 

Der Art. entspricht dem Art. 49 E I, 2. 
Absatz. 

Absatz 1 des letzteren bestinmoite, dass: 
„Unberührt bleiben die Vorschriften der Landes- 
gesetze über die Verwaltung und Beaufsichtigung 
juristischer Personen" und wurde in der RTK*) 
gestrichen, nachdem er in der II E und im 
Bundesrat (hier unter Streichung des Wortes 
„Verwaltung") angenonmien war. 

Absatz 3 des letzteren bestimmte: „Auf 
juristische Personen, deren Persönlichkeit auf 
besonderer reichsgesetzlicher Vorschrift beruht, 
finden die Vorschriften des Abs. 2 keine An- 



1) Mot. zum EG 170 ff. P. VI 400—407, 612-616; 
Mot. 38 (zu Art. 80) und 42 ff., RTK 440, S. 26 und 
440 d S. 11, St. B. 3030, 3096, PI 12770 ff., 3030 ff., 
3096, P 8807, 8839—43, 8845—53, 9203-09. KB 
1949 ff 213, RTK 30-33. 

^) Da der Inhalt des Absatzes in der abgeänderten, 
sich nur auf das ö. Aufsichtsrecht beziehenden Fassung 
von selbst gelte und das BGB das ö. Recht nicht regele. 
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Wendung", und wurde nach längeren Verband* 
lungen und mit geringen Veränderungen in der 
II E angenommen, vom Bundesrat aber ge- 
etricben und dann von der RTE nacb längerer 
Unentscbiedenbeit endgültig fallen gelassen^). 

Absatz 2 des letzteren endlicb, in dem 
ursprünglich jede Wertbestimmung fehlte, wurde 
in der RTK auf „Gegenstände im Werte von 
mehr als 3000 M/ eingeschränkt und dieseWert- 
grenze dann im Reichstagsplenum auf 5000 M. 
hinaufgerückt. 

In der Gesetz gewordenen Fassung bestimmt 
der Art. 86 EG in seinem ersten Satze, dass: 
„Unberührt bleiben die landesgeeetzlichen Vor- 
schriften, welche den Erwerb von Rechten durch 
juristische Personen beschränken oder von staat- 
licher Genehmigung abhängig machen, soweit 
diese Vorschriften Gegenstände im Wert von 
mehr als fünf tausend Mark betreffen** und behält 
damit (in Verbindung mit dem Vorbehaltsaus- 
spruch des Art. 55 EG) die von ihm umgrenzte 

^) Der hauptsächlichste Zweck dieses Absatzes war, 
die durch Reichsrecht ausserhalb des BGB geschaffenen 
Juristischen Personen, sofern sie einzelstaatsfremd waren 
(d. h. ihren Sitz nicht in dem Bundesstaate hatten), unter 
die gleichen rechtlichen Voranssetzungen wie die einsei- 
staatseinheimischen hinsichtlich ihrer Vennögensfähigkeit cu 
stellen. Vgl. w. u. 

*) Im zweiten Satze war schon von der II E. der 
nunmehrige Wortlaut aus Abs. 2 des Art. 48 E I (jetzt 
Art. 87) mit geringfügigen Aenderungen hinüber genommen. 

') Vgl. Zitelmann 4. Vorbehalts m a t e r i e insofern, 
als er die von ihm herausgehobenen Vorschriften ihrem 
Inhalte nach abgrenzt, so dass jeder Satz privaten Landes- 
rechtes zu prüfen ist, ob er inhaltlidi durch den Vorbehalt 
gedeckt wird. 
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Materie^) den privatrechtlichen Vorschriften der 
Landesgesetze vor. 

Er stellt sich dar als ein Vorbehalt für 
„ganze Inbegriffe möglicher Vorschriften", die 
„Erwerbsbeschränkungen juristischer Personen'' 
anordnen. 

Inwieweit im Rahmen dieses Vorbehalts lan- 
desprivatrechtliche Normen möglich erscheinen, 
ergibt ein kurzer XJmriss seiner absoluten Trag- 
weite^). 

Allgemeiner Ansicht nach bezieht sich der 
Art. 86 EG seinem materiellen Inhalte nach auf 
alle diejenigen juristischen Personen, die inner- 
halb der Rechtsordnung des BGB an dessen 
Verkehre teilnehmen können. Einen, sowohl ent- 
geltlichen wie unentgeltlichen Erwerb von Ver- 
mögensrechten innerhalb einer bestimmten Wert- 
grenze, der von solchen juristischen Personen 
gemacht wird, zu verbieten, von staatlicher 
Genehmigung abhängig zu machen oder sonst in 
irgend einer Art zu beschränken, bleibt dem 
Landesprivatrechte überlassen. 

Wieweit nach diesem, sofern es durch den 
Vorbehalt gedeckt wird, der unentgeltliche Er- 
werb juristischer Personen beschränkt werden 
kann und beschränkt wird, wieweit also in die- 
ser Hinsicht seine absolute und relative Trag- 
weite reicht, darzustellen, soll im folgenden ver- 
sucht werden. 



^) Die Begründung im einzelnen wird im Laufe der 
DarsteUnng gegeben. Hier musste eine vorwegnehmende 
Feststellung der absoluten Tragweite des Art. 86 EG er- 
folgen, da in den folgenden Ausführungen hauptsächlich nur 
der unentgeltliche Erwerb behandelt wird. 
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C. Besondere Voraussetzungen 

des Art. 86 EG. 

Der Rechtszustand hinsichtlich der von ihm 

umgrenzten Materie vor dem 1. 1. 1900. 

I. Die meisten Einzelstaaten, die in einer 
ausdrücklichen Norm ihrer EG zum BGB eine 
generelle Regelung der durch Art. 86 EG (bezw. 
Art. 88 EG) vorbehaltenen Materie durchführten, 
gelangten hierzu, indem sie bereits bei ihnen in 
dieser Hinsicht bestehende Gesetze den zwin- 
genden Vorschriften des neuen Reichsrechtes, 
insbesondere der von diesem (Art. 86 EG) vor- 
geschriebenen Wertgrenze entsprechend umform- 
ten, ohne hierbei im wesentlichen sachliche Aen- 
derungen vorzunehmen, wie die folgende Ueber- 
sicht des Rechtszustandes vor dem 1. 1. 1900 
erweisen mag. Es wurden bis zu diesem Tage 
sowohl Erwerbsbeschränkungen juristischer Per- 
sonen überhaupt auf Grund besonderer Gesetze 
möglich (so in Bd. Hb. P. M.) als auch be- 
standen insbesondere (in B. Bd. E. H. P. SA. 
SCG. SM. SW. W.) sg. Amortisationsgesetze^), 
die sich gegen den Vermögenserwerb der manus 
mortua ecclesiastica richteten, und die KahP) 
in 21 Gruppen teilt, um deren vielfach sich 
kreuzende örtliche Geltungsgebiete und Mannig- 
faltigkeit (die wichtigsten hierhergehörigenRechts- 
normen waren in 182 Gesetzen enthalten, wovon 
ungefähr ein Drittel unmittelbare Quelle des 
geltenden Rechtes war) den dadurch äusserst 
unsicheren Rechtszustand zu erhellen. 



1) Vgl. Kahl 296. 

2) a. a. 0. § 45, Ziff. IL 
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Durch diese Gesetze war bald der Immo- 
biliar- und Mobiliarerwerb juristischer Personen 
beschränkt, bald nur einer von beiden^), bald 
der Erwerb ohne Rücksicht auf seine Entgelt- 
lichkeit oder Unentgeltlichkeit*), bald nur der 
unentgeltliche Erwerb*) oder der entgeltliche 
Erwerb^). Ebenso verschieden waren die Wege, 
die zur Erreichung dieses Zweckes eingeschlagen 
wurden. Einzelne Gesetze machten die Gültigkeit 
oder die Wirksamkeit der obligatorischen Ver- 
pflichtungen und der dinglichen Entäusserungs- 
geschälte von staatlicher Genehmigung abhängig*^) . 



*) Kahl § 45, Ziff. III und IV. Die Beschränkungen 
des Mobiliarerwerbes kommen in achtfacher Abstufungg vor: 
ohne Unterschied der Summe und in Beschränkung der 
~ genehmigungsfreien Sunmie auf 12000 Mark., 3428.57 M., 
3000 M., 2571.45 M.. 171.43 M. und 85.71 M. a. a. 0. 
Ziff. V und VI. 

^) a. a. 0. Ziff. VIII teils ohne Unterschied des 
Wertbetrags, teils mit der Unterscheidung, dass nur der 
entgeltliche Erwerb von Immobilien ohne Unterschied des 
Wertbetrages, der u. E. erst dann der staatlichen Geneh- 
migung bedarf, wenn er den Wert von 3000 M. übersteigt. 

•) a. a. Ziff. VI teils ohne Unterschied des Wert- 
betrages, teils in Beschränkung des genehmigungsfreien 
Wertbetrags auf 12000 M., 3000 M., 171,43 M. 

*) a. a. 0. Ziff. VII teils ohne Unterschied des 
Wertbetrages, teils in Beschränkung auf Immobilien von 
bedeutendem Wert. 

^) Zuständig zur Erteilung der erforderten staatlichen 
Grenehmigung waren nur (teilweise durch Delegation) in E: 
der Statthalter; in W. die Landesregierung; in P: bei 
Immobiliarserwerb im Werte von weniger als 10000 M. der 
Regierungspräsident; sonst allgemein das betr. Kultusmi- 
nisterium. Kahl Ziff. XI. In B: (zum mindesten nach 
altbayr. und Würzburger Recht) der Landesherr (Meurer 
§ § 36, 49, 51, 52); vgl. auch noch die Haltung der 
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In anderen war nur die Veräusserung an die 
sog. tote Hand verboten worden oder die Wirk- 
samkeit solcher Veräusserung an die staatliche 
Genehmigung geknüpft, der Erwerb verboten 
oder seine Wirksamkeit durch die staatliche Ge- 
nehmigung bedingt oder zur ,, Annahme'' von 
Zuwendungen diese Genehmigung verlangt. Wie- 
der andere Gesetze erklärten die betreffenden 
juristische Personen^) für unfähig zu erwerben. 
In einzelnen Rechtsgebieten war der Erwerb von 
Grundstücken aus unbelastetem Titel bezw. 
gegen Eeichung einer Pfründe oder infolge des 
Zuschlags bei Zwangsversteigerungen zwar ge- 
stattet, zugleich aber bestimmt, dass die Wie- 
derveräussenmg desselben binnen einer gewissen 
Frist wieder zu erfolgen habe, sei es schlechthin, 
sei es, dass die staatliche Erlaubnis zum Behal- 
ten nicht erteilt wurde^)^), 

IL Welche Gesetze im einzelnen als sedes 
materiae der sog. Amortisationsgesetzgebung 
(und derjenigen, welche Erwerbsbeschränkungen 



RegierungBvertreter bei den Beratungen in den Kammern, 
wo diese landesherrliche Zustimmung als Recht der Krone 
wiederholt ausdrücklich betont wurde. 

^)Ueber Verschiedenheiten hinsichtlich der den Amor- 
tisationsgesetzen unterliegenden Rechtssubjekte. Kahl Ziff. X. 

*) Vgl. Mot. zum EG 173. 

') Bzgl. der ausländischen sog. toten Hand war die 
staatliche Genehmigung gesetzlich erfordert in P. bei den 
Wert von 3000 M. übersteigendem Mobiliarerwerb, bei Im- 
moDiliarerwerb teils ausnahmslos, teils nur für den e. E. 
ohne Unterschied der Summe, teils nur für den w. E., 
aber erst, wenn der Wertbetrag 3000 Mark überstieg, und 
ausnahmslos in B, (Nach dem Mandate vom 9. 2. 1787 
und der Verordnung vom 10. 11. 1811.) Kahl Ziff. IX. 
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juristiBcher Personen überhaupt anordneten) in 
den yerschiedenen Einzelstaaten vor dem 1. 1. 
1900 in Betracht kamen, ergibt die folgende 
kurze Zusammenfaseung. 

In Bd.^), in deesen AG zum BGB (Art. 7) 
auch in einem ausdrücklichen Hinweise auf das 
bisher geltende Recht bezuggenommen wird, 
mussten sämtliche Schenkungen und letztwiUigw 
Verfügungen zu Gunsten von allen juristischen 
Personen zur Kenntnis der staatlichen Auf sichts- 
behörde^) gebracht werden zwecks Genehmigung 
durch diese nach dem Gesetze vom 5. Mai 1870 
die Rechtsyerhältnisse und die Verwaltung der 
Stiftungen betreffend^), das, abgesehen von den 
Bd. Landrechtssätzen 910^ und 937, eine klare 
Regelung dieser Materie für Bd. gab. Dieses 
Gesetz wurde dann, nach Neuformulierung seines 
§ 2, Abs. 1 ausdrücklich aufrecht erhalten durch 
Aufnahme in das Bd. AG. 

Ganz im Gegensatz zu Bd. gestaltete sich 
in B. eine gesetzgeberische Lösung der Frage, 
inwieweit der Erwerb juristischer Personen durch 
staatliche Einwirkung zu regeln sei, äusserst 
schwierig und erst nach langwierigen und hefti- 
gen Auseinandersetzungen zwischen Freunden 

1) Bd. Begründung, S. 16 ff. Kahl § 38 III. 

2) Competent war das Ministerium des Innern. VoU- 
zugsverordnung vom 18. Mai 1870, §2 Ziff. 4. 

3) Bd. Gesetz- und Verordnungsblatt No. 33, S. 399. 
§ 1, Abs. 2. 

^) Der sich aber nach einer Rechtsbelehrung vom 
5. September 1812 (Bd. Regierungsblatt No. 18, S. 185) 
nicht erstrecken sollte auf i^Geldvermächtnisse zur alsbal- 
digen Ausgabe'*, auch nicht auf «Verteilung für Almosen 
und Massen*. 
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und Feinden solcher gegen die manuß mortua 
eccleeiastica gerichteten Erwerbsbeechränkungen 
gelang es bei der Beratung des B. AG aus der 
„bunten Musterkarte" von verschiedensten (schwer 
zugänglichen), zum Teil auf veralteten Wirt- 
schaftsordnungen beruhenden und kontroversie- 
renden, zum Teil auch in ihrem formellen Eechts- 
bestande äusserst unsicheren B Amortisationsge- 
setzen durch die generelle Regelung dieser Materie 
im B. AG, B von der Unsicherheit zu befreien,die 
über seine Amortisationsgesetzgebung herrschte 
und deren einzelne Bestandteile hier nur kurz 
ausgeführt werden können, zumal auch dasBAG 
durch ihre Nichtaufnahme und durch die For- 
mulierung ihres Grundgedankens in neuer Norm 
ihnen eine lediglich historische Bedeutung gibt.^) 

Die B. Verfassungsurkunde vom 26. Mai 1818 
(IL Beilage §44, wo §48 des B. Religions- 
ediktes vom 24. März 1809 reproduziert wird) 
stellte, auch in Verbindung mit Art. 8 des B. 
Concordates vom 5. Juni 1817, die Rechtsgül- 
tigkeit der B. sog. Amortisationsgesetze fest, 
ohne dass allerdings das ungefähr halbe Hundert 
solcher B. Gesetze sich zu einer einheitlichen 
B. Amortisationsgesetzgebung zusammenschloss, 
und ohne dass vielfach bestehende Rechtsun- 



^) Literatur: 
KaU, § § 23 bis 36. 

Meurer, das bayrische Amorsitationsrecht 1899. 
Döberl, Ursprung der Amortisationsgeeetzgebung in Bayern, 

Forschungen zur Geschichte Bayerns X, 1903. 
Geiger, Neugestaltung der bayrischen Amortisationsvor- 

Schriften durch das BGB. — A. f. K. Kr. L. XXX 1900. 
Becher, Materialien. 
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fiicberheiten beseitigt werden. Nur eovid läset 
sich zur Gharakterüsierung der B. Amortisätions- 
gesetze im allgemeinen sagen, dass sie den 
Gnmdsatz des gemässigten interkonfessionellen 
Staatskirehenttuns betonten. 

Es galten vor dem 1. 1. 1900 in deü sg. 
altbayr. Landen das altbayerische Amortisati- 
onsdekret vom 1. August 1701 (dazu: Code« 
Maximilianeus bavaricus civilis vom 2. 2. 1756. 
Th. IV, Kap. III, §2) und die altbayerisdie 
Amortisationspragmatik vom 13. Oktober 1764, 
wozu noch kamen die Mandate vcmi 9. Februar 
1787 und vereinzelte spätere von weniger 
sachlicher Bedeutung, insbesond«*e aber die Ver- 
ordnung vom 30. November 1803, die die Con- 
tinuität der Rechtsentwicklung mit der Verord- 
üung vom 27. April 1807 und dem Religions- 
edikte von 1809 aufrecht erhielt. Mit der terri- 
torialen Erweiterung der alten bayrischen Lande 
traten zahlreiche Amortisationsgesetze fremder 
Rechtskreise zu den bisherigen, auf deren kurze 
Aufzählung wir uns hier beschränken müssen. 

Es galt in den Herrschaften Ronsberg, 
Stein und Schönau das Amortisationspatent vom 
11. September 1771, in den fürstbischöflich 
Würzburgischen Landen das Mandat des Bischofs 
Christoph Franz vom 21. Juli 1725, im Gebiete 
der ehemaligen Markgrafschaft Burgau das vor- 
derösterreichische Recht, wie es besonders be- 
gründet ist in dem Amortisationsgesetz Maria 
Theresias vom 26. August 1771, seinen Vor- 
läufern und den bis 1805 ergangenen Novellen, in 
dem Gebiete des Fürstentums Ansbach des P.A.L. 
R. §§ 194 bis 216undll82 bi8l208,Tit.XI,TeilII. 

Becbtseinheit, Heft 2. 3 
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Die Verordnimg vom 27, April 1807 dehnte 
auf die übrigen bis dahin neu erworbenen Ge- 
biete, in denen nach Grundsätzen des gemeinen 
Rechtes Erwerbsbeschränkungen der manusmor- 
tuae ecclesiasticae nicht bestanden, die altbay- 
rische Amortisationsgesetzgebung &US und stellte 
den Fortbestand des österreichischen und preu- 
ssischen Rechtes in dessen bayrischen Gebieten 
sicher. In den nach 1807 (in den Jahren 1810 
bis 1819) von Bayern erworbenen Gebieten be- 
standen bereits (mit einer Ausnahme) Amorti- 
sationsgesetze, deren Fortbestand durch § 44 
des Religionsediktes von 1818 gesichert war. 

Es galten im Fürstentum Bayreuth die Be- 
stimmungen des P. A. L. R. wie in Ansbach, 
nebst § 125 des ersten Anhangs zum A. L. von 
1803, im Erzstifte Salzburg (soweit salzburgi- 
sche Landesteile bei B. blieben) die österreichi- 
schen Amortisationsgesetze. In Regensburg, für 
das nur die Verordnung vom 10. November 1811 
galt, gab es überhaupt keine Amortisations- 
gesetze, ein Umstand, der Umgehungen der 
sonstigen B. Amortisationsgesetze sehr be- 
günstigte. Es galten femer im Bistum Würz- 
burg insbesondere die fürstbischöflich-würzbur- 
gische Verordnung vom 31. Juli 1725, in dem 
ehemaligen Fürstentume Aschaffenburg das kur- 
mainzische Amortisationsedikt vom 5. April 1737, 
das einen integrierenden Bestandteil des Mainzer 
Landrechtes vom 24. Juli 1755 bildete wie in 
den ehemaligen fürstlidi-leiningischen Aemtern; 
in den eh. fuldaischen Aemtern das fuldaische 
Amortisationsdekret vom 23. Oktober 1767; für 
das löwensteinsche Amt Rothenfels endlich sollte 
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eine fürstliche Verordnung vom 15. M&rz 1755 
als AmortisationBgesetz in Betracht kommen. 
Da die Existenz dieses Gesetzes sehr zweifelhaft 
war, so wurde angenommen, dass hier fürst- 
hischöflich-wfirzburgisches Recht gelte. Diese, 
nicht weniger als sieben Gruppen von B. Amor* 
tisationsgesetzgebungen mit zahlreichen in ihrem 
materiellen und formellen Bestände angezweifel-» 
ten Einzelgesetzen und mit der Anomalie, dass 
€6 in Regensburg überhaupt keine Amortisations- 
gesetze gab, beseitigte das BAG in Anlehnung 
an die Amortisationspragmatik vom 13. Oktober 
1764 und im Anschluss an den Art. 86 EG und 
schuf hier einen sicheren und für ganz B. ein- 
]ieitlichen Rechtszustand. 

In E.i) hing auf Grund des Art. 910 des 
0. c. die rechtliche Wirksamkeit eines u. E« 
i. P. von staatlicher Genehmigung ab, was nach 
Vornahme der reichsrechtlich bedingten Modifi- 
kationen ausdrücklich als weitergeltend bezeich- 
net wurde im § 6, Abs. 1 des EAG. Daneben 
blieben, als durch Art. 86 EG gedeckt, eine 
Reihe besonderer landesrechtlicher Vorschriften 
in Kraft, nach welchen bei gewissen j. P. voll- 
ständig oder im bestimmten Umfange von die- 
'ser staatlichen Genehmigung abgesehen wird'). 
Auch der in § 6, Abs. 2 E AG von der all- 
gemeinen Vorschrift ausdrücklich ausgenommene 



^) E. Begründung S. 29 ff. 
Kisch S. 167 ff. 
KaU § 44. 

Vgl. RVArt.2, ReichBgesetze vom 9.6.1871; 20.6.1872; 
25.6.1873; 7.7.1887; EG Art 5. 

2) Vgl. Kisch § 30 n2©. 

3* 
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Erwirb der . Aktiengesellfichaft^Q emgetrage^exn 
Orencffiseußcbaftw vncl Geeellschaften mit be- 
aduränktor Häftimg hatte im bisberigea Rechte 
E. die gleiche Bdiapdlimg ^fahren insofern, als 
die ]. P. de0 Handelerechtee nicht zu den Eta- 
blififiements d'utilit^ publique gerechnet wurden^)». 

In Hb.') bedurften nach § 1 des Gesetzes 
vom 20. Mürs 1863 alle vom Hb.-Staate nicht 
autori^iarten j. P. zu der Befugnis, Grundeigen- 
tum im Hb. Staatsgebiet ^u erwerbe und es 
ßß^doL in den oHentlichen Eigentumsbttchem zu- 
odireiben zu lassen, der vorg&ngigen Genehmi- 
gung des Senates. Eine Abschwächung erfuhr 
diese Vorschrift durch das Hb. EG zum Hau- 
delsgesetzbuche vom 23. 12. 1865 §17 insofern/ 
ak danach den in das Hamdelsregister Hb.'s 
eingetragenen Handelsgesellschaften das Recht 
verliehen war, ohne vorgängige Genehmigung des 
Senates Grundeigentum in Hb. zu erwerben. 
Diese bisherigen Beschränkungen j. P. wurden 
durch ausdrückliche Aulhebung im § 28 Hb. 
AG beseitigt, wonach nur nodi für dea Erwerb 
von Grundstücken durch (ausländische) j. P. die 
Gen^mügung des Senates erfordert wird. 

In H.^) bestimmte die Verordnung vom 22. 
Oktaber 1817 (erlassen auf Grund einer aller- 
höchsten Bestimmung vom 3. Jimi 1812), dass 
in allen Fällen, in denen Güter, Kapitalien 
(diese jedoch nur, wenn die Stiftungssumme 100 fl. 



^) Vgl. Baudry-Lacanterie Donations et Teßtamentß. 
IZ 228 und Art. 32 des E. EinführungBgesetzee zumHGB 
Tom 19. Juni 1872. 

*) Hb. Begründung 8. 35 f. 

') H. Begründung S. 14 ff. Kahl § 39. 
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tmd darüber betrug) u. g. w., an fromme 
StiitiHigeii, moralische Pereonen oder überiiäiipt 
an tote Hände übwglngen, die landedierrlidiib 
Erlaiibnifi znr Annahme und zum Erwerbe dde 
Veftnögenäistüd^es erford^t wütrde. Ihrem Bacfa- 
liehen Ihhältd nach war diese Verordnung durdi 
eine Verordnung vom 31. Januar 1820 audi 
auf die Provinz Rhein-Hessen erstreckt worden. 
Wenn auch nach dem Wortlaute dieser Verord- 
nungen ein Unterschied zwischai entgeltlichem 
und unentgeltlichem Erwerb nicht bestand, so 
wurden sie doch nur auf den u. E. bezogen, wie 
hervorgeht aus Art. 39 der Verordnung, die 
Verwaltung des Eirchenvermögens betr. vom 
16. Juni 1832 und aus den § § 54 und 80 der 
Ereisrichterinstruktion vom 20. September 1832. 
< Dagegen Hessen es diese Verordnungen zweifdhaft, 
ob nur inländische oder .auch nicht hessische j. 
P. in ihrem diesbezgl. aud dem Grossherzogtum 
fi. stammenden Erwerbe beschränkt werden soll- 
ten. Insbesondere bestanden Zweifel ilhet den 
Grundßtückserwerb durch Ausländer (Nichtdeut- 
sche). [Nach Art. 11 des C. c. kann ein Prem- 
'der auf die bürgerlichen Rechte, die auf dem 
positiven Rechte beruhen, nur insofern Anspruch 
machen, als sie ihm durch eiüen vöIkerrcKäitli- 
chen Vertrag oder durch ein Gesetz eingeräumt 
sind. Es ist also nicht der GrundsatSs der Ge- 
genseitigkeit, sondern ein Staatsvertrag oder ein 
besonderes Gesetz massgebend. Hierbei war strei- 
tig, welche bürgerlichen Rechte unter Art. 11 
deis C. c. fallen. Nach der einen Meinung sind 
dein Fremden alle Rechte versagt, die nicht auf 
.dem sog. natürlichen Rechte beruhen, nach d^ 
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andern nur die Rechte, die nicht aufidrücklicb 
und ausschliesslich den Inländern beigelegt sind. 
So ist ausdrücklich den Inländern beigelegt das 
Recht, in das Vermögen eines Verwandten ab 
inteetato zu folgen und eine freigebige Verfügung 
zu treffen (Art. 726 und 912 des C. c). Da- 
gegen kann zum Vorteil eines Fremden eine frei- 
gebige Verfügung nicht getroffen werden und 
ein Fremder kann nicht erben, es sei denn, dass 
die Gegenseitigkeit verbürgt ist. In Frankreich 
wurde durch ein Gesetz vom 14. Juli 1819 der 
Unterschied zwischen Franzosen und Fremden 
in Ansehung der Erbfähigkeit und der Befugnis» 
eine freigebige Verfügung zu treffen oder ver- 
möge derselben zu erwerben, aufgehoben, dagegen 
war für die Provinz Rhein-Hessen eine Aufhe- 
bung nicht erfolgt, tatsächlich jedoch die Art* 
726 und 912 des C. c. hier ausser Wirksamkeit 
und rechtlich kam nach richtiger Ansicht 
diese desuetudo nicht in Betracht.] Mit 
der Aufhebung des C. c. im ganzen würden die 
Erwerbsbeschränkungen ausländischer j. P. auch 
in soweit ausser Kraft getreten sein, als sie 
nach Art. 88 EG bestehen bleiben konnten 
(während es im Gebiete des gemeinen Rechtes 
überhaupt keine Erwerbsbeschränkungen j. P. 
gab). 

Es wurde deshalb sowohl hinsichtlich der 
Erwerbsbeschränkungen nicht hessischer ]. P. im 
Sinne der extensiven Auslegung und im An- 
schluss an das P. Gesetz vom 23. 2. 1870 wie 
auch hinsichtlich des Erwerbes von Grundstücken 
durch Ausländer im H. AG durch ausdrückliche 
Rechtsnorm ein klarer Rechtszustand geschaffen* 
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Auch Lb.^), deBsen bisheriges Recht hierher 
gehöriger allgemeiner Vorschriften entbehrte, 
unternahm in seinem AG. eine generelle Rege- 
lung der durch Art. 86 EQ vorbehaltenen Ma- 
terie, der in diesem Art.ausgedrückten rechts- 
politischen Absicht folgend, in Anlehnung an 
das P. Gesetz vom 23. 2. 1870 und teilweise 
darüber hinausgehend. 

In M. (und M. St.)^) waren ]• P. insbeson- 
dere Handelsgesellschaften und eingetragene Ge- 
nossenschaften hinsichtlich des Erwerbes von 
ritterschaftlichen Gütern und bäuerlichen Grund- 
stücken gewissen Beschränkungen unterworfen 
(L. G. G. E.V. vom 18. April 1755, § 131; 
Vwordnung vom 22. März 1876, § 1, vom 28. 
Dezember 1863, Art. 26 vom 2. Januar 1869 § 22), 
die im wesentlichen in den M. (M.-St.) AG in 
neuerer Formulierung in Kraft bleibend erklärt 
werden. 

In P.3) bestanden vor dem 1.1.1900 Ei^ 
werbsbeschränkungen ]. P. in zwei Richtunjgen. 
Nach dem Gesetze vom 23. 2. 1870 betr. die 
Genehmigung zu Schenkungen und let^twilligen 
Zuwendungen sowie zur Uebertragung von un- 
beweglichen Gegenständen an Korporationen und 
andere juristische Personen^) bedurften ]. P. zu 
einem u. E. im Werte von mehr als 3000 Mk. 
der Genehmigung des Königs oder der durch kgl. 
Verordnung bestimmten Behörde. Durch formelle 



^) Lb. Begrflndang S. 37. 

*) M. (MSt.) BegrOndimg S. 15. Bnchcka 35. Vgl. 
Kahl S. 295, Anm. 1. 

3) P. Begründung S.7ff. Kahl §§ 4 bis 22. 
*) P. Gesetze S. 118. 
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Aufhebmig dieses Gesetzes, Uebernahme seines 
iiacli dem ]SLechte des BGB noch brauchbaren 
Inhalts in neuer Fassung, Weglassung des durch 
Bachsrecht ersetzteix ^(insbesondere der Bestim- 
mungen, dass durch ^ne Freigebigkeit im In- 
lande ins Leben zu rufende oder neuen Zwecken 
dienstbar zu machende j. P. hinsichtlich der 
Liberalität der oben bez. staatlichen Genehmi- 
gung bedurften) oder sonst entbehrlich geworde- 
nen gelangte man ohne wesentliche sachliche 
Änderungen zu einer Umbildung des bisherigen 
Rechtes und seiner ausdrücklichen Aufrecht^- 
haltung im P. AG, wobei auch der bisherige 
ßeehtszustand noch insofwn ergänzt wurde, als 
die neuen Vorschriften ohne weiteres in Ejraft 
traten in Helgoland^), wo das Gesetz vom 23. 
2. 1870 nicht galt. Daneben bestanden besondere 
Beschränkungen des Erwerbes von Grundstücken 
ohne Rücksicht auf den Wert sowohl nach all- 
gemeinen VoTsehrÜten und Sondergesetzen für 
die^ manus mortuas ^cclesiastii^as, für staats- 
fremde und nicht deutsche j. P., die ebenfalls 
im P. AG in neuerer Formidierung der alten 
gesetzgeberischen Gedanken aufrecht erhalten 
blieben. 

Im Gebiete der vormals freien Stadt Frank- 
furt erforderte das Gesetz vom 29. September 
•1863 durch § 3 zum Erwerbe von Grundeigen^ 
tum und ihm gleichgeachteter Gerechtigkeiten 
sowie von Insatzen (Hypotheken) die Erlaubnis 
des Senates?). Diese Sondervorschrift hätte, so- 



^) Vgl. Reiclisgeeetz vom 15. 12. 1890. 
') Gesetz und Statutensanunlung XVI 55. 
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^eit sie sich auf den Hypothekenerwerb bezog, 
als durch Art. 86 EG vorbehalte (und mit 
Riicksicht auf die Weactgreaze dieses Art.) auch 
für dm u. £. aufreeht erhalten werden können. 
Sie wurde jedoch ausdrücklich aufgehoben, da 
iimn Grund für die Beibehaltung einer Sonder- 
vorschrift, die nach feststehender Praxis auf 
■aussefpreussische deutsehe unter der Herrschaft 
^ee HGB stehende ]. P. keine Anwendung fand 
und im einzelnen zweifelhaft war, vorlagt). 

In R. j. L.*) war aus den sg. Grundrechten 
des deutschen Volkes^) die Bestimmung des Art. 
IX, 4: „Für die tote Hand sind Beschränkungen 
des Rechtes Liegenschaften zu erwerben und 
über sie zu verfügen, imW^e der Gesetzgebung 
aus Gründen des öffentlichen Wohles zulässig** 
in die Verfassungsurkunde (14. 4. 1852, Art. 
244) übergegang^*), ohne dass von dieser ver- 
fassungsmässigen Zulässigkeit von Amortisati- 
onsgesetzen Gebrauch gemacht worden war, so- 
dass hier, abgesehen von vereinzelten ö. r. Be- 
stimmungen, keine durch Art. 86 EG vorbehal- 
tene partikuläre Normen galten, weshalb durch 
das R. ]. L. AG. die generelle Regelung dies« 
Materie vorgenommen wurde. 



^) Vgl. P. Begründung S. 10. 

*) Vgl. Kahl 59 ff. 

®) Vgl. Kahl L. c. 

*) Ebenso noch in die Verfassungen von Anhalt- 
Dessau (28.2.1850, 3), Oldenburg (22.6.1852, Art. 61). 
'Sachsen-Coburg-Gotha (3.5.1852, Art. 52); ferner in die 
Ton P. (31.1.1850, Art. 42,2) und Seh. S. (12.2.1849, 
Art. 39) ; für P. und SOG. war dieses insoiem bedeutungsLos» 
«Is hier berüts früher Amortisationnsgesetze bestanden. 
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In SA.^) bedurften nach § 160 des Grund- 
geeetzee vom 29. April 1831')') die Kirchen, 
Schulen und fronunen Stiftungen zum Erwerbe 
von Grundeigentum von bedeutendem Wert der 
Genehmigung des Landeeherm. Bei einem u. 
E. war die Einholung dieser Genehmigung nur 
erforderlich, wenn er an lästige Bedingungen 
geknüpft war. Im Uebrigen bestanden keine Er- 
werbsbeschränkungen i. P., weshalb, besondere 
im Anschluss an die betr. Gesetzgebung Preu- 
ssens in einer allgemeinen Vorschrift des SA. 
AG das Erfordernis landesherrlicher Genehmi- 
gung mit gewissen Ausnahmen auf den u. E. 
überhaupt und auf alle j. P. ausgedehnt wurde. 

In SOG.*) war durch die Verordnung von 
175& milden Stiftungen der Immobiliarerwerb 
(unbewegliche Sachen oder Grundgerechtigkeitoi) 
landesherrlicher Genehmigung unterstellt, die 
Annahme solchen unentgeltlichen Erwerbes zwar 
zuliess, aber zugleich dessen Wiederveräusserung 
binnen Jahresfrist forderte. Zudem war in das 
Staatsgrundgesetz für die Herzogtümer Coburg 
und Gotha vom 3. Mai 1852, § 52 übergegan- 
gen der bereits erwähnte Vorbehalt der deutschen 
Grundrechte, ohne dass davon, abgesehen von 
vereinzelten ö. r. Bestimmungen in der Gesetz- 
gebung Gebrauch gemacht wurde. Eine im 
SOG. AG Entwürfe vorgeschlagene (Art. 9 ff) 



^ SA. Begründung S. 2. EaU § 42. 
^ SA. Gesetz. Jahrgang 1831, S. 120. 
') Wozu zu vgl. Eirchengomeindeordnimg § 27 a. E» 
und Schulganeindeordnung $ 17 a. E. (Begr. S. 2.) 
^)Eahl § 3 und § 43 SC. Begründung S. 26. 
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generelle Regelung der Materie im Rahmai deB 
Art. 86 EG wurde nicht Gesetz. 

In SW.^) bestanden im allgemein«! dem 
Vorbehalt Art. 86 EG entsprechende landesge- 
setzliche Bestimmungen nicht, mid soweit solche 
Vorschriften im beschränkten Umfange vorhan- 
den waren^), blieben sie als durch den Vorbehalt 
gedeckt und soweit nach ihm überhaupt noch 
zulässig erscheinend, bestreu, während dazu 
eine ausdrückliche generelle, im wesentlichen d^ 
P. Gesetzgebung nachgebildete Regelung der 
Materie im SW. AG hier jetzt einen klaren 
Rechtszustand geschaffen hat. 

Auch für Seh. R. darf das eben über SW. 
Ausgeführte gelten, auch hier wurden erst durch 
generelle Norm des AG Erwerbsbeschränkungen 
juristischer Personen angeordnet^). 

In Seh. 8.^) bedurften nach dem Landesge- 
setze vom 5. Juli 1857 Kirchen, Schulen und 
alle Stiftungen oder andere Korporationen und 
öffentlichen Anstalten zum u. E. von mehr als 
1500 M. landesherrlicher Genehmigung, die 
nach §3 des Gesetzes unabhängig vom Betrage 
in allen Fällen dann erforderlich war, wenn 
durch die Zuwendung eine neue ö. Anstalt ge- 
stiftet oder einer bereits bestehenden zu einem 
anderen als dem bereits genehmigten Zwecke 
etwas zugewandt werden sollte. Da die im BGB 
enthaltenen Vorschriften für die Stiftungen hier 



1) SW Begrandimg 446. Kabl § 40. 
^) Vgl. Dfiben Kahl § 40 Z. 1,2 z. B. noch § 55^ 
Sata 2 doB Gks. über das VolkBSchiilwwea. 
^) Sch.R. BegrOndong 49. 
^) Sch.S. BegrOndong 36. 
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«inen hinreichendien Ersatz boten, Bchteoi ee 
zweckmässig, den alten Sinn des Gesetzes in 
neue Form darzustellen, nm deü zwingenden 
reichsrechtlichen Normen zu entspreichen. £n 
dieser veränderten Gestalt wurde ea dann im 
Seh. S. AG auch fernerhin ausdrücklith aufrecht 
erhalten. 

Auch W.^) musste seine seit dem 16. Jalt- 
hundert geltenden sg. Amortisationsgesets^eyWie^ 
in den Ministerialverfügungcfn vom 28. Junil8S0^) 
und 1. März 1883^) dargelegt sind und wonach 
die lästige Veräusserung von Gütern und Grund- 
gefällen an die ,^tote Hand"" ohne Staatsgencä- 
migung nicht erlaubt und erworbene Immo- 
bilien, sofern nicht Dispensation seitens der Re- 
gierung erfolgte, baldigst zu veräussern warea*), 
einer durch Art. 86 EG bedingten Einschränkung 
unterziehen. Innerhalb des reichsgesetzlieh noch 
zulässigen Rahmens wird aber der Inhalt d^ 
betr. landesgesetzlichen Beötimmungen auch fef- 
nerhin aufrecht erhalten durch die Aufnahme 
diesbezüglicher Bestimmungen in das W. AÖ. 

D. V e r h ä 1 1 n i s d e 8 A r t. 86 E G z ti 
den Art. 87 und 88 EG. 
Soweit landesprivatrechtliche Normen Er- 
werbsbeschränkungen juristischer Personen an- 



1) W. BegründuBgr 585. Kahl § 38. 

2) W. Regierungsblatt 1859, S. 514. 

3) W. RegiefungöblÄtt . 1883- S. 12. 

*) Auch der Inhalt des Abs. 3, WAS.^ Art. 140 
entspricht dem. bisherigen Recht. Vgl. Verfügung des 'Ifi- 
nisteriums des Innern und . der Justiz vom.l. März 1883. 
Reg.-Bl. S. 12. 
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ordnen, werden sie, wofern Gnindstückeerwerb 
ansländificher jnristificher Personen in Frage 
kommt, teilweise durch Art. 88 EG vorbehalten, 
diaBsen: Verhältnis zu Art. 86 EQ deshalb hier 
natersudit werden moss. Vorher aber musa 
daran erinnert werden, dass auch Art. 87 EG 
in gewissem Zusammenhange mit Art. 86 EG 
ateht. 

Art. 67 EG behält dem Landesrechte vor, 
von staatlicher Genehmigung abhängig zxt 
mach^ den unentgeltlichen Erwerb sg. Religi- 
ösen (Mitglieder solcher religiöser Orden und 
ordenähnlichen Kongregationen, bei denen auf 
LfObenszeit oder auf unbestimmte Zeit Gelübde 
abgelegt werden) begründet, damit aber durch- 
aus nicht die Rechtsunfähigkeit dieser (wie der 
bürgerUchp Tod des älteren Rechtee), sondern 
richtet sich indirekt gegen die sog. geistliche 
tote Handi)^). Durch diesen Art. soll der Lan- 
desgesetzgebung ermöglicht werden, eine Umge- 
hung der von ihr im, Rahmen des Art. 86 EG 
angeordneten Erwerbsbeschränkungen geistlicher 
iuristißcher Personen, die derart leicht erfolgen 
könnte, dass freigebige Zuwendungen zwar einem 
Religiösen gemacht worden, in Wirklichkeit aber 
als unentgeltlicher Erwerb der geistlichen Per- 
son selbst bestimmt sind, wirksam* und von vorn- 
herein zu verhindern. 



^) Endemann I § 24, Anm. 14. ,. 

^} Vgl. darüber, ob die üebertragung des Vermögen» 
eines Mönches an die eigene ElostergeBellBchaft als Schen- 
kung anfzufaseen ist: y. Brtlimeck, Gnichot, Beiträge zur 
Erl. d. d. Rechts XLV 201. 
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Der Art. 88 EG^) will den Einzelstaaten 
die Möglichkeit geben, den Grundsatz der Ge- 
genseitigkeit gegenüber dem Auslande, der auch 
sonst vielfach mittelbar und unmittelbar in der 
Beichsgesetzgebung festgehalten worden ist?), 
bei dem Erwerbe von Grundstücken durch Aus- 
länder') zur Anwendung zu bringen und gege- 
benen Falls Retorsion zu üben^)* Sie können 

1) Staudinger 208,1; Planck 203; Nied]iflrl82. 

») Vgl. Staudinger 101 zu EG, Art 81; P VI 12, 
17, 89. § 24 EG CPO in der Fassung des Art, 11 Ziff. 5 
des EG vom 17. Mai 1898 (RG Bl. 332); § 5, Abs. 2 
KO; § 12 Patentgesetz vom 7. April 1891; RG vom 
12. Mai 1894 betr. den Schutz der Warenbezeichnungea 
§ 23; § 16 Gesetz zur Bekftmpfung des unlautem Wett- 
bewerbs. 

^) Sowohl natürliche wie juristische Personen. Aus- 
länder sind diejenigen natürlichen Personen, welche keinem 
deutschen Bundesstaate angehören, bezw. ihren Wohnntz 
in einem solchen haben. Vgl. Mot. EG 176; (vgl. Be- 
gründung H 17, SW 466, SA 2, vgl. Oertmann zu Art. 7 
BAG und zu Art. 10). Dass Art. 88 EG sich auch auf 
ausländische juristische Personen bezieht, scheint der Be- 
;gründung zweifelsfrei. Indessen wurde Art. 88 EG vom 
Bundesrate im EG III eingefügt als die (durch Kompromiss 
•des Bundesrates nut der Reichstagsmehrheit entstandene) 
Wertgrenze des Art. 86 EG noch nicht bestand, sodass 
•der Bundesrat bd der Formulierung des Art 88 EG unter 
Ausländem uur natürliche Personen verstehen konnte. Für 
^e extensive Interpretation spricht jedoch eine Rdhe all- 
gemeiner Gesichtspunkte, gegen sie findet sich nichts in 
den Materialien (Stranz-Gerhard 63), vgl. Niedner Anm. 1 
zu Art. 88. 

^) Neben der Retorsion (vgl. Bar. Inter. Piivatredit 
1^299) ist im Rahmen des Art. 86 EG ebenfalls mög- 
lich erscheinend Reziprozität (Gleichbehandlung der Aus- 
länder mit den Inländern bei verbürgter Gegenseitigkeit; 
vgl. EG Art. 25; CPO § 110 Abs. 2, Ziff. 1; § 114, 
Abs. 2; § 328, Ziff. 5 mit § 723, Satz 2.) 
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solchen Erwerb ohne Rücksicht auf eine Wert- 
grenze von staatlicher Genehmigung abhängig 
machen. 

Soweit nun durch den Art. 88 EG vorbe- 
haltenes Landesprivatrecht Platz greifen soll 
hinsichtlich des u. E. von Grundstücken durch 
ausländische ]. P. muss ein solcher Erwerb durch 
nach Art. 86 EG vorbehaltene landesprivat- 
rechtliche Normen nicht beschränkbar sein, d.h. 
der Wert des Grundstückes muss weniger als 
5000 Mark betragen. 

Es ist behauptet worden, dass Art. 86 EG 
innerhalb der von ihm umgrenzten Materie und 
hinsichtlich seiner Beziehung auf juristische Per- 
sonen an Stelle des Art. 88 EG trete^). Dies 
scheint nicht richtig. Vielmehr ist Art. 88 EG 
nur ein besonderer Fall des Art. 86 EG, soweit 
iuristische Personen in Frage kommen. Hierfür 
spricht zunächst seine Stellung im Systeme des 
EG; er folgt den allgemeinen Vorschriften der 
Art. 86 - 87 EG über Erwerbsbeschränkungen. 
Hierfür spricht femer, dass Art. 86 EG Be- 
schränkungen (jeder möglichen Art) des kausa- 
len Rechtsgeschäftes, des Erwerbs a k t e s mög- 
lich erscheinen lässt, während Art. 86 EG nur 
den dinglichen Erwerb, nicht aber das auf den- 
selben gerichtete obligatorische Rechtsgeschäft 
dem staatlichen Genehmigungszwange unter- 
wirft»). 



^) Staudinger 205 P. 

*) Da der Erwerb eines Grundstückes nur durch 
Auflassung und Eintragung in das Grundbuch erfolgen 
icann, der Grundbuclirichter die Eintragung aber abzulehnen 
hat, weil der Erwerber ein Ausländer ist und für den Er- 
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Die im Art. 88 EG für Außländer begrün- 
dete AuBnahmestellung durch extensive Interpre- 
tation der Wirkung seiner Vorschrift auf den 
Art. 86 EG besondere zu betonen liegt umso- 
weniger Veranlassung vor, als sich in der Lan- 
desgesetzgebung (auf Grund des bisherigen Rechts- 
zustandes) das Bestreben geltend g^nacht hat, 
überall da, wo durch Art. 86 EG vorbdialteaea 
Landesrecht Platz greifen kann, das durch Art^ 
88 EG Vorbehaltene zurücktreten zu lassen^). 



wert) Yon Beüen eines Bolchen die staatliche Genehmignng 
vorgeschrieben ist, so mnss die staatliche Genehmigung vor 
dem Erwerbe erfolgen. Die Frage des Art. 86 EG, wie 
das Verhältnis in der Zwischenzeit, zwischen dem Erwerbs- 
gsschäfte und der Entscheidung über die staatliche Goiehr 
nngung zu beorteilen ist, kommt hier also nicht in Betracht. 
Ist das auf den Erwerb gerichtete obligatorische R( 
geschäft gültig, so wird dessen Erfüllung durch Verwi 
rang der staatlichen Genehmigung unmöglich; die Folgen 
ergeben sich aus BGB § § 275, 323. Auch hinsichtlich 
dier Berechnung des Wertes, den der Erwerb hat, besteht 
zwisdien Art. 86 EG und Art. 88 EG ein Unterschied. 
In beiden ist der gemeine Wert entscheidend, aber wfihrend 
es für Art. 86 EG entscheidend ist, in welcher Höhe das 
Vermögen der j. P. bereichert wird, wie gross also, der 
Nettowert ihres Erwerbes ist, muss im Falle des Art. 88 
EG der Brattowert entscheiden. Demnach sind hier die 
aal dem Grundstück ruhenden Hypotheken und andere 
Lasten nicht süsser Ansatz zu bringen u. s. w., vgl. w. n» 
84, 127, 130, 132, 135, 158, 164, 178 f, 184, 208. 

*) So stellt z. B. PAG Art. 7, §3 das Verhältnis 
zwischen diesem Art. und Art. 6 derart fest, dass eine 
Genehmigung nach Art. 7 nicht erfordert wird, wenn der 
Erwerb des Grandstückes nach Art. 6 erfolgte, d. h. wenn 
ein und derselbe Erwerb sowohl unter Art. 6, wie unter 
Art. 7 fällt, so ist die im Art. 6 vorgeschriebene Geneh- 
migung einzuholen, die im Art. 7 vorgeschriebene genügt 
nicht. (Stranz-Gerhard 88.) Vgl. w. u. 213, Anm. 8. 
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Zweiter Teil. 

Absolute Tragweite det Art. 86 BO hüuiohtlioh det 
imentgeltlioheii Brwerbet juriitiseher Perwmen. 

§ 3. Da8 Rechtesubjekt 

A. Als Subjekt durch ihn vorbehaltener 
landeBprivatrechtlicher Normen nennt der Art. 
86 EG (in Uebereinstimmung mit dem Sprach- 
gebrauche des BGB I. Buch, 1. Abschnitt, 2. 
Titel), „iurißtißche Perßonen"^) d. h. alle') 
jenen von der Rechtsordnung geschaffenen Ge- 
bilde, die nicht natürliche Personen sind, trotz- 
dem aber wie diese befähigt erscheinen, innerhalb 
eines bestimmten ßechtskreises als Träger von 
dessen Rechten aufzutreten, rechtsfähig zu sein. 

Für juristische Personen ist nach deutschem 
Rechte die Rechtsfähigkeit bejaht, wenn sie 
ihren Sitz im Reichsgebiet haben oder wenn si« 
auf Grund der Verleihung auch dem Inlande an- 
gehören. Nach nicht deutschem Rechte vorhan- 



^) Mat. z. III. Abschnitt des Entwurfs eines EG in 
der Fassung der Reichstagsvorlage (1896) S. 121. Stau- 
dinger 203; Planck 199; Niedner 178; Endemann I, Anm. 
11 zu §39. 

2) Wobei die Prüfung in jedem besonderen FaUe da- 
von auszugeben hat, dass Reichsrecht Landesrecht bricht. 
Bechtseinheit, Heft 2. 4 
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dene iuristifiche Personen geltön im Herrschafts- 
bereiche des deutschen Reiches nur als hier 
rechtsfähige, wenn dies aus den Grundsätzen und 
Normen des Völkerrechtes und internationalen 
Privatrechtes abzuleiten ist^). 

Innerhalb einer bürgerlichen Rechtsordnung 
können natürlich nur diejenigen j. P. in Betracht 
kommen, die hier zu einer privatrechtlichen 
Wirksamkeit berufen sind. Somit ist der Art. 
86 EG nur auf alle diejenigen juristischen Per- 
Bonen zu beziehen, die befähigt erscheinen, sich 
am Rechtsverkehre des BGB zu beteiligm^). 

Der Art, 86 EG bezieht sich demnach zu- 
nächst auf alle diejenigen juristischen Personen, 
die im Deutschen Reiche als in dam Herrechafts- 
bereiche des BGB ihren Sitz haben, deutsche 
juristische Personen sind. 

B. Der Sitz einer juristischen Person ent- 
spricht dem Wohnsitze einer natürlichen Person. 

I. Das BGB bestimmt als Sitz der von 
ihm geschaffenen juristischen Personen" den Ort, 
an welchem die Verwaltung geführt wird, sofern 
nicht ein anderes bestimmt ist (BGB §§24, 80). 
Dies könnte durch Satzung geschehen sein (BGB 
§ 57) oder bei Vereinen, deren Rechtspersönlich- 
keit auf staatlicher Verleihung beruht, durch 
den Verleihungsbeschluss oder auch in den für 



^) Vergl. Endemann I 95. 

') Wofern nicht für bestimmte unter ihnen dne be- 
sondere reiehsrechtliche Ausnahme hinsichtlich dieses Art, 
begründet worden ist, oder wofern nicht in den hierherge- 
hörigen landesprivatrechtlichen Normen solche Ausnahmen 
von deren allgemeinen Vorschriften begründet werden. 
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di» }iiifistißche Petfton masegeba|d6^ LaideegjBK 
fietzm erfolgm^). 

Solehe in zuläa^iger Weise g^tfoffen^ $er 
atimionng ist amctt dann gtütig, wem^ siph d« 
tatsSMshUche fttändige Sitz der iurietiischea Fm* 
fion «ioht w dem in diesw BeetimiM9g V^Mi<dKr 
neten Orte befiiwiet*). Die „Vwwattimg" betrifft 
nicht allein die des YermögeoB der iuf ittisjsipkw 
Perso^i, sondjern es ist hierunter die Beeorgwig 
aller ihrer gesclpLäitUehi^a Massregeln zu» t^ 
stehai. 

Im Zweifel wird der WoluiBitz des Vor- 
standes als Ort der Verwaltung zu betrachten 
Bein'). 

IL Bei den dufch neben dem BGrB bestehende 
Reichsgesetze (oder durch reicl^sreehtlich Torbe- 
haltene Landesgeset^e) geschaffenen ]. P. gelten 
hinaichtßch ihres Sitzes die besonderen Bestim^ 
mimgen dieser Gesetze. 

Im einzelnen gilt hier, dasa bei iuristischen 
Personen, die Erwerbszwecke T^folgen, der Ort 
xler Niederlassung mit ilu*emSitz nicht iduitisch 
^u sein braucht*). 

III. Der Sitz der j. P. des (}{feHtl(ichen 
Hechtes richtet sich nach den Vorschriften des 
ö. R. 

IV. Eine Verlegung des Sitzes der j. P. ist 



1) V^. Planck 9 24. Anm. 2. 

2) ROHG XVIl, 315. XXI, 37. 

^) Jedoch hat (nAch Planck) ein Verein, dessen 
'Zweck Wohltäti^eitsübiing an eien bealünmt« Orte be- 
zweckt, bie^ seinen Sitz, selbst wenn aein Vermögen an 
weinem anderen Orte Twwaltet wird. 

^ HOB §33. Staub Anm. 9 zu diesem §. 

4» 
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möglich und ohne Einfluss auf ihre Rechtsper- 
sönlichkeit, von einem Bundesstaat in einem 
anderen^); erfolgt sie nach einem ausserdeutschen 
Ort, so bewirkt sie die Auflösung der j. P., 
die damit ihre vom deutschen Rechte anerkannte 
Rechtsfähigkeit aufgegeben hat^). Eine juristi- 
sche Person könnte auch mehrere Sitze (d. h. 
ihren Sitz an mehreren Orten) haben^), jedoch 
kann sich aus den Sonderbestimmungen für ein- 
zelne ]. P. ergeben, dass ihr Sitz nur an einem 
Orte sein darf^). Dagegen kommt ein Zweigsitz 
(Filialsitz) bezw. eine Zweigniederlassung (§ 13 
HGB) d. h. ein auf Dauer berechneter abge- 
zweigter Betrieb, der für Geschäfte an einem 
vom Hauptsitze verschiedenen Orte bestimmt 
ist, üeben diesem, falls er im Deutschen Reiche 
liegt, nicht in Betracht; besitzt dagegen eine 
ausländische j. P. im Deutschen Reiche eine 
Zweigniederlassung und soll ein nach Art. 86 
EG (bezw. 88 EG) beschränkbarer Erwerb der 
j. P. dieser Zweigniederlassung zu Gute kom- 
men, so unterliegt er der Beschränkung, der die 



^) Abgesehen Yon- der Ausnahme des ö. L. R. und 
des reichsrechtlich vorbehaltenen Landesprivatrechtes, da 
hier die Eechtsfähigkeit zunächst nur für das Gkbiet eine» 
bestimmten Bundesstaates verliehen wird. 

*) RG VII 69. Doch ist hiervon zu unterscheiden, 
dass rechtskräftige Vereine und Stiftungen auch im Aus- 
lände ihren Sitz h^ben können (BGB § § 23 bis 80; 
KGG vom 7. 4. 1900 § 2 II). Vgl. Endemann I 95. 

') Ist dies der Fall und hat eine j. P. innerhalb 
oder ausserhalb des Bundesstaates ihren Sitz, und besteheii 
in beiden Bundesstaaten Beschränkungen im Sinne des Art. 
86 EG, so vgl. darüber w. u. S. 173. 

*) Staub Anm. 10 zu §182. 
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a. j. P. mit ihrem Sitz im Auslände als solche 
entzogen bleibt*). 

C. Wie schon eben angedeutet, kommen als 
juriBtische Personen, die ihren Sitz in Deutsch* 
land haben, in erster Linie die deutschen j. P, 
und unter ihnen zunächst diejenigen in Betracht, 
die ihrem Charakter nach j« P. der bürgerlichen 
'Rechtes sind, deren Rechtspersönlichkeit in dessen 
Normen begründet ist, mögen diese Normen nun 
in oder neben dem BGB codifizierten Rechte 
enthalten sein« 

L Als j. P. kennt das BGB nur „Vereine* 
und „Stiftungen "", d^en Entstehung, Organisa*- 
tion, Betätigung im bürgerlich rechtlichen Lebea 
und Beendigung in den §§ 21—86 BGB in um* 
fassender Weise geregelt ist, wobei es hier bei 
den ersteren gleichgültig bleibt, worauf ihre 
Privatrechtsfähigkeit beruht, ob sie ihre Rechts-^ 
persönlichkeit durch Eintragung (BGB § 21) 
(Vereine, deren Zweck nicht auf einen wirt- 
schaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist) oder 
durch staatliche Verleihung«) (BGB § 22) 
(Vereine, deren Zweck auf einen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb gerichtet ist) erlangt haben. 

Jedoch müssen diese j. P., soweit die im 
Art. 86 EG behandelte Materie in Frage steht, 

1) Vgl. PEG Zentralbl. H. 204, wonach die dmch 
Art. 7 PAG für a. j. P. erforderte Genehmigung zum Gnmd- 
stückserwerbe auch dann nötig ist, wenn die a. J. P. im 
Inland eine Zweigniederlaeeung besitzt, der das Grundstück 
dienstbar gemacht werden soll, da der im Betrieb der 
Zweigniederlassung gemachte Erwerb Eigentum desjonigeii 
wird, dem die Hauptniederlassung gehört. 

') Dazu Art. 82 EG. Staudinger Bern. 3 zu. Art. 
82 EG. 
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alB 8oldie bereits Torhanden adn^) und mcbt 
erat durch einen, innerhalb d^ Orenze deBÄrfc. 
B6 S)G vorgenommenm reehtlichen Akt g e - 
schaffen werden. Denn ecnerBeits miatsea 
«olche j. P.) «m eioh afn dem wirtedialtliclieii 
T^keld^leben dee BGS derart beteiligen mi 
können, dass &ie einen ^entgeltlidian Erwerb im, 
mn/äHbn ifiO! Stande eind, alee Vermögeoswca*!» 
tfiEoertialb dieses Verkdiires umsetzen kömmi^ 
tmiA sdion innerhalb der Rechtsordnung dM 
BGB als dessen Subjekte auftreteti können, tta- 
äM*€Meit6 ist die Entstehung einer solchen j. P. 
imA einen unentgeltlichen Erwerb derselben «16 
^gene Materie und der privaten Landesgesetfc- 
gebuiig entzogenes Reichi^echt ausdrücklich ifia 
BGB kodöiziert wcirden«). 

II. Neben den rechtsfähigen Vereinen und 
Stiltungen des BGB finden sich im EG eine 
Reihe von Vorbehalten zu Gunsten der Landes- 
gesetzg^ung, <fie eifnerseits UebeFgangsvorschri!- 



^) Vgl. Endemann I. 173. Etwas anderes ist es, 
Irenn dne noch im Entstehen begriffene j.P. 
ith Nacherbin mft der Kassgabe eingesetzt wird, dass 
ihr ffie iMbschaft M Zeitptiflkte 'iltfer Entst^hmig anfaDe. 

*) V|^. M. AQ Art. 8, daher ansdrüddich: schon 
birtehffiide -StiftuBgra — . Soweit eine j. F. durch eine 
iPreigebigkeit erst geschaffen nnd ihr ein ' Vwsidgenswert 
«dg^etidet w^rdte 46ß, geschieht dies durch die Süftungs- 
iMgrtliid«« des SO^B (§ § SO bis 88), wobei neben dem 
Stifttfngigesichlfle eum Fkitdtehen einer reohtsflOiigen Stif- 
4«ij5 die istiatlidhe Genehmigung erfordert ist. Damit hitt 
d(fr ReichsgesetzgdMt' d«B Sl^nngsgeschäft unter Lebenden, 
^fAlb >di^ BegrQtidiing einer Stif tnng von Todes wegen in der 
gleichen rechtspolitischen Ahsieht, die ihn zur Formnlierang 
des Jnft. 86 EÖ fitete, ^mter das «taatlidie Aufsichtsrecht 
gestellt und zwar hier ohne Rücksicht auf eine Wertgrenze. 
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ten fttr die zur Zeit dee Inkrafttretens des BGB 
bereite bestehenden jnriBtischen Personen ent* 
halten^), andererseits auch eine weiterg^ende 
Bedeutung für erst künftig entstehende juristi- 
sche Personen haben*) • 

Juristische Personen, deren Charakterisier 
rung ganz der Landesgesetzgebung überwiesen 
ist, finden sich im privaten Wasser-, Berg-, 
Jagd-, Porst-, Pischereirecht'). Auch auf alle 
diese j. P. des b. R., deren Rechtspersönlich«- 
keit im derart vorbehaltenen Landesrechte be- 
gründet ist, bezieht sich der Art. 86 EG. 

III. Er ist femer zu beziehen auf alle die^ 
jenigen j. P. des bürgerlichen Rechtes, die dem 
im BGB nicht kodifizierten, aber neben ihm in 
Geltung befindlichen privaten Reichsrechte an- 
gehören, wofern nicht hier in dieser Hinsicht für 
sie eine ausdrückliche reichsrechtliche Norm eine 
Ausnahmestellung begründet^) • 



^) £0 Art. 163-167. V^. Plandc 264, SUnditiger 
a04ff. Was unter aner j. P. zu reratehea ist, W€kh«¥ör 
dem Inkrafttreten des BQB entstanden ist, bemisst «eh, 
soweit ihre Entstehung nicht an! einem besonderen Rdchs- 
getetss beruht, im allgemeinen naeh LandeBreeht (P Vit 
iM ff). 

*) Art. 82-86, Standinger 198 ff. 

^ NiedMT 178 
Art. 65 EQ Standinger B«. 8 sn Art. 65 EO, Bern. S 

lu Art. W EG, 
Art. 67 EG Standinger Bern. 4 zn Art. 67 EG, 
Art. 69 EG Standinger Bern. 3 zn Art. 69 EG, 
Art. 83 EG Staudinger Bem. 3 zu Art. 83 EG, 
Art. 113 EG Standinger Bem. 5 zn Art. 113 EG. 

^) Planck 202. Dies ist geschehen in § 5, Abs. 3, 
Satz 2 des Hypothekenbankgesetzes r. 13. Jnli 1899 «nd 
im § 54 Abs. 2 des Privatversichemngsgesetzes Yom 12. 
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Dies ergibt sich au» der Entstehungsge- 
schichte des Artikels. Im EG — I (Art. 49, 
Abs. 3) war bestimmt worden, dass der Vorbe- 
halt sich nicht beziehen solle auf j. F., deren 
Rechtsfähigkeit auf besonderer reichsgesetzlicher 
Norm beruhe. (Ebenso im EG II Art. 62, Abs. 
2)^). 'Diese Bestimmung wurde jedoch durch 
Beschluss des Bundesrates im BGB fortgelassen 
mit der Begründung, dass es der Reichsgesetz- 
gebung hier überlassen bleiben müsse, auf diesen 
Gebieten und in den diesbezüglichen Sonderge- 
setzen ihr Verhältnis zur Landesgesetzgebung 
selbst zu regeln, wobei ja stets die Möglichkeit 
bliebe, durch ausdrückliche Bestimmung für be- 
stimmte ]. P. dieses Charakters eine reichsrecht- 
liehe Ausnahme von etwa vorhandenen Beschrän- 
kungen zu begründen. 

Soweit und solange solche reichsrechtlichen 
Ausnahmen jedoch nicht begründet sind, bezieht 
sich der Art. 86 EG auch auf diese j. P.*), 
wobei selbstverständlich die Landesgesetzgebung 
ihrerseits diese Beschränkungen nur auf bestimmte 
juristische Personen ausdehnen kann^). 

Mai 1901. Darnach stehen in Ansehung des im eben 
zitierten § 5 gestatteten Erwerbes von Grundstücken alle 
deutschen Hypothekenbanken den einheimisdien gläch und 
Versicherungsaktiengesellschaften und VersichemngsYereine auf 
Gegenseitigkeit bedürfen zu dem in § 54 zugelassenen Er- 
werb von Grundstücken nicht der etwa landesgesetzlich vor- 
geschriebenen staatlichen Genehmigung. 

^) Planck 199, Protokolle 8844 ff. 

*) Protokolle 8852. 

* ) Wie sie natürlich auch für j. P., deren Verfassung 
ihrer Einwirkung unterliegt, in dieser Ausnahme von sonst 
von ihr allgemein angeordneten diesbezüglichen Beschrftn^ 
kungen festsetzen kann. 
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Oft wird sich allerdingfi hier dieSchwierigkeit 
ergeben, ob solche j. P. als j. P. im Sinne des Art. 
86 EG aufzufassen sind, da die diesbezüglichen 
Reichsgesetze zumeist den Ausdruck j. P. ab- 
sichtlich yermeiden, um statt dessen eine die 
Vermögensfähigkeit solcher 3. P. umschreibende 
Formel zu wählen*). Nach der herrschenden An- 
sicht ist für die Entscheidung der Frage im 
konkreten Falle massgebend, ob die Rechte und 
Verbindlichkeiten mit einem von den einzelnen 
Mitgliedern verschiedenem Rechtssubjekte, oder 
ob sie mit den einzelnen Mitgliedern bestehen, 
ob die Vereinigung als solche Rechtssubjekt ist 
oder nur die einzelnen Mitglieder persönlich. 
Die offenen Handelsgesellschaften und die Eomman- 
ditgesellschaften^) würden nach herrschender An- 
sicht keine j. P. im Sinne des Art. 86 EG sein, wohl 
aber die^) Aktiengesellschaften und Kommandit- 

*) Der Begriff der Verbandepereönlichkeit wird hier 
um den Kreis rechtsfähiger Subjekte zu erweitem umschrie- 
ben und die Rechtsfähigkeit wird hier in der Regel derart 
hezeichnet, dass eine Vereinigung unter ihrem Namen Reclite 
erwerben und Verbindlichkeiten eingehen könne, dass sie 
Eigentum und andere dingliche Rechte an Grundstücken 
erwerben könne, dass sie vor Gericht klagen und verklagt 
werden könne. 

2) Obwohl § 124 HGB § 1 die oben erwähnte Um- 
schreibung hat. Die Frage ist allerdings sehr streitig. 
Vgl. die Ausführungen von Marcus. Ist die offene Hanr 
delsgesellschaft erbfähig? in Holdheim-Heilbronns Monats- 
schrift für Handel- und Bankwesen XV 271 ff . Dernburg 
BR V 25, Anm. 4, Gierke Enc. I 931, Endemann I 77, 
Anm. 8 verneint sie. Kohler Enc. I 695, Staub I 464, 
Anm. S bejaht sie (412 Anm. 8). Auch Marcus kommt 
:zu einer bejahenden Entscheidung. 

») Staub Anm. 8 zu § 105; ROHG XXV 126; RG 
m 57. XVI 2. 
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geBellBchatten auf Aktien^), die Gesellschafteii 
mit beschränkter Haftung') und die verschie- 
denen Arten der reichsrechtlichen Genossen- 
schaften: 

Die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schalten'), die eingeschriebenen Hüfskassen^),. 
die Berufsgenossenschaften zum Zwecke der ün- 
fallversichenmg^) für land- und forstwirtschaft- 
lichen Betrieb'), für Bauten'') für Seeleute®), die 

1) § § 210, 320 HGB, RG VI 71, VH 69. Stättb 
§ 1 zu Art. 207 und Art. 213. 

2) § 13 des ReichBgesetzes vom 20. April 1892 in 
der Fassung vom 20. 5. 1898. unzulässig ist jedoch die 
Errichtung einer ReligionsgeseQschaft in der Form einer 
GeeeUschaft mit beschränkter Haftung, wenn nach Lande«- 
gesetz eine ReUgionsgeseUachalt nur im Wega der Ghsetz- 
gebung Rechtsfähigkeit erlangen kann (Eanunergeridit Tom 
'20* 4. 1905. Entscheidungen in Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit und des Grundbuchrechts, zusam- 
fbengeetellt im Reichsjustizamt VI, 48). Vergl. dazu di& 
Erörterungen in der 27. Sitzung des P-Hauses der Abge- 
ordneten vom 20. 2. 1906 und in der 54. Sitzung des 
deutschen Reichstages vom 1. 4. 1906. Vgl. dazu auch: Prot. 
8088, wo nach Landesrecht eine Religions- u.8.w. Geaellsehait 
insbesondere eine sich neu büdende Sekte nur im Weg» 
besonderer staatlicher Genehmigung die Rechtspersöalicsfakeit 
erlangen kann, können genannte, nicht zu den j. P. des 
ö. R. gehörende GeseUschaften ohne Rücksicht auf die- 
entgegoistehenden landesrechtlichen Bestimmungen auch 
Dicht Rechtspersönlichkeit eriangen durch Eintragung in 
das VereinsregiBter nach Massgabe des BGB. 

^) § 17 des Reichfigesetzes vom 1. Mai 1899 in der 
Fassung vom 20. 5. 1698. 

4) Reichsgesetze vom 7. April 1876 und 1. Juni 
1884 § 5. 

^) Unfallversicherunsgeeetz Tom 6. Juli 1884, S 9- 

^ Reichsgesetz Tom 5. Mai 1886, {13. 

*) Reichsgesetz vom 11. Juli 1887, {12. 

•) Reichsgesetz Tom 13. Juli 1887, §16. 
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fe^rankenkassen^) Ortskrankenkaßsen, BetriebB- 
ki^atikenkasBen, Baukrankenkadsen, die Versiehe- 
mngsanBtalten'), die EolonialgeeellBchaften'), 
endlich die reichsrechtlich geregelten Inetitute 
der ReichBbank^) und der ReiehBinvalidenfond^)^ 
die ebenfalls inristische Personen sind. (Hierzu 
•freten wohl in nicht zu femer Zeit die Bertifs- 
Twdtte.)')^) 

IV. Aber auch auf alle diejenigen juristi* 
Bchen Personen ist der Art. 86 EG zu beziehen, 
deren Entstehung und jeweilige Privatrechtß- 
rechtsfähigkeit vom bürgerlichen Rechte nicht 
beeinflusst werden kann, weil sie dem öffentlichen 
Rechte angehören. Soweit ihnen diese Privat- 
rechtsfähigkeit zugesteht und ihnen damit die 
Teilnahme am bürgerlichen Rechtsverkehre er- 



') Gkeetz betr. die Erankenyereichenmg der Arbeiter 
in der Passung yom 10. April 1892, § § 25, 64, 72.. 

") InvaliditätsYerfiichenmgBgesetz vom 3. Juli 1899. 

im. 

•) VgJ. w. n. 92!. 

*) Eeichsgesetz yom 14. März 1875. 

^) Reichsgeeetz yom 23. Mai 1875. 

"') Darüber, dase diese j. P. des bürg. Rechts nicht 
ischon ohne weiteres an! Grund ihrer Regelung durclk 
^dcbsgesetze dem Aufsichtsrechte der Einzelstaaten ent- 
zogen sind: Protokolle II. Korn. 8845. Bericht derRdchs- 
tagskommifision (Reichstagsdrucksache No. 440, 9. Legis- 
laturperiode 1895-96, 8. 3011.). 

'') Mit Unrecht werden fast überall die Innungen 
"Rdehsgesetz yom 26. Juli 1897, §86). Innungsyerbände 
(h, a. 0. § 104 g) und Öandwerkerkammem (a. a. 0. §§ 103^ 
und 990) als j. P. im Sinne des Art. 86 EG bezeichnet. Für sie 
gut Gew.-O. §§ 89 b, Nr. 1. 103 n I. Vgl. Endemann I„ 
Anm. 11 zu § 39. 
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inöglicht, unterliegen sie dann, soweit eben die- 
ser Verkehr in Frage kommt, auch seinen Nor- 
men. 

Dies ist in den Protokollen ausdrücklicli 
hervorgehoben worden, wo ausgeführt wird, dass 
das bürgerliche Recht jedes vom öffentlichen 
Rechte geschaffene Rechtssubjekt und die Uun 
vom öffentlichen Rechte verliehene Ordnung an- 
zuerkennen habe. 

Das BGB spricht zwar von juristischen 
Personen des öffentlichen Rechtes (BGB § 89), 
regelt aber im übrigen grundsätzlich deren Ver- 
hältnisse in keiner Weise und berücksichtigt sie 
nur in einzelnen besonderen Beziehungen, um 
die Machtsphäre des öffentlichen Rechtes unbe- 
rührt zu lassen. So spricht auch Art. 86 EG 
nur von „juristischen Personen", weshalb auch 
hieraus geschlossen werden darf, dass er sich 
auch auf die ]. P. des öffentlichen Rechts ber 
zieht^). Hierfür spricht auch noch besonders 
der in dem Art. ausgedrückte rechtspolitische 
Wille des Reichsgesetzgebers, insbesondere die 
unbeschränkte Vermögensansammlung in der 
manu mortua ecclesiastica zu verhindern, die 
religiösen Genossenschaften aber, soweit sie j. 
P. sind, in den meisten Bundesstaaten Subjekte 
des öffentlichen Rechtes sind^). 

Inwieweit eine juristische Person des öffent- 
lichen Rechtes, das heisst eine nicht auf einem 
bürgerlichen Rechtsgeschäfte beruhende, sondern 
durch Staatsakt begründete oder sonst im Or- 



^) Vergl. Niedner Ann. 3 zu Art. 86. 

2) Kißch 168. Staudinger zu Art. 84 EG, Bern. 4, 
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ganismuB des Staates eingefügte jurifitiBche 
Person vorliegt, entscheidet sich im jeweiligen 
Falle nach Reichs- oder Landesrecht*). Der 
Einwand, dass eine ausdrückliche Feststellung 
der Beziehung des Art. 86 EG auf die juristi- 
sche Person des öffentlichen Rechts sich deshalb 
erübrige, weil ja das öffentliche Recht, soweit 
es juristische Personen hervorrufe, auch deren 
Verfassung nach seinem Willen beeinflussen und 
damit die gleichen Ergebnisse erzielen könne* 
wie durch Art. 86 EG vorbehaltenes Landes- 
privatrecht, ist nur teilweise, nur für die deut- 
schen juristischen Personen des öffentlidien Rech- 
tes begründet. Da sich aber der Art. auch auf 
die ausländischen juristischen Personen des 
öffentlichen Redits bezieht (dies wurde bei den 
Beratungen desselben wiederholt angeführt, vgL 
w. u.), da ferner hinsichtlich der deutschen ju- 
ristischen Personen der Rechtszustand in betreff 
der Frage, ob ein deutscher Bundesstaat die 
juristischen Personen anderer deutscher Bundes- 
staaten mehr beschränken dürfe als die eigenen, 
eine endgültige reichsrechtliche Regelung noch 
nicht gefunden hat, muss die Beziehung hier 
besonders betont werden. 

V. Zu dieser Streitfrage (die von einer Reihe- 
von Bundesstaaten in bejahendem Sinne entschie- 



1) Protokolle 1168, Protokolle 8088. Hier eine toU- 
Btändige Aufzählung der juristiBchen Personen des öffent- 
lichen Rechtes zu geben, soweit solche augenblicklich be- 
stehen,, würde ohne besonderen Nutzen zu gewähren, zu 
weit führen. 

2) Mot. EG 172, Prot. VI 400, 612, Bericht der 
BT 31, 
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den worden ist)^), nahm man xwar bei den Bera- 
tungen des Art. 86 EG Stellung'), unterliees aber 
ihre Entscheidung durch endgültige reichsrechtUohe 
Norm. In der RTE war (imAnschliiss aneiiien 
bereits in der II. K. gestellten Antrag) bean- 
tragt, dem Art. 86 EG hinzuzufügen, dasa die 
einem anderen Einzelstaate angehörenden iu- 
ristischen Personen, deren Bechtsfahigkeit auf 
einem neben den bürgerlichen Gesetzbuche gel* 
tendem Reichsgesetze beruhe, nicht weitergehen- 
den Beschränkungen unterworfen werden könne 
als die dem Einzelstaate selbst angehörenden 
juristische Personen derselben Art'). Dieser 

1) EG Mot 175: Soweit die LandeBg«0etze (ror dem 
1. 1. 1900) Erwerbsbeschränkmigeii für eine odur aUe 
jmiatisdie PenooeQ oder nur für j. P. aulBteilen, haben 
sie im erstereii Falle immer, im zwateii in der Regel die 
Bedeatong, dasa sie anch diejenigen Jnriatiadien Pereonen 
in ihren Bereidi ziehen, weldie im Reichsgebiete oder in 
dnem anderen Bundesstaate domisiliert sind. Soweit die 
Besdir&nkangen sowohl für i. wie a. j. P. aufgestellt sind, 
lEonmit der GesichtBptmkt einer zurücksetzenden Behandlung 
deutscher anderen Bundesstaaten angehörender j. Personen, 
nicht in Frage. Wo diese Voraussetzung zutrifft, ist die- 
ser Gesiditspunkt deshalb hier als belanglos erschienen, 
^eil der im Art 3 RV ausgesprodiene, eine materielle 
Beschränkung der bundesstaatlichen Ghesetzgebungsgewalt 
enthaltende Grundsatz nur auf physische, nicht auf j. 
Personen bezogen wird. 

>) s. Prot. S. 400f, S. 612 f. 

') Es wurde hiermit hauptsächlich bezwedrt, dass 
Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien 
ix. B. Pfandbriefanstalten, ImmobiliengeseUschaften n. f. w.) 
als Haupttypen der ErwerbsgeseUsdiaf ten, und andere durdi 
Reichsrecht ausserhhalb des BGB geschaffene j. P., die 
ihren Sitz in einem Bundesstaate haben, in jedem anderen 
imter denselben rechtlichen Voraussetzungen, wie die ein- 
heimischen Vermögensredite (insbesondere Gnmdbentz) er 
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Antrag gelangte nicht zur AbBtinunung, weil 
bei der ersten Lesung der Kommission der Art. 
ganz gestrichen und bei der zweiten dann der 
Vennittlungsantrag gestellt und angenommen 
wurde, dem Art. die jetzige Fassung zu geben« 
Diese aber steht einer landesgesetzlichen Vor- 
schrift nicht entgegen, durch welche die einem 
anderen deutschen Einzelstaat angehörenden j. 
P. weitergehenden Beschränkungen im Erwerbe 
von Rechten unterworfen werden können, wie 
die dem Staate, in welchem das Gesetz ergeht, 
angehörenden j. P. Die Entscheidung der Streit- 
frage ergibt darnach nur die Beantwortung der 
anderen Frage, ob eine derartige Vorschrift 
durch Art. 3 RV ausgeschlossen ist, d. h. ob 
dieser Art. sich nur auf natürliche, oder auch 
auf j. P. bezieht. Das letztere ist einmal be- 
jaht worden vom RG in den Entscheidungs- 
gründen eines Urteils vom 14. 4. 1882^), wäh- 
rend die neuere Praxis den entgegenstehenden 
Standpunkt einzunehmen scheint^). Auch eine 
Reihe von Bundesstaaten hat sich durch aus- 
drückliche Norm ihrer AG hier für die extensive 
Interpretation entschieden^) und den Immobiliar- 

werbeQ konnten, womit entgegenstehende landeeprivatrecht- 
liche Nonnen in Hb. M. P. beseitigt werden soUten. 

i) RG VI 142, No. 34. 

2) Planck Art. 86, Ziff. 2; NiednerlTS; Anschütz I.e. 
529. Hierfür spricht auch die Fassung des Art. 3 RV, der in 
Klammem den Ausdruck j^Angehörige** durch Untertanen, Bür- 
ger* n&her erläutert und die durchweg nur auf natürliche 
Personen beziehbaren Einzelbestimmungen der folgenden 
Absätze (Protokolle 8842). 

') Massgebend war der Vorgang der P. Gesetzgebung; 
es handelt sich hier (zumeist) nur um den Erwerb Yon 
Grundeigentum durch bundesstaatsfremde j. P. 
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Erwerb bundesstaatsfremder j, P., soweit er aus 
dem Bundesstaate stammt, weitergehenden Be- 
schränkungen unterworfen, um zu verhüten, dass 
inländisches Vermögen in zu grossem Masse dem 
Verkehre entzogen werde. 

Es entspricht übrigens (vgl. EG Motive 175) 
der Ansicht des Reichsamt des Innern, dass 
Beschränkungen, wie sie z. B. im P. Gesetze 
vom 4. Mai 1846 ausgesprochen waren, insoweit 
davon in anderen Staaten domizilierte Aktien- 
gesellschaften und Kommanditgesellschaften auf 
Aktien betroffen werden, hinsichtlich der son- 
stigen Einheitlichkeit der Reichsgesetzgebung 
auf wirtschaftlichem Gebiete eine Anomalie be- 
steht, deren Beseitigung zu erstreben sei. Das 
müsse nicht nur für diese Handesgesellschaften, 
sondern auch für diejenigen Gesellschaften imd 
Vereine gelten, welche auf Grund der Reichs- 
gesetzgebung die Fähigkeit zum Erwerbe von 
Grundeigentum besässen wie die eingetragenen 
Genossenschaften und die eingeschriebenen Hilfs- 
kassen; dass femer auch die Versicherungsge- 
sellschaften, die nicht Aktiengesellschaften sind, 
aber durch landesherrliche Verleihung die Rechte 
einer j. P. besässen, so zu behandeln seien. Die 
Erhebungen (vgl. Erlass des Reichsamt des In- 
nern vom 5. März 1881) über die Beschränkun- 
gen des Grunderwerbs bundesstaatsfremder ju- 
ristischer Personen ergaben, dass (wenigstens 
für diejenigen juristischen Personen, deren Be- 
freiung hier ins Auge gefasst war, nur in PH 
und (in gewissen Beziehungen) in M Beschrän- 
kungen bestanden^). Bei dieser Sachlage wurde 

i) Vgl. jetzt noch die AG von B, WP. 
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Ton einer Elärong durch ReichsgeBetagebung 
zumachst Abstand genommen. (Die P. Regie- 
nmg hatte es als bedenklich erachtet, mit der 
gänzlichen Anfhebimg des Erfordernisses st. 
Genehmigung vorzogehen. Es ist aber dmroh 
Verordnung vom 14. 2. 1882 den betr. Ressort- 
ministem die Ermächtigung erteilt worden» die 
nach dem Gesetz vom 4. Mai 1846^) erforder- 
liche Gaehmigungy soweit dieser Aktiengesell- 
schaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien, 
Genossenschaften, eingetragene Hilfskassen und 
die mit den Rechten einer j. P. versehenen 
gegenseitigen Versicherungsgesellschalten bedürf- 
tig sind, und soweit solche j. P. deutsche, aber 
P-Fremde sind, die Genehmigung ihrerseits zu 
erteilen. — Die von den übrigen Bundesregie- 
rungen (M. hatte hier noch Bedenken) einge- 
gangaien Aeusserungen, sind einem reichsgesetz- 
liehen Vorgehen in angedeuteter Richtung nicht 
abgeneigt.) 

VI. Der Art. 86 EG bezieht sich femer 
auch auf ausländische (im Sinne von nichtdeut- 
sche) j. P. Bevor jedoch diese Beziehung des 
näheren erörtert wird, ist zu untersuchen, als 
was sich die Erwerbsbeschränkungen j. P. nach 
Massgabe des Art* 86 EG für deren Recht&- 
Bphäre darstellen^). 

Als einen Gnmdgedanken des BGB darf 
man die Privatrechtsordnung hervorheben, nach 
der in seinem Herrschaftsbereiche „das Vermögen^ 



^) Vgl. jetzt P. AG, Art. 7. 

') Eine Frage, deren Entseheidmig andi wichtig ist 
far die Interpretation des Art. 86 EG hinsiditlich ge- 
wisser Eechtswirkungen des staatlichen Genehmigungszwanges. 
Beohtseinheit, Heft 8. 5 
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den in ihm vorhandenen RechtBsubJekten als 
solchen zukommen kann^). Und in natürlicher 
Fortbildung dieses Gedankens überlässt das 
BGB solchen Einzelwesen, die als Träger seiner 
Rechte erscheinen (privatrechtsfähige Subjekte 
des BGB sind), innerhalb der durch diese ge- 
setzten Grenzen grundsätzlich die Möglichkeit, 
über solches Vermögen zu verfügen, alle daraus 
entstehenden Rechte zu erwerben, zu haben und 
nach Massgabe der Vorschriften des BGB für 
solchen Vei*kehr sie an diesem teilnehmen zu 
lassen. 

Für „juristische Personen" ist im BGB die 
Rechtsfähigkeit, die Fähigkeit, die Rechte des 
BGB zu haben, und damit die Geschäftsfähig*- 
keit, die Fähigkeit, darüber mit allen Mitteln 
des BGB verfügen zu können, begründet worden, 
und da für sie ein Teil derjenigen Rechte, die 
die Rechtsfähigkeit den natürlichen Personen 
verleiht, im allgemeinen 2) nicht in Be- 
tracht kommen können, so erscheint die Rechts- 
fähigkeit der juristischen Personen in der Haupt- 
sache als unbeschränkte Vermögensfähigkeit. 
Indessen kann die Verfügungsfreiheit über das 
Vermögen keine unbedingte sein, wenn das BGB 
seine Aufgabe, die Ordnung des wirtschaftlichen 
Gemeinlebens aufrecht zu erhalten, erfüllen soll, 
weil eine solche Freiheit oft mit der öffent- 



^) Kohler, Encydop&die I, 568. 

^) Indessen ist die Rechtsfähigkeit juriBtischer Per- 
sonen natürlich nicht identisch mit ihrer Vermögensf&hig- 
keit. Ans jener sind vielmehr auch ti])er diese hinaus- 
gehende Rechte abzuleiten, wie das Recht j. P. auf Na- 
mensschutz U. 8. W. 
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liehen Ordnung unvereinbar wäre. Ein da- 
hingehender Wille dieser .wird sich im BGB 
überall da bemerkbar machen, wo unter Um- 
ständen eine Gefährdung der öffentlichen Inter- 
^sen in Frage kommt und dann ähnliche 
Wirkungen zum Schutze dieser ausüben, wie das 
BGB sie mehrfach zum Schutze des einzelnen 
anordnet, der unfähig geworden ist, die ihm von 
der Rechtsordnung gewährten Rechte zu benut- 
zen. Allerdings stellt sich nicht jede Einwir- 
kung des öffentlichen Rechts in dieser Hinsicht 
als eine Beschränkung der Rechtsfähigkeit ge- 
wisser Privatrechtssubjekte dar, insofern, als 
das bürgerliche Recht einem einzelnen Rechts- 
ßubjekte eine über die diesem nach ö. Recht zu- 
kommende Rechtsfähigkeit hinausgehende nicht 
•erteilen kann. Nur wo bestinmite Kechtssub- 
jekte gegenüber anderen derselben Art derart 
rechtlich schlechter gestellt werden, dass ihnen 
verboten wird, gewisse Rechte zu haben, und 
damit der Rechtskreis, den das BGB als Recht 
im objektiven Sinne seinen Trägem zuweist, ihr 
subjektives Recht beschränkt wird, darf man 
von einer Minderung ihrer Rechtsfähigkeit 
sprechen^). 



1) Ausnahmen von der im BGB begrOndeten Rechts- 
fähigkeit kann das Landesrecht nicht schaffen. Es ist 
nicht dasselbe, wenn es den ihm angehörigen j. Personen 
-des ö. Eechts und denjenigen des b. Rechts, deren Satzun- 
gen seinem Einflüsse unterliegen, solche Besdiränkungen 
auferlegt (sie z, B. allgemein für rechtsfähig im Sinne des 
BGB erklärt, im besonderen ihnen aber nicht gestattet, 
bestimmte Rechtsgüter zu haben) und wenn sie einer be- 
stimmten j, P., deren Satzungen ihrem Einflüsse durch 
Reichsrecht entzogen wurden, durch particuläre Vorschriften, 

5* 
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Sine B<M»chräiikaiig der RecktsE&higkeitwird 
von den betreffendra offenen Sobjekten aje Ansr 
nahmegesetz ^npfunden werden und es istmehr- 
fitdi' behauptet worden, daes Art. 86 EG ein 
solches Ausnahmegesetz für j. P. sei^). Die« 
scheint jedoch nicht zutreffend. 

Denn von dem Anschluss oder der Verrinr 
gerung der Rechtsfähigkeit und der in ihr bue- 
gründeten absoluten Geschältsr und YeTmöe^m- 



diff wshsrechtlieh d» LandeBgeBetzgebnag vorbehaltea sind, 
i^ehr dem partical&ren öffeutlichen Aufsichtsrechte unter- 
stellt, als sie es nach den allgemeinen Vorschriften des 
BGB sein würden. Denn im ersten Falle handelt es sich 
um j. P., die von vomherein ihrem inneren OEganisBuis 
nach teilweise rechtsunffthig sind, am Rechtsverkehre dßs 
BQßi jedoch als rechtsfälEge teilnehmen, soweit sie es 
el^en nach Landesrecht können. Im anderen Falle aherum 
völlig rechtsfähige nach den Grundsätzen des BGB oder 
andern Eeichsrechtes. Im ersten Falle liegt in der Tat 
eine Beschränkung der Rechtsfähigkeit vor, dn Verbot, 
Rechte zu haben, die sie nach allgemeinen Grundsätzen 
ohne ein solches haben würden. Im anderen Falle, wenig- 
stens sow^t Art.. 86 £G bezw. 88 EG in Frage kommt, 
liegt eii^ absolutes Verbot dieser Art. nicht vor. Vielmehr 
kann sich hier ein Verbot der aus dem Haben der Rechte 
nach der bürgerlich rechtlichen Ordnung entwickelbaren 
Rechtsmöglichkeiten nur im konkreten Falle aus ö. recht- 
lichen Grundsätzen ableiten lassen. Es liegt hier keine 
Beschränkung der Rechtsfähigkeit djirch particuläre bürger- 
lich rechtliche Nonnen vor, auch keine in diesen, begründete 
bed^gt^ Biandlungsfähigkeit dei; betr. jui::isti8(4ien Personen, 
sondern eine ixß bürgerlichen Rechte ungewisse (weil nach 
öffentliphen Rechte zu beurteil^de Env;erbsfähigkeit hinsichir 
lieh bestimmter Objekte dea bürgerliphen Rechtes, die erst 
durch die st. Gemehmig^ng im. jeweiligen Falle aufgeklärt 
wird. 

2) Vergl. Kohler Bncyclap^ie I 575 und Oertmann 
$12, S, 43. 
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w^ebeschränkungen, die lediglich dieWiricBtai- 
keit ekieB Erwerbsaktee, d. h. auf beBtimmteR 
Erwerb durch gewisse Rechtssubjdcte geriditetA 
G^cbäftes in irgend einer Form besobriidcea 
oder verhindern. Sie beeinträchtigen keineswegs 
die Fähigkeit, Rechte tfberhanpt oder audi nte 
gewisser Art zu haben, sie lassen lediglich ne- 
wisse aus dieser Fähigkeit entwickelbare redit- 
Uche Möglichkeiten latent bleiben, weil kräfti- 
gere rechtliche Verhältnisse ihre Wiricsaaikett 
vernichten würden. 

Nicht die Redits- oder die Geschäft^hig- 
keit juristischer Personen wird durch Art. 86 
EG beschränkt, lediglich ihre Erwerbs- 
fähigkeit (also nur ein Teil ihrer Vermögeiis- 
fähigkeit) hinsichtlich bestinunter (durch tue 
Wertgrenze bezeichneter Vermögens-) Rechte 
eingeschränkt. 

Die AG haben (im Anschluss an den bis- 
herigen Rechtszustand) von den nadi Art. 86 
EG möglichen Beschränkungen lediglich die Ab- 
hängigmachung der rechüichen Wirksamkeit 
solchen Erwerbes von staatlicher Genehmi- 
gung angeordnet, die Erwerbs&higkeit j. P. hier 
zu einer dispositiven gemacht, ihre Verfügungs- 
fähigkeit gehemmt, um im jeweiligen Falle das 
bürgerliche Rechtsgeschäft vom Standpunkt 
des öffentlichen Rechtee aus beurteilen zu 
können. 

Die staatliche Genehmigung im Sinne des 
Art. 86 EG schafft nicht erst in jedem bescm- 
d^en Falle des Art. die Rechtsfähigkeit, denn 
diese ist ja für „juristische Personen" im BGB be- 
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gründet worden^), Sie stellt vielmehr aus Mitteln 
und nach Gründen des ö. Rechtes in jedem konkre- 
ten Falle fest, ob hinsichtlich bestimmter Erwerbs- 
akte bestimmter j. P. eine Kollision mit dem 
ö. Recht vorliegt oder nicht, deren Beseitigung 
dann mit den Mitteln des bürgerlichen Rechtes 
erfolgen muss, weil ein Widerspruch des bürger- 
lichen Rechtes mit dem öffentlichen nicht beste- 
hen kann^). 

VII. Auch der Art. 88 EG stellt sich nicht, 
im Gegensatz zu einer grundsätzlichen Anschau- 
ung des internationalen Privatrechts, als eine 
Beschränkung der Rechtsfähigkeit ausländischer 
j, P, dar, sondern die im Art. 88 EG erfolgte 
Betonung der territorialen Herrschaf tsgewalt des 
Reiches entspringt staatspolitischen Gründen 
und die hier erfolgte Verschlechterung der Rechts- 
stellung „ausländischer** j. P., soweit sie sich 
in derart vorbehaltenen landesprivatrechtlichen 
Bestimmungen findet^), ermangelt sehr oft der 
praktischen Bedeutung, da bereits eine grosse 



^) Vergl. Endemann III 28, Anm. 22. 

^) In der Literatur hat sich wohl daher mehifacb 
das Bestreben geltend gemacht, Erwerbsbeschränkungen j. 
P. im Sinne des Art. 86 als Beschränkungen der Rechts- 
fähigkeit zu behandeln, weil nicht sorgfältig genug die 
Rechtsfähigkeit (als der übergeordnete Begriff) von der aus 
ihm abgeleiteten Verfügungsfähigkeit geschieden wurde. 
Auch ist die Frage nicht damit zu verwechseln, wer einen 
Anspruch auf Anerkennung als Rechtssubjekt hat. Aller- 
dings spricht auch das BGB ungenau bei j. P. von einem 
Erwerbe der Rechtsfähigkeit (für Rechtspersönlichkeit), 
VgL Endemann I, 110, Anm. 7. 

*) Vergl. die AG; B. dazu Oertmann 84, Hb. § 28, 
H. Art. 15, P. Art. 7, § § 2, 3, WP. Art. 6, § § 2, 3. 
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Anzahl von Staatsverträgen des Deutschen 
Reiches vorliegt*), nach denen Angehörige der 
betr. nichtdeutschen Vertragsstaaten die Fähig- 
keit zum Erwerbe von in Deutschland belegenen 
Grundstücken ohne Rücksicht auf deren Wert, 
sowie unbeschränkte Disposition von Todes 
wegen darüber gewährt wird und da diese Ver- 
tragsbestimmungen als reichsrechtliche den Ge- 
setzen der Einzelstaaten vorgehen. Im übrigen 



*) Vergl. die Verträge des deutschen Reiches: 

Argentinische Eonföderation 19. Sept. 1857, PGS 1859, 
S. 405, Art. 9. 

Belgien 6. Dezember 1891, RQBl. 1892, S. 241, Art. 1. 

Chüe 1. Februar 1862, PGS 1863, S. 761, Art. 11. 

Ck)lumbien 23. Juli 1892, RGBl. 1894, S. 471, Art. 9. 

Equador 28. März 1887, RGBl. 1888, S. 136, Art. 2. 

Egypten 19. Juli 1892, RGBl. S. 17, Art. 1. 

Griechenland 2. Juli 1884, RGBL, S. 23, Art. 2. 

Guatemala 20. September 1887, RGBl. 1888, S. 238, Art. 9. 

Grossbrittanien RGBl. 1899, S. 346, 364 (Bekanntmach- 
ung vom 7. Juli 1899). 

Hawai 25. März, 19. September 1879, RGBl. S. 121, Art. 2. 

Honduras 12. September 1887, RGBl. 1888, S. 262, Art, 9. 

Itaüen 6. Dezember 1891, RGBl. 1892, S. 97, Art. 2 
und Schlussprot. 

Japan 4 April 1896, RGBl. 1896, S. 715, Schlussprot. 
z. Art. 1, 3. 

Kongo 8. November 1884, RGBl. 1885, S. 211, Art. 2. 

Korea 26. November 1883, RGBl. 1884, S. 221, Art. 4. 

Liberia 31. Oktober 1867, RGBl. 1868, S. 197, Art. 2. 

Madagaskar 15. Mai 1883, RGBl. 1885, S. 166, Art. 2. 

Marocco 1. Juni 1890, RGBl. 1891, S. 378, Art. 1. 

Mexico 5. Dezember 1882, RGBl. 1883, S. 247, Art. 15. 

Nikaragua 4. Februar 1896, RGBl. 1897, S. 171, Art. 9. 

Niederlande 31. Dezember 1851, PGS 1852, S. 145, Art. 24. 

Oesterreich-Üngam 6. Dezember 1891, RGBl. 1892, S. 3, 
Art. 19. 

Oranje-Freistaat 28. April 1897, RGBl. 1898, S. 93, Art. 3. 
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sind die im Rechteverkehre des BGB teilnehmen' 
den a. j. P. hinsichtlich der Bezidiimg des Art. 
86 EO natürlich nidit besser gestellt^) wie die 
einheiBUBchen, aber auch nicht schlechter. Sie 



Paraguay 21. Juli 1887, RGBL 1888, S. 178, Art. 2. 
Persien 11. Juni 1873, RGBl. 1873. S. 351, Art. 6. 
Rumänien 31. Oktober 1893, RGBl. 1894, S. 1, Art. 2. 
Rusflland 10. Februar — 29. Januar 1894, RGBl. 1894, 

S. 153, Alt. 2 uad Zusatsifwtrag von 28. Juli 1904, 

RGBl. 1905, S. 35. 
Salvador 13. Juni 1870, RGBl. 1872, S. 377 «ad 1889 

S. 191, Art. 8. 
Schweiz 31. Mai 1890, RGBl. 1890, S. 131, Art, 1. 
Serbien 21. — 9. August 1892, RGBl. 1893, S. 269, 

Art. 2. 
Siam 7. Februar 1862, PGS 1864, S. 717, Art. 8. 
Spanien 14. Februar 1899, RGBl. 1899, S. 335. 
Südafrikanische Rq^bUk 22. Januar 1885, RGBl. 1886, 

S. 209, Art. 2. 
Tonga 1. November 1876, RGBl. 1877, S. 517 und 1900 

S. 37, 38, Art. 6. 
Türkei 26. August 1890, RGBl. 1891, S. 117, Art. 1. 
Uruguay 20. Juni 1892, RGM. 1894, S. 505 und 1900, 

S. 5, Art. 1. 
Zanzibar 20. Dezember 1885, RGBl. 1896, 8. 261 und 

RGBl. 1900, S. 37, 39, Art. 5. 
Veri^. hier femer, was die ausländische Gesetzgebung be- 
trifft, ein Gesetz vom 19. Mai 1897 des Staates New-Tork 
Ü. S. A., wonach bestimmt ist, dass Angehörige eines 
Staates, deren Gesetze den amarikanischen Bürgern die 
gleichen Rechte gewähren, im Staat New-Tork Grundeigen- 
tum in gleicher Weise besitzen, erwerben und übertragen 
können. (Git. nach H. Begründung 17.) 

^) Dies bedarf keiner besonderen Begründung; es 
geht schon aus der allgemeinen Erwägung hervor, dass 
der Reichsgesetzgeber eine Minderung der Rechteeteilung 
deutscher j. P. zu Gunsten ausländischer nicht beabsidi- 
tigen kann. Das beweisen aber auch mehrfach die Mate- 
rialien Mot. EG 172, Prot. 400, Bericht der RTK 31. 
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unterliegen den gMchen ErwarbsbeediräiJnuigen 
wie diese, wenn solche durch Art. 86 EG vor* 
bdialtenes Landesprivatrecht bestehen. 

YIII. Es muss hier aber noch des näheren 
erörtert werden, in wieweit „ausländische"* j. P. 
d. h. solche, die ihren Sitz in keinem deutschen 
Bundesstaate haben^), nach den allgemeinen 
Gnmdsätzen des internationalen Reichsrechtes 
und nach den besonderen Bestimmungen des BGB 
als privatrechtsfähige Subjd^te in dessen Sphäre 
erscheinen können. 

Dass a. j. P. gleichen Charakters wie die 
deutschen im Herrschaftsbereiche des BGB als 
dessen Eechtssubjekte auftreten können, ergibt 
sich aus der grundsätzlichen Regel des modernen 
Rechts zivilisierter Staaten, wonach Aus- 
länder die volle Privatrechtsfähigkeit zu- 
steht. Eine Minderung dieser den Ausländern in 
gleicher Weise wie den Inländern zustehenden 
Privatrechtsfähigkeit bedarf als Ausnahme des 
allgemeinen Grundsatzes stets einer gesetzlichen 
Begründung, selbst dann, wenn ein Ausländer 



^) „Ausländische" j. P. sind daher auch solche, 
'deren Sitz in den Eonsulargerichtsbezirken oder in den 
•deutschen Schutzgebieten sich befindet. Wofern deutsche 
Eolonialgeseilschaften ihren Sitz nicht im Keichsg^iete 
haben, gelten sie als deutsche j. P. im weiteren Sinne. So- 
weit Art. 86 EG in Frage kommt, ist eine Scheidung in 
'deutsche juristische Personen im weiteren Sinne und aus- 
ländische (wozu alle diejenigen juristischen Personen ge- 
hören würden, die als Nichtdeutsche in keiner Weise vom 
-deutschen Rechte beeinflusst werden, sondern lediglich als 
„juristische Personen" auf Grund völkerrechtlicher oder 
'.zwischen bundesstaatlicher Uebereinkommen in seiner Sphäre 
»erscheinen) nicht durchführbar. 
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innerhalb der Sphäre des heimischen Rechts nur 
in einem Teile seiner Rechtsfähigkeit oder auch 
nur in der durch sie bedingten Fähigkeit zu 
einem bestimmten Rechtsgeschäfte (wie im Art. 
86 EG) beschränkt werden soU^). 

Auch das BGB hat, soweit es das inter- 
nationale Privatrecht für seinen Geltungsbereich 
regelte^), unzweifelhaft dieses Prinzip seinen 
diesbezüglichen Bestimmungen zu Grunde gelegt^ 
ohne es allerdings in einem allgemeinen Satze 
zu begründen und keineswegs bedeutet dieneben 
diesem allgemeinen Prinzip im EG hin und 
wieder zu Tage tretende Tendenz, Ausländer im 
einzelnen rechtlich schlechter zu stellen, wie In- 
länder (wie durch Art. 88 EG) eine Aufgabe 
dieses Prinzips, sondern dient hauptsächlich 
staatspolitischen Erwägungen als gesetzliches 
Mittel zur Verwirklichung bestimmter Zwecke. 
Allgemein scheint anerkannt, dass ausländische,, 
von ihrer Rechtsordnung geschaffene Subjekte 
derselben mit einer ihr entsprechenden Privat- 
rechtsfähigkeit (j. P. nach dem Sprachgebrauche 
des BGB, soweit es nicht natürliche Personen 
sind) auch als Rechtssubjekte im Geltungsbe- 
reiche des BGB anzuerkennen sind, wenn ihre 
Konstituierung, oder ihr Bestehen nach den am 
Orte ihres Sitzes geltenden Gesetzen rechtsgül- 
tig ist. Wie weit diese Rechtsfähigkeit aber 
reicht, ist im allgemeinen nicht zu be- 
stinmien. 



*) von Bar in Kohler-Holtzendorffs Bncyclopädie n 15 ff. 
^ Vergl. EG Art. 7 ff. 
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Auß der Tatsache, dass deutsche 3. P. glei- 
chen Charakters gewisse Rechtsbefugnisse haben, 
kann für ausländische nicht ohne weiteres das- 
selbe angenommen werden. Selbstverständlich 
ist hier nur, dass sie für sich nie auf eine um- 
fassendere Privatrechtsfähigkeit (oder daraus 
abgeleitete Fähigkeiten) beanspruchen dürfen als 
die inländischen^). 

Eine allgemeine Bestimmung darüber, wel- 
chen Staates Gesetze über die Rechtsfähigkeit 
j. P. entscheiden, findet sich nicht. Richtiger 
Ansicht nach ist die allgemeine Privat- 
rechtsfähigkeit (inwieweit überhaupt ein Privat- 
rechtßsubjekt vorhanden ist) nach den Gesetzen 
des Staates zu beurteilen ist, dem die 3. P. an- 
gehört. Hieraus folgt, dass auch ihre Geschäfts- 
fähigkeit (die Fähigkeit, Rechtsgeschäfte vor- 
zunehmen M I 129) der gleichen Beurteilung 
unterüegt (EG Art. 7)»). 

Dagegen ist die spezielle Rechtsfähigkeit 
(die Fähigkeit, einzelne Rechte erwerben zu 
können, zu haben u. s. w.) nach denjenigen 
Gesetzen zu beurteilen ist, denen das im ein- 
zelnen Falle fragliche Rechtsverhältnis auch im 
übrigen untersteht (P VI 28)»). 

Da in der Sphäre des BGB Vereine nur 
unter bestimmten Voraussetzungen Rechtsfähig- 
keit erlangen, musste, um ihnen keine rechtliche 



^) Bar. 1. c. 16. 

2) Staudinger 28 ff; für ausländische Handelsgesell- 
schaften. Staub § 6, Anm. 3. 

3) Staudinger 32 VI, 39 II, Zitelmann I p, II 120 ff. 
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Penaditeiligung gegenüber aufilftndisi^en iuristi- 
«chen Personen gleichen CharÄkterfi äu Trfl 
\rerden zu lassen, hier durch besondere rdchd- 
rechtliche Norm (EG Art. 10)^) die Feststellung 
der Rechtsfähigkeit eines ausländische pri- 
Tatrechtliche n^) Vereines in Deutsch- 
land vorgenommen irerden. Die Prlvatrechts- 
fähigkeit eines solchen muss, um in Gemässhi^t 
4es an seinem Sitze geltenden Rechtes auch in 
Deutschland wirksam zu sein, erst vom Bundes- 
rate anerkannt werden; eine Anerk^uiung^), die 
ihm für den Bereich des Deutschen Reiches, auch 
abgesehen von der Behandlung in seinem heimi- 
schen Rechte, ebenfalls vom Bundesrate verlie- 
hen werden kann. Wo diese Anerkennung der 
Rechtsfähigkeit eines ausländischen Vereins im 
Inlande versagt wird, ist ein ausländischer Ver- 
»ein wie ein nicht rechtsfähiger deutscher zu be- 
trachten, also hinsichtlich seiner Privatrechts- 
lähigkeit nicht als j. P. (BGB § 54, Satz 2.) 



^) Staudinger 38 ff . 

^) Der Art. findet Anwendung sowohl auf Vereine 
im Sinne des §21 wie §22 BGB; Zitdmann II 117; 
Endemann I 95. 

3) Vergl. Art. 7 RV. Die Wirkung dieser Aner- 
kennung ißt die Rechtsfähigkeit nach dem BGB (Barazetti 
40). Bei Vereinen im Sinne des § 21 BGB setzt diese 
Anerkennung voraus, dass der ausländische Idealverein nach 
«einen heimischen Gesetzen allgemeine Rechtsfähigkeit 
haben muss. Mangels dieser heimischen allgemeinen Rechts- 
fähigkeit kann auch die Anerkennung des Bundesstaates 
•den ausländischen Idealverein nicht rechtsfähig machen. 
•Staudinger zu Art. 10, Planck 2 zu Art. 10, Zitel- 
inann II 118. 
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ladessm macht diese Anerkennung des Bun- 
deeiroteB den analändiBcbea Verein nicht zu einent 
inJäüdiBchen, er unterliegt insbesondere den 
Vorschriften des Art. 88 £G (und sonstigen für 
ausländische juristische Personen beste- 
henden Beschränkungen). Selbstverständlich 
kann der Bundesrat auch die Anerkennung der 
Rechtsfähigkeit eines ausländischen Vereins wie- 
der zurückziehen^). 

Wird die Rechtsfähigkeit eines ausländischen 
Vereins im Inlande nicht anerkannt, so trifft 
für diesen Fall Art. 10, Satz 2 EG die gleichen 
Bestimmungen wie der (auch auf die ausländi- 
sdlm V^eine des § 23 BGB anwendbaren) § 54 
BGB. Indessen betrifft Art. 10 EG nur diejenigen 
Recht» und Verhältnisse, die sich nach deutschem 
Rechte bestimmen^). Wenn ein im Inlande nicht 
anerkannter ausländischer Verein ein Erwerbs- 
geechäfi im Sinne des Art. 86 EG im Inlande 
machen will, so ist eine Beschränkung^) dieses 
Erwerbsgeschäftes von vorherein deshalb unnötig, 
weil er als j. P. im Sinne des BGB überhaupt 
nicht in Frage kommt. Ebenso können auchdi(> 
Bestimmungen des Art. 86 EG keine Anwendung 
findw, wenn solche Gesellschaft sich als aus- 
ländische j. P. im Auslande befindet und der 



1) Staudinger zu Art. 10 H, Planck zu Art. 10, 
Ajim. 2, Niedner zu Art. 10, Amn. 5. 

2) Staudinger zxt Ajt. 10 G, Planck zu Art, 10,. 
Anm. 4, Zittdmann II, 119. 

*) Ob und in wieweit eine solche ausländifiche j. P.. 

überhaupt solch Erwerbsgeschült vornehmen kann, bleib- 
hieribd unberührt. 
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Zuwendende ein im Inlande sich aufhaltender 
Ausländer ist, weil das hier fragliche Rechts- 
geschäft in Ansehung des Zuwendenden nach 
heimischem Recht beurteilt werden muss. 

Das Verhältnis des Art. 10 EG zu den 
ähnlichen Vorschriften des § 23 BGB muss so 
aufgefasst werden, dass Art. 10 EG auf alle die- 
jenigen }. P. zu beziehen ist, die einem fremden 
Staate angehören und in diesem Sinne auslän- 
dische sind, während § 23 BGB sich auf die- 
jenigen j. P. bezieht, die zwar als ausländische 
im Sinne des Art. 86 EG bezw. 88 anzusehen 
sind, weil sie ihren Sitz in keinem deutschen 
Bundesstaate haben, im übrigen aber des gesetz- 
lichen Schutzes ihrer Rechtspersönlichkeit nach 
sich als deutsche j. P. im weiteren Sinne dar- 
stellen*). 

Die Staatsangehörigkeit eines Vereines be-, 
stimmt sich nach dem Orte seines Sitzes^), dem 
Orte, an dem seine Verwaltung geführt wird 
(falls nicht darüber besondere Bestimmungen 
getroffen sind). 

Bestehen im Heimatsstaate des Vereines 
keine Vorschriften über die Rechtsfähigkeit von 
Vereinen, so kann Art. 10 EG auch nicht Platz 
greifen. Mangels eines besonderen Verbotes muss 
hier aber angenonmaen werden, dass der Bundes- 
rat den Vereinen eines solchen Staates, oder den 
Vereinen, die in ihrem Heimatsstaate nicht 
rechtsfähig sind, obwohl die Rechtsfähigkeit von 



^) Vergl. Staudinger 40 HI. 
2) Hechteepr. d. OLG V 101. 
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Vereinen im allgemeinen dort möglich wäre oder 
die ihre nationale Rechtsfähigkeit aus irgend 
einem Grunde nicht nachweisen, nach BGB §23 
verleihen kann, wenn sie unter BGB §§ 21, 22 
fallen, dass aber die Anerkennung der 
Rechtsfähigkeit eines nach ausländischem Recht 
nicht rechtsfähigen unter §§ 21, 22 fallenden 
Vereins seitens des Bundesrates unmöglich ist. 
Auch durch besondere Staatsverträge könnten 
Abweichungen von den Vorschriften des Art. 10 
EG getroffen werden. 

Aber auch auf a. j. P., die nicht Vereine im 
Sinne des Art. 10, bezieht sich Art. 86 (bzw. 88) EG. 

Er bezieht sich sowohl auf a. j. P. des 
ausländischen privaten Rechts, die nicht Vereine 
sind, wie auch auf solche des a. ö. Rechtes, 
deren Anerkennung auf Staatsverträgen und 
Völkerrecht beruht^). 

Er bezieht sich insbesondere auf ausländi- 
sche Handelsgesellschaften (HGB § 13, Abs. 3), 
Aktiengesellschaften, wie Filialen derselben, Ge- 
nossenschaften, Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung^), denen der Geschäftsbetrieb unter den 



1) RG XIV 436. 

2) Die Vorschrift des Art. 88 (vgl. Hb. AG § 28) 
«rstreckt sich aber nicht auf eine offene HandelsgeseUschaft, 
mag auch ein Teilhaber Ausländer sein. (Hanseat. Ger. z. 
Beibl. 1901, S. 243.) In der H. RTK wurde hervorge- 
hoben, dass die Rechtsfähigkeit der a. j. P. des ö. Rechts 
sowie der ausländischen handelsrechtlichen Erwerbsgesell- 
schaften, die j. P. sind, ohne weiteres anzuerkennen sei. 
(P II 24, 26.) Dies kann allenfings nur mit gewissen 
Einschränkungen gelten. (Vgl. Staudinger 41; Staub, 
Anm. 1, la zu HGB § 33 und Anm. 9 und 10 zu HGB 
178.) Vergl. insbesondere auch Art. 31 EG. 
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fttr solche inländischen Gesellschaften bestehen- 
den Bedingungen nach Staatsverträgen gestattet 
ist^). 

Schon vor dem 1. 1. 1900 war ein dem 
bürgerliehen Rechte oder einzelnen Bundesstaa- 
ten gemeinsamer Grundsatz, dass für die Rechts- 
und Handlungsfähigkeit a. Aktiengesellschaften, 
Kommanditgesellschaften auf Aktien und der 
sonstigen handeltreibenden j. P. nach deren hei- 
mischen Recht zu beurteilen sei, weshalb sich 
auch im alten HGB^) keinerlei Bestimmungen 
über solche a. j. P. fanden. Es ist hierbei da- 
von auszugehen^), dass die von der privatrecht- 
lichen Anerkennung solcher j. P. und von der 
besonderen Beziehung des Art. 86 EG bezw. 
Art. 88 EG wohl zu untwscheidende Frage der 
Zulassung solcher a. j. P. zum Gewerbebetrieb 
im Inlande wesentlich staatspolizeilicher Natur 
ist und dass deshalb hinsichtlich solcher a. j. 



^) Voraussetzungen des Geschäftsbetriebes ausländi- 
scher juristischer Personen (die also ihren Sitz nicht in 
Deutschland haben dürfen, dass die Einzetmitglieder Aus- 
l&nder sind, ist nicht erforderlich) sind Zweigniederlasenn- 
gen oder zur Vermittlung von Geschäftsabschlüssen stän- 
dige (nicht bloss vorübergehende) Stellen (sog. Ag^tnren) 
im Bundesstaate. 

*) Abgesehen von den Bestimmungen im Art. 179, 
Abs. 3 und 212, Abs. 3. 

») Vgl. W. Begründung 623 ff. 

*) Vgl. Novelle § 3 zum HGB v. 11. Juni 1870. 
(W. Regierungsblatt von 1871, Anlage zu Nr. 1, S. 113 
und § 12, Absatz 1 der Gewerbeordnung. Allgemeine 
Begründung zu dem Entwurf des Gesetzes betr. die Kom- 
manditgeseUschaften auf Aktien und die AktiengesellschaS- 
ten vom 18. Juli 1884, 57. Bericht über die Verhandlunr 
gengen des RT 1884, IV. Session III 113. 
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P. die Vorschriften der einzelnen Landeegeeetze 
über die Befugnis zum Geschäftsbetriebe sowie 
über die wegen des Gegenstandes des Untemeh- 
hens erforderliche Genehmigung und Aufsicht 
unberührt bleiben^). 

Dieser Rechtszustand entspricht dem Art. 
10 EG und dem HGB vom 10. Mai 18972), so- 
dass die Landesgesetzgebung befugt erscheint, 
über die Zulassung ausländischer Aktiengesell- 
schaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien 
und handeltreibender j. P. zum Gewerbebetrieb 
und über deren Beaufsichtigung während ihres 
Betriebes Vorschriften^) zu geben, wobei selbst- 
verständlich die besonderen Bestimmungen der 
Staatsverträge des Reiches unberührt bleiben*). 

Endlich bezieht sich Art. 86 EG (bezw. 
Art. 88 EG) auch auf diejenigen ]. P. des 



') Vgl. NoveUe § 3 zum HGB v. 11. Juni 1870. Re- 
gienmgsblatt von 1871 Anlage zu No. 1 S. 113 und § 12 
Abs. 1 der Gewerbeordnung. Allgemeine Begründung zn dem 
Entwurf des Gesetzes betr. die Kommanditgesellschaften auf 
Aktien und die Aktiengesellschaften vom 18. Juli 1884, 57. Be- 
richt über die Verhandlungen des BT 1884 IV Session m 113. 

*) § § 13, Abs. 3 und 201, Abs. 5. 

») (P II 24.) Vgl. z. B. W. AG, Art. 164; dazu 
Begründung zu dem Entwurf eines Gesetzes über die Ab- 
änderung des PolizeiBtraf rechts in Beziehung auf den neuen 
Artikel 7, Ziff. 8 des Polizeigesetzes vom 27. Dez. 1871; 
Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten 1895-97 V. 
Beil. Band 294 ff; Bericht der Justizgesetzgebungskommission 
VII. Beil. Band 484 ff. — S. AV. zum HGB §5, Klose 
a. a. 0. 27. Diese Vorschriften werden der Landesgesetz- 
gebung durch § 12 der Gewerbeordnung Torbehalten. 

*) Vergl. Art. 19, Abs. 5 des Handels- und ZoU- 
vertrage zwischen dem Deutschen Reiche und Oesterrach- 
Ungarn vom 6. 12. 1891, RG Bl. 1892, S. 3. 

Rechtseinheit, Heft 2. 6 
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deutschen Kolonialrechte, die in keinem BiindeB- 
staate ihren Sitz haben, als auch auf auslän- 
dische^). Für die Bildung j. P. des b. R. in 
den deutschen Kolonien sind grundsätzlich alle 
Formen der deutschen bzw. preussischen bürger- 
lichen Gesetze möglich, ausser dass die Vor- 
schriften des BGB über „Vereine" teilweise in 
den Kolonien nicht anwendbar sind^). 

Daneben wurde durch Reichsgesetzgebung^) 
eine eigene Organisationsform für juristische 
Personen, deren Zweck koloniale Unternehmun- 
gen sind, geschaffen. Der Einfluss des staatli- 
chen Aufsichtsrechts, wie er sonst in den gesetz- 
lichen Normativbestimmungen aller anderen Ar- 
ten von Gesellschaften erscheint, äussert sich 
hier darin, dass der Gesellschaftsvertrag in allen 
seinen Teilen vom Reichskanzler zu geneh- 
migen ist, bevor durch Beschluss des Bundes- 
rates die Rechtsfähigkeit begründet wird (Sch.G.G. 
§ 11, Abs. 1 und 3). Aber auch fernerhin unter- 
stehen solche j. P. des Kolonialreohts der Aufsicht 
des Reichskanzlers, dessen einzelne Aufsichtsbe- 
fugnisse in den Gesellschaf tsvertrag aufzunehmen 
sind Sch.G.G. § 13).4) 



^) Trdfender wäre hier der Ausdruck nebeuländische 
Vergleiche. Köbner 1090, § 8. 

*) § 31 KGO mit § 3 SchGG.; Köbner § 33. 

') Novelle zum SchGG vom 15. März 1888, in er- 
weiterter Fassung durch die Novelle vom 2. Juni 18d9, 
nunmehr so unverändert im SchGG von 1900, § § 11, 12. 

^) Köbner 1121. Zu dieser Aufsicht sind im Regd- 
falle dn oder mehrere Kommissare des Reichskanzlers 
delegiert und diese werden mangels besonderer Vorschrift 
damit auch befähigt erscheinen zur Erteilung der staatli- 
chen Genehmigung im Sinne der Art. 86, 88 EG. 
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Diese einschlägigeQ Bestinunungen des 
SchGG. Bind durch das Konsulargerichtsbarkeits- 
geeetz vom 7. April 1900 (§ 32) für anwendbar 
•erklärt worden, auch auf Gesellschaften, die den 
Betrieb eines entsprechenden Unternehmens in 
«in^n Eonsulargerichtsbezirke zum Gegenstand 
imd ihren Sitz (entweder im Reichsgebiet oder) 
in anem deutschen Sdiutzgebiete oder Konsular- 
g^chtsbezirke haben. 

VIII. Soweit sich die dui-ch Art. 86 EG 
vorbehaltenen landesrechtlichen Erwerbsbeschrän- 
kungen gegen alle j. P. richten, wird im je- 
weiligen Einzelfalle zu prüfen sein, ob eine ]. 
P. im Sinne dieser Vorschriften vorhanden ist 
und ob für sie vielleicht besondere Befreiungen 
Ton diesen allgemeinen Vorschriften rechtlich 
l)egründet sind^). 

Soweit sich aber solche Vorschriften nur 
gegen bestimmte j. P. richten, muss des näheren 
untersucht werden, auf welche j. P. diese Vor- 
schriften zu beziehen sind^). In B. richten sich 
diesbezügl. Vorschriften gegen die geistlichen Ge- 
sellschaften^). Zweifelhaft ist, was darunter zu 
verstehen ist; das BAG gibt keine Definition. 



^) Vgl. w. 0. 56, Anm. 4 hinsichtlich reichsrechtli- 
cher Ansnahmen. Auch die in besonderen partikulären 
Normen von allgemeinen landesprivatrechtlichen Vorschriften 
ausgesprochenen kommen hier natürlich in Betracht wie z. B. 
•die ausdrücklichen Befreiungen der Familienstiftun- 
gen von den bestehenden Erwerbsbeschränkungen in dem AG: 
PArt.6, §4, Sdi.S.Art.5, §4, W. P. Art. 5, §4. 

^) Vgl. z. folgend, audi Staudinger zu Art. 84 EG 
Bem. 1, 2, 3. 

^) In B. kann keine Reügionsgesellschaft oder kirch- 
liche Gesellschaft und kein kirchliches Institut (dazu Seydel 

6* 
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Da indessen sich bereits der gleiche Aus- 
druck in der B. Verfassungsurkunde findet (§ 76 
Abs. 2 lit. c, wo ebenfalls eine ausreichende 
Definition fehlt), so darf ihm im Sinne beider 
Gesetze wohl die gleiche Bedeutung bdgelegt 
werden^). Auch in den Entwürfen, Begründungen 
des BAG und in den dieses betreffenden Verhand- 
lungen wird eine genauere Begriffsbestimmung nicht 
gegeben^). Es werden als solche geistliche Gesell- 
schaften gerechnet die Klöster, Orden und ordens- 
ähnlichen Kongrogationen und selbständigen Brü- 
derschaften, soweit letztere nicht ohnehin unter die 
Stiftungskuratel fallen (wofern das Brüderschafts- 
vermögen mit Stiftungsvermögen verbunden oder 
diesen gleichgestellt ist), nicht aber*) alle 
jene Institute, die nicht geistliche Gesellschaf ten 
im eigentlichen Sinne sind, insbesondere die 
bischöflichen Seminarien, die Domkapitel und die 
bischöflichen Stühle selbst^). (Allerdings waren 
bezüglich der Seminarien Zweifel geäussert wor- 
den^).) MitEeeht hebt nunOertmann^) den Mangel 
einer ausreichenden Definition hervor, weshalb 
er selbst eine solche aufstellt. Danach sind 
„geistliche Gesellschaften solche religiösen Eör- 



B. Staatsrecht^ III, § 374, Note 11) ohne königliche Genehmi- 
gung errichtet werden. II. B. Verf.-Beil. §§ 3, 26, 76. 

^) Oertmann 79. 

2) Vgl. Becher Materialien Abt. 4-5 HI. 

') Im Gegensatz znm bisherigen B. Rechte, insbe- 
sondere znm Mandate von 1701. 

^) B. J. Minister y. Landmann. Becher Materialien, Abt. 
4-5 III 277, 13-14, 22. 

5) Becher Materialien Abt 4—5 III 71. 
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perschaften, die dem OrganiBmus einer Glaubens- 
gesellschaft als solcher angehören". 

Im einzelnen ist hierzu noch festzustellen, 
dass Art. 7 BA6 alle geistlichen G^ellschaf- 
ten trifft, sei es katholische oder protestantische 
beiderlei Bekenntnisses. Auch die zu einem an- 
deren christlichen Bekenntnisse gehörenden 
„geistlichen Gesellschaften" würden solche im 
Sinne des Art. 8 BAG nach Oertmanns Ansicht 
sein^), ja, selbst die Beschränkung auf nur 
christliche Gesellschaften ist der Fassung dieses 
Artikels nach nicht zu vermuten. 

Auch ist hier nach Oertmanns Ansicht nicht 
Wesensgleichheit oder Aehnlichkeit mit den Ge- 
sellschaften des BGB (§§ 705 ff .) entscheidend, 
d. h. insbesondere eine geschlossene Mitglieder- 
zahl und der eigenen Kechtsfähigkeit entbeh- 
rende Form. Auch auf solche geistlichen Gesell- 
schaften, die sich in der Form eines rechtsfähi- 
gen oder nichtrechtsfähigen Vereins bilden, oder 
welche von früher her bereits eigene Rechtsper- 
sönlichkeit besassen, sind diese Vorschriften an- 
wendbar^). 

Die kirchlichen Institute und Anstalten 
aber, die unter den „Stiftungsb^riff" des BGB 
fallen, sind durch diese ausdrückliche reichs- 



^) Oertmann 79. 

2) Wir haben allerdings gegen diese Interpretation 
Bedenken. Denn Art. 86 EG spricht ausdrücklich von 
„juristischen Personen", durch ihn vorbehaltene landes* 
privatrechtliche Normen können also nur solche treßen. 
Freilich lässt die hier vielfach herrschende Unsicher- 
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rechtliche Eegelung dem Einflüsse der BAG 
Art. 7 (nach Oertmann's Ansicht) entzogen. 
Dies gilt für die Kirchenstiftungen in der 
Pfalz, dies gilt aber auch für die Kirchen- 
institute und -gemeinden als solche^), da die 
geistlichen Gemeinschaften von den kirch- 
lichen streng geschieden erscheinen; jene sind 
solche von denen, diese solche, in denen religiöser 
Kultus getrieben wird^). „Der Erwerb des Kir- 
chengutee selber wird also durch Art. 7 BAG 
auf keinen Fall getroffen, mag man sein Subjekt 
im kirchlichen Institut als solchem oder in der 
Kirchengemeinde finden wollen"^). 



heit kirchenrechtlicher Grundsätze eine allgemeine 
Klärung kaum in Bälde erhoffen. Was neu sich 
bildende Sekten betrifft, so werden sie als Gesellschaftea 
zu bezeichnen sein, die nicht zu den juristischen Personen' 
des ö. Rechts gehören (Prot. VI, 381). Vgl. auch £. 
StG. § 12, Abs. 2 und 5, sowie Begründung 28. Kirch- 
liche Zwecke sind nicht blos die dem Interesse der in- 
ländischen Kirche dienenden, sondern auch die von den 
übrigen mit dem Rechte juristischer Personen ausgestat- 
teten inländischen Religionsgesellschaften verfolgten Zwecke. 
— Unterrichtszwecke sind als gemeinnützige Zwecke zu 
betrachten. 

^) Vgl. dagegen: In P. bedarf die katholische Kir- 
chengemeinde bei Grunderwerb im Werte von mehr als 
5000 Mark der staatlichen Genehmigung, § 50 des P- 
Gresetzee vom 20. Juni 1845 über die Vermögensverwaltung 
in den katholischen Kirchengemeinden, ist durch Art. 7, 
§ 1 PAG beseitigt. KG vom 7. Juli 1902, Rspr. d. 
OLG V 252. P.L.R.Th. 1, IL Titel 11, §§10—12, 93^ 
P. V.-Urkunde § 13. 

') Oertmann 80. Wenigstens nach katholischer Lehre^ 
boatriit zwischen Gemeinde und Geistlichkeit ein Gegensatz. 
^ Oertmann 81. 
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Jedenfalls wird hier die Judikatur allmählich 
Klarheit zu schaffen haben^), falls diese nicht 
durch eine ausdrückliche gesetzliche Klärung 
herbeigeführt wird. 

Durch Art. 9 BAG werden die sogenannten 
„Englischm Fräulein in Bayern'' (die ebenfalls 
unter den Begriff „geistliche Gesellschaften'' des 
Art. 7—8 BAG fallen würden), von deren Be- 
schränkungen ausdrücklich ausgenommen^). 

In W. richten sich die durch Art. 86 EG 
vorbehaltenen Vorschriften des WAG Art. gegen 
die sogenannte „tote Hand", deren Begriff hier 
gesetzlich bestimmt wird^). Danach sind unter 
toter Hand alle juristischen Personen zu ver- 
stehen, welche religiöse oder wohltätige Zwecke 
oder Zwecke des Unterrichts oder der Erziehung 
verfolgen, und zwar sowohl ö. r. wie b. r. Vereine 
und Stiftungen, wobei auch zwischen inländi- 
schen und ausländischen Vereinen und Stiftungen 
kein Unterschied zu machen ist. 



^) Vgl.: Die Marianischen Kongregationen sind geist- 
liche Gesellschaften im Sinne des Art. 7—8 BAG Bayr. 
Oberst. LG vom 3. Juni 1904 (Bl. f. RA LXX 26). 

^) Sehr streitig ist hier die Frage der evangelischen 
Diakonissenanstalten (vgl. dazu Becher Mat. III, Abt. 4-5, 
S. 277, 16, Oertmann 81). Sie dürften ebensowenig wie 
die nicht spezifisch konfessionellen Erankenschwestemschaften 
als geistliche GeseUschaften im Sinne des Art. 6—7 BAG 
anzusehen sein. 

^) Vgl. W. Begründung 585. Danach erfolgte die 
gesetzliche Bestimmung des Begriffes der toten Hand auf 
Grund der Ergebnisse der Praxis. (Vgl. Entscheidung des 
I. Zivilsenats des Oberlandcsgerichts vom 23. 1. 1885 
in Boschers Zeitschrift für die freiwillige Gerichtsbarkeit 
XXVII 167, wozu zu vergleichen ibidem XXVIIII 8). 
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§ 4. Das Rechtsobjekt. 

Unentgeltlicher Erwerb 

von Vermögensrechten im Werte 

von mehr als 5000 Mark. 

Als Objekt durch ihn reichsreohtlich begrün- 
deter landesprivatrechtlicher Vorschriften nennt 
Art. 86 EG den „Erwerb von Rechten" mid 
zwar insoweit, als solche Vorschriften Gegen- 
stände im Wert von mehr als 50Ö0 Mark be- 
treffen. 

A. Der Art. 86 EG bezieht sich also auf 
den Erwerb von Vermögensrechten. Da hin- 
sichtlich dieser Beziehung des Art. Einschrän- 
kungen nicht bestehen, so steht es der Landes- 
gesetzgebung frei, hier jeden in der Legalord- 
nung des BGB möglichen Erwerb, den entgelt- 
lichen wie unentgeltlichen, den unter Lebenden 
wie den von Todes wegen durch ihre diesbezüglichen 
landesprivatrechtlichen Normen zu beschränken, 
wobei auch Beschränkungen in der Richtung 
möglich sind, dass besonders Bestimmungen da- 
rüber erlassen werden, wo, aus welcher Zeit 
und woher stammender Erwerb juristischer Per- 
sonen solch partikulärrechtlichen Einflüssen 
unterliegen soll. 

Nicht aber bezieht sich der Art. auf die 
Veräusserung*);. derartige Beschränkungen können 
im Rahmen des Art. nur negativ in Betracht 
kommen, insofern, als ein Erwerb j. P. aus 
einem durch Veräusserungsverbot verklammerten 
Vermögen stammte (z. B. aus den Vermögens- 

1) Vgl. Kisch 168. Oertmann 82. Juristische Per- 
sonen des b. Rechtes könnten allerdings, soweit eine lan- 
desrechüiche Einwirkung auf ihre Verfassung möglich ist. 
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nutzuagen eines Idealvereins, die nach deseen 
Satzungen nicht für die von der bereicherten 
i. P. vertretene^ Zwecke verwandt werden^ durften). 
Welche Rechtsfolgen eine so entstandene 
Lage herbeiführt, wird sich nur nach Tatfrage 
entscheiden lassen. 

Ebensowenig bezieht sich der Art. auf den 
Pall, dass die j. P. in den Besitz eines unent- 
geltlichen Erwerbes gelangt, der nicht bestimmt 
ist, ihr eine unentgeltliche Yermögensmehrung 
zu gewähren, sondern von ihr lediglich verwaltet 
oder zur Verteilung gelangen soll, u. s. w. Wenn 
hier der j. P. für ihre Mühewaltung ein ent- 
sprechender Betrag ausgesetzt wird, ist 
dieser als Entlohnung, aber nicht als unentgelt- 
licher Erwerb im Sinne des Art. 86 EG aufzu- 
fassen. Wo Eechtsgeschäfte zugleich einen Er- 
werb und eine Veräusserung in sich schliessen^), 
müssen sie, wenn eine rechtliche Trennung beider 
Stücke nicht möglich ist, in ihrer Einheit als 
Erwerbsgeschäft betrachtet werden. 

Im folgenden ist daher (der entgeltliche 
Erwerb kommt für unsere Darstellung nicht in 



durch Aufnahme diesbezüglicher Bestimmungen in ihre Ver- 
iassung auch in ihren Veräusserungsgeschäften mehr oder 
minder beschränkt werden. Diese' Beschränkung würde aber 
nicht durch Art. 86 £Q gedeckt sein. Das gleiche gUt 
natürlich für j. P. des ö. Rechtes, deren Verfassung grund- 
sätzlich dessen Einwirkungen unterliegt. Auch ist selbstr 
▼erständlich, dass derartige Bestimmungen nicht an die 
Wertgrenze des Art. 86 EQ gebunden sind. Besonders 
häufig finden sich hier, wenn die betreffende j. P. Eigen- 
tümerin von Grundstücken ist, Verbote, diese zu belasten. 
^) Vgl. auch Kisch 168. Es kommen hier für den 
11. E. besonders die (Tausch- und) Erbverträge in Betracht. 
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Frage) zu erweisen, welcher unentgeltliche Er- 
werb im Herrschaftsbereiche des BGB möglich 
erscheint, da dem sachlichen Umfange der durch 
Art. 86 EG vorbehaltenen partikulärrechtlichen 
Erwerbsbeschränkungen nach jeder unentgeltliche 
Erwerb in Frage steht. 

B. Ein unentgeltlicher Erwerb ist nach der 
Eechtsordnung des BGB möglich sowohl durch 
Schenkung unter Lebenden, wie auch von Todes- 
wegen. 

I. Schenkung unter Lebenden (BGB 
§§518 bis 534). 1) Die Schenkung ist kein Verkehrs- 
geschäft, sondern ein Geschäft des ethischen 
Lebens^) insofern als sie im Regelfalle vom 
Schenker in der uneigennützigen Absicht ge- 
macht wird, durch freigebige Zuwendungen au& 
seinem Vermögen den Beschenkten zu bereichern, 
ohne selbst durch einen Vorteil irgend welcher 
Art hierfür entschädigt zu werden. Sie ist zu- 
meist eine rechtlich zwanglose (freigebige) Ver- 
fügung zu Gunsten eines Dritten, die, wenn sie 
um der Aufrechterhaltung der rechtlichen Frie- 
densordnung willen dennoch dem Rechtszwange 
unterworfen werden muss, wegen ihres eigentüm- 
lichen Charakters unter den Verkehrsgeechäften 
des täglichen Lebens eine besondere Behandlnnff 
beanspruchen darf. Diese ist ihr auch im BGB 
zuteil geworden. Die Schenkung in seinem Sinne 
stellt sich dar als eine vertragliche Zuwendung, 
durch die irgend jemand aus seinem Vermögen 
einen anderen bereichert, und bei der beide Teile 

^) Endemann I § 164«., 1024, Anm. 2. 
^ Kohler Encyclopädie 1764. Zur ErkenntniB der 
Eigenart des SchenkungBYertrages vgl. Endemann I1024ff^ 
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darüber einig sind, dass die Zuwendung unent- 
geltüch erfolgt (BGB § 516, Abs. 1). Damit 
ist die Schenkung als ein zweiseitiges Rechts- 
geschäft gekennzeichnet, denn die Annahme sei- 
tens des Vertragsgegners erscheint hier als 
Grundlage des Schenkungsgeschäftes, das erst 
zustande gdsiommen ist, wenn eine Einigung de& 
Schenkers und des Beschenkten über die ding- 
liche Uebertragung des Geschenkes oder über 
das Versprechen eines solchen besteht. Im erste- 
ren Falle sind Angebot und Annahme formlos 
(BGB § 518, Abs. 2)^), im anderen ist eine ge- 
richtliche oder notarielle Beurkundung des 
Schenkungsversprechens erforderlich (BGB §518 
Abs. 1). Auch wenn in einem Vertrage zu 
Gunsten eines Dritten für diesen eine Bereiche- 
rung liegt kann der so Bereicherte das ihm au& 
dem Vertrage zufallende Eecht zurückweisen, 
sodass es nicht als von ihm erworben gilt (BGB 
§ 333). 

Im Falle des Art. 86 (88) EG erscheint 
die juristische Person stets als die Beschenkte,, 
also als diejenige, die ihren Willen in der An- 
nahmeerklärung zum Ausdruck zu bringen hat. 
Sie wird diese Erklärung im jeweiligen Falle 
durch ihre hierzu berufenen Organe^) zu bewir- 
ken haben, wobei die tatsächliche Annahme und 
die Verfügung über das Geschenk als still- 
schweigende Annahmeerklärung anzusehen ist. 
Jedoch reicht, soweit Art. 86 EBGB in Frage 

*) Aber die durch die Natur des Schenkungsgegen^ 
Blandes gebotenen Formerfordemisse bleiben in Geltung. 
Vgl. Endemann 1 1026, Anm. 12. 

*) Vgl. w. u. S. 108 f. 
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kommty die Einigung des Schenkers und des Be- 
schenkten im Schenkungsvertrage zur Giltigkeit 
und Rechtswirksamkeit der Schenkung nicht 
ans. Hier tritt als ein weiteres gesetzliches 
Erfordernis die staatliche Gendunigung des 
Schenkungsvertrages (oder eine etwaige sonstige, 
nach Massgabe des Art. mögliche Art der Be- 
schränkung dieses Vertrages) hinzu. 

Das BGB scheidet scharf die Schenkung im 
weiteren Sinne, die es nicht als solche behandelt 
(BGB § 517), von den von ihm unter diesen 
Begriff zusammengefassten einseitigen Verträgen, 
wobei es noch bestimmte Arten von Schenkungen 
durch Sondervorschriften vor den gewöhnlichen 
Schenkungen heraushebt, ohne Jedoch hier be- 
sonders weitgehende Ausnahmen von den allge- 
meinen Grundsätzen über die Schenkung zu be- 
gründen, sodass auch die Schenkung einer in 
wiederkehrenden Leistungen bestehenden Unter- 
stützung (BGB § 520) und diejenigen Schen- 
kungen, durch die einer sittlichen Pflicht oder 
einer auf den Anstand zu nehmenden Rücksicht 
entsprochen wird (BGB § 534, vgl. dazu BGB 
§§ 1446, 1641, 1804, 2205, 2330; § 32, Ziffer 
1, Konkursordnung § 3 Ziffer 3, Anfechtungs- 
gesetz), mit dem hier für die Rechte md 
Pflichten des Schenkers bedingten Modifikation«!, 
den durch Art. 86 EBGB vorbdialtenen landee- 
privatrechtlichen Beschränkungen unterworfen 
sind. Als Schenkungen der letzten Art werden 
auch die z. B. nach kaufmännischer Sitte übli- 
chen Gelegenheitsgeschenke in Betracht kommen, 
wie femer die aus besonderem Anlass, zuin 
Beispiel unerwartetem Gewinn zur Beloh- 
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nung gemachten Schenkungen, die im BGB 
nicht beeonders behandelt werden und deshalb 
als gewöhnliche Schenkungen anzusehen sind. 
Indessen sind die üblichen Gratifikationen an 
Beamte, Angestellte u. s. w., da es sich bei 
ihnen um eine nachträgliche Abgeltung der von 
den renumerierten geleisteten Dienste handelt, 
unter dem Gesichtspunkte der lästigen Verträge 
besser zu behandeln^). Bei anderer Ansicht 
wäre es sehr zweifelhaft, ob z. B. eine an den 
Vorstand einer juristischen Person gefallene 
Schenkung dieser Art ihm in seiner Eigenschaft 
als Organ derselben angefallen ist und damit 
©in unentgeltlicher Erwerb der juristischen Per- 
son selbst vorliegt oder ob hier die einzelnen 
Vorstandsmitglieder nur als Privatpersonein in 
Betracht kommen. Auch eine Schenkung der 
genannten Art an die Angestellten einer juristi- 
schen Person, die dem Organ derselben derselben 
in einer zur sofortigen Verteilung bestimmte 
Gesamtsumme übergeben wird, dürfte nicht als 
ein unentgeltlicher Erwerb der juristischen Per- 
son im Sinne des Art. 86 anzusehen sein. 
Etwas anderes ist es natürlich, wenn durch eine 
solche Schenkung eine dauernde oder zeitweilig 
wiederkehrende Gratifikation der Angestellten 
einer j. P. herbeigeführt wird, z. B. wenn sie 
an sogenannten Hilfs- u. s. w.-Kassen der ]. P. 
fällt. 

Als ein Erwerb durch Schenkung hat auch 
eine unentgeltliche freigebige Zuwendung unter 
Lebenden, die unter belastendem Titel erfolgt, 
zu gelten, denn auch hier erwirbt die j. P. un- 

^) Vgl. E. St. G. Begründtmg 33. 
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entgeltlich. Eine Schenkung liegt demnach femer 
vor, wenn der Erwerb durch Vollziehung einer 
der Schenkung beigefügten Auflage oder infolge 
der Bewirkung einer Leistung, von welcher der 
Schenker eine Schenkung abhängig macht, er- 
langt wirdO. Im Rahmen des Art. 86 EBGB 
kann eine solche Belastung des Geschenkes, die 
nicht in der Absicht des Schenkers lag, auch 
von der Behörde angeordnet werden insofern, als 
sie die Genehmigimg der Schenkung von der 
Vollziehung dieser ihrer Anordnung abhängig 
macht. Selbstverständlich gilt dann solcher 
unentgeltlicher Erwerb ebenfalls als Erwerb 
durch Schenkung. 

Die sogenannten gemischten Schenkungen 
(Verbindung einer Schenkung mit einem entgelt- 
lichen Geschäft^) sind im BGB nicht besonders 
erwähnt. Ist ein entgeltliches Geschäft zwar 
ernsthaft gemeint, stehen aber Leistung und 
Gegenleistung in einem so auffallenden Miss- 
verhältnis, dass an der Absicht der Vertrag- 
schliessenden, einen von ihnen zu bereichem, 
nicht gezweifelt werden kann, so hat die Praxis 
bisher auch ohne ausdrückliche Bestimmung und 
in Uebereinstimmung mit der allgemeinen 
wissenschaftlichen Ansicht kein Bedenken getra- 
gen, eine gemischte Schenkung anzunehmen und 
den, den Wert der G^enleistung übersteigenden 
Wert der Leistung als Schenkung zu betrachten, 
sofern deren Voraussetzungen vorliegen (BGB 
§ 516, Abs. 1, vgl. Art. 945 Cc). Handelt es 
sich nicht um die Verbindung einer Schenkung 

i) Vgl. § 60, E. St. G. 

*) Vgl. RG XXIX, 265. Endemann 1, 1029, Anm. 23. 
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mit einem entgeltlichen Geschäfte, sondern ist 
dieses nur zum Scheine abgeschlossen worden, 
die Schenkung lediglich durch die Form des 
Kaut- oder Tauschgeschäfts verdeckt worden, so 
liegt lediglich eine Schenkung vor^). Welche 
Schenkungen als Verfügungen von Todeswegen 
-anzusehen sind, ist im § 2301 bestimmt wor- 
den^). Hat die juristische Person die Schenkung 
wegen eines auf Gesetz beruhenden Eückforde- 
rungsreehtes an den Schenker herauszugeben, so 
wird die staatliche Genehmigung eines solchen 
unentgeltlichen Erwerbes, auch wenn in der 
Zwischenzeit erteilt, gegenstandslos^). Hierher 
gehörig sind nach der Ordnung des BGB die 
Fälle des § 528 (Verarmung des Schenkers), 
des § 2287 (Schenkung zur Beeinträchtigung 
des Vertragserben), § 2288 (schenkungsweise 
Veräusserung oder Belastung zur Beeinträchti- 
gung des Vermächtnisnehmers), § 2329 (An- 
spruch des Pflichtteilberechtigten g^en den 
Beschenkten). Das Rückforderungsrecht des 
Schenkers wegen Bedürftigkeit (BGB §§ 528, 
529;),^) sowie die Verweigerung eines schenkweise 



i) RG a. a. 0. 

2) Vgl. unter IL 

^) Selbstverständlich ist, dass die staatliche Geneh- 
migung die Gültigkeit und Rechtswirksamkeit der Schenkung 
dach den allgemeinen Grundsätzen des BGB zur Voraus- 
setzung hat. Sie wird also auch gegenstandslos im Falle 
ursprünglicher Nichtigkeit (nicht notarielle oder gerichtliche 
Beurkundung des Schenkungsversprechens) oder, wenn diese 
herbeigeführt wird, durch Anfechtung (BGB § 142 oder im 
Falle der Unwirksamkeit der Schenkung (BGB §§ 1446, 
1641, 1804). 

*) Wenn die j. P. im FaUe des § 528, Abs. 1, Satz 2, 
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erteilten Versprechens aus gleichem Grande 
(BGB §519) werden durch die erteilte staatliche 
Genehmigung nicht berührt. 

Neben dem auf Gesetz beruhenden Rück- 
forderungsgesetz kommt hier femer noch der 
besondere Fall in Betracht, dass es für die 
Rückforderung noch einer in der Willkür des 
Rückf ordernden liegenden vorausgehenden Hand- 
lung bedarf. 

Auch der Widerruf der Schenkung durch den 
Schenker kann aus dem gesetzlichen Widerrufs- 
gründe wegen groben Undanks des Beschenkten 
gegen den Schenker (BGB §§ 530—533) jederzeit, 
auch wenn die staatliche Genehmigung der 
Schenkung bereits erteilt war, erfolgen. Diesa 
schweren Verfehlungen des Beschenkten gegen 
den Schenker müssen aber von der j. P. als 
solcher ausgehen, also von denjenigen Organen 
derselben, die als ihre Vertreter im rechtliehen 
Verkehre für sie handeln, so dass im jeweiligen 
Falle erst eine Feststellung erfolgen muss, ob 
diese Organe nicht etwa hier lediglich al& 
Privatpersonen aufgetreten sind. Verfehlungen 
untergeordneter Organe der j. P. werden hier 
nicht zu berücksichtigen sein^). Dass endlich 

BGB die Abwendung der Herausgabe durch Zahlung des 
für den Unterhalt erforderlichen Betrages herbeiführt, 
wird diee im Falle des Art. 86 EG als ein neuer, noch 
einmal dem staatlichen Genehmigungszwange unterworfener 
oder entrückter unentgeltlicher Erwerb zu gelten haben. 

^) Vgl. Stranz Gerhard 66. 

2) Andrerseits haftet die j. P. für vom Empfänger 
einer ungerechtfertigten Bereicherung aus dieser an sie ge- 
schenktes, sowie nach dem sp. Anfechtungsrechte. (E. 0. 
§§29 ff; Anfechtungsgesetz vom 21. Juli 1879 (1898) ). Vgl.. 
Kohler Encyclopädie 1705, II 183. 
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der Schenker der von ihm bedachten ]. P. wegen 
VerBchuldenfi oder mangelhafter Leistung nach 
den gesetzlichen Vorschriften haftet, iet sdbst* 
verständlich.') 

II. Der Erwerb von Todeswegen umlaest 
(nach BGB § 1369) dasjenige, was durch Erb- 
folge, durch Vermächtnis oder als Pflichtteil 
erworben wird. Juristisdie Personen smd, da 
ihnen allgemeine Rechtsfähigkeit zusteht, auch 
fähig, zu erbend), wobei es im Rahmen des 
Art. 86 EG gleichgültig erscheint, ob ihre 
Einzel- oder Gesamtnachfolge in Frage steht, 
oder ob die j. P. aus dem Erwerbe eines Dritten 
unentgdtlich von Todeswegen kraft Erbfalles 
erwirbt. Denn auch hier erwirbt sie nicht von 
dem Dritten, sondern von dem Erblasser selbst. 

a) Für juristische Personen kann ein solcher 
ErwOTb durch gesetzliche Erbfolge oder als Pflicht- 
teil nur in denjenigen Ausnahmefällen in Betracht 
kommen, in denen ihnen auf Grund einer durch 
Art. 138 bis 139 EG vorbehaltenen landes- 
gesetzlichen Vorschrift ein gesetzliches Erbrecht 
oder ein Pflichtteilsrecht zusteht^). 

Allerdings werden diese Fälle für die durck 
Art. 86 EG umgrenzte Materie von sehr gerin- 
ger praktischer Bedeutung sein. Nach Art. 138 
EG bleiben unberührt die landesgesetzlichen 
Vorschriften, nach welchen im Falle des § 1936 
BGB (der Staats- bezw. Reichsfiskus ist Erbe 
einer ohne letztwillige Verfügung und Hinter- 
lassimg eines Ehegatten oder von Verwandten 

^) Endemann a. a. 0. III 27. 
^) Staüdinger 271—73 gibt eine zufiammenfassende 
üebersiclit der absoluten und relativen Tragweite dieser Art 
Bechtseinlieit, Heft 8. 7 
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verstorbenen Person)^) an Stelle des Fiskus 
eine Körperschaft, Stiftung oder Anstalt des ö. 
R. gesetzlicher Erbe ist. 

Da es sich hier nur um j. P. des ö. R. 
handelt, wird anzunehmen sein, dass sie, soweit 
sie nach Vorschriften des Landesrechtes zur 
Erbfolge berufen sind und soweit hier ihr Er- 
werb nach durch Art. 86 EG vorbehaltenen 
landesprivatrechtlichen Vorschriften zur Wirk- 
samkeit der staatlichen Genehmigung bedarf, 
sie (bezw. ihre berufenen Organe) durch diese 
Berufung und durch entsprechende Vorschriften 
ihrer Satzungen (falls in diesen nicht ausdrück- 
lich eine andere bestimmte Behörde bezeichnet 
wird) selbst als für diesen Fall als zur Ertei- 
lung der erforderlichen Genehmigung delegiert 
erscheinen. Nach Art. 139 EG bleiben unberührt 
die landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen 
dem Fiskus oder einer anderen juristischen Per- 
son in Ansehung des Nachlasses einer verf^eg- 
ten oder unterstützten Person ein Erbrecht, ein 
Pflichtteilanspruch oder ein Recht auf bestimmte 
Sachen zusteht. 

Hier erscheinen als Erb- bezw. Pflichtteils- 
anspruchberechtigte neben den juristischen Per- 
sonen des ö. R. auch die des bürgerlichen. Auch 
ist hier nicht, wie im Art. 103 EG Voraus- 
setzung, dass der juristischen Person wegen der 
geleisteten Unterstützung oder Verpflegung Er- 
satzansprüche zustehen. Indessen wird es sich 
hier zumeist um einen die Wertgrenze des Art. 

^) Der FiskuB kann auch goBetzlidier Erbe einer 
anderen juristiBchen Person sein, die sonst nicht beerbt 
werden kann. Endemann a. a. 0. 11123. 
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86 EG bei weitem nicht erreichenden Erwerb 
der betr. juristischen Person handeln und anzu- 
nehmen sein, dass, wofern wirklich einmal eine 
i. P. solch einen Erwerb im Werte von mehr als 
fünftausend Mark macht, durch partikuläre 
Norm im Rahmen des Art. 139 EG eine für sie 
(durch ausdrücklichen reichsrechtlichen Vorbehalt 
mögliche) landesprivatrechtliche Ausnahme von 
etwaigen landesprivatrechtlichen Beschränkungen, 
die nach Art. 86 EG bestehen, begründet ist. 

Es wird indessen sowohl im Falle des Art. 
138 wie 139 EG besser anzunehmen sein, dass, 
soweit eine j. P. als gesetzlicher Erbe oder 
Pflichtteilsberechtigter Gegenstände im Werte 
von mehr als fünftausend Mark erwirbt, über- 
haupt kein dem gesetzlichen Genehmigungszwang 
unterworfener unentgeltlicher Erwerb 
derselben, keine solche Zuwendung im Sinne 
des Art. 86 EG an dieselbe vorliegt^). 

b) Abgesehen hiervon, handelt es sich im 
Rahmen des Art. 86 EG nur um den Erwerb 
durch Erbfolge oder Vermächtnis auf Grund 
einer „Verfügung von Todeswegen", die durch 
ein einseitiges Rechtsgeschäft: das Testament 
(letztwillige Verfügung), oder durch ein zwei- 
seitiges (Erbvertrag) geschehen kann^). Und 
zwar wird durch das Testament ein Erbe be- 



^) Vgl. auch SW. Begründung 644. Vgl. dazu die 
Vorschriften über den Uebergang gefundener Sachen in den 
Besitz des Fiskus (BGB 983), über Vermögensanfall an 
iliesen (BGB 46) und über sein Aneignungsrecht aufgege- 
heuer Grundstücke (BGB 928, EG 129). 

2) Endemann a.a.O. III 32— 3a. 

3) Endemann a.a.O. in §§ 32-43. 

4) Endemann a.a.O. IH §§ 65-72. 

7* 
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Btinunt (BGB § 1937)^) oder jemandem, der 
Bidit als solcher eingesetzt ist» ein Vermögenfi- 
vorteü vöTBchafft (Vermächtnis: BGB § 1939)^), 
oder endlich dem Erben (bzw. dem VermächtniB- 
nehmer) die Verpflichtung zu einer Leistung 
auferlegt (Auflage BGB§1940).i) Auch durA 
einen Erbvertrag kann dw Erblasser einen Erben 
einsetzen, sowie Vermächtnisse oder Auflagen 
anordnen, wobei als Erbe oder Vermäditnis- 
nehmer sowohl der andere Vertragschliessende 
als auch ein Dritter bedacht werden kann (BGB 
§ 1941).«) 

Wie schon oben erwähnt, finden die Vor- 
schriften über Verfügungen von Todeswegen auch 
Anwendung auf die Schenkungsverspredten auf 
den TodesfaU (BGB § 2301). Es fällt hier 
unter ein Schenkungsversprechen unter der B e- 
dingung, dass der Beschenkte 6ax 
Schenker überlebt, f^ner ein schenkweise unter 
dieser Bedingung erteiltes Schuldversprechen oder 
Schuldanerkenntnis der BGB §§ 780, 781 be- 
zeichneten Art. Vollzieht hier jedoch derScheoa- 
ker die Schenkung durch Leistung des zugewen- 
deten Gegenstandes, so finden die Vorschriften 
über Schenkungen unter Lebenden Anwendung^). 
Dass im Sinne des Art. 86 EG jeder nach den 
VorschriftMi des BGB mögliche unentgeltliche 
Erwerb von Todeswegen beschränkbar erscheint, 
gdit sowohl aus den allgemeinen Grundsätzen 
für die Interpretation reichsrechtlich vorbehal- 
tenen Landesrechtes hervor, als auch ist es in 



^) Endemann a. a. 0. III § 73. 

*) Endemann a. a. 0. III §§ 56-64. 

•) Endemann a. a. 0. III § 63. 
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xaUreidieii Begrüadimgen der einselstaatlidiak 
AG anadrüeklidi hervorgehoben wordn. Eim 
beooiiderer Hmweis ichenit jedoeh aiigeKieeaeiL 
In UebereinstiiDiBnng mit dem Sprachgebrauche 
des BGB bezeichnen die einzelstaatlichen AG 
den imentgritlichen Erwerb unter Lebenden als 
Sdienkimg, sodafis hier kein Zweifel beeteht. 
Dagegen ist hier hinsichtlich des Erwerbs Ton 
Todeswegen k^e Uebereinstimmimg der Ans- 
dfucksweise vorhanden. Die AG von B., F.^), 
SA., SchE., SchS., WP. haben Zuwendungen 
von To deswegen; E., Bj. Verfügungen nm 
Todeswegen, H. Znwendivigen durch Verfügimg 
von Todeewegen (W. unentgdtliche Zuwendun- 
gen). Dabei wird ohne weiteres angwommen 
werden können, dass diese verschiedenen Benen- 
nungen jeden nach der Legalordnung des BGB 
ntögUchen Erwerb von Todeswegen beaeiehnen 
sollen. 

Aber die vom Bd. AG gewählte Beseichnungr 
letztwillige Verfügungen gibt zu einigen 
Bedenken Anlass. Denn einerseits entspricht 
dies in der Ausdrucksweise des BGB (§ 83, EG 
Art. 24) lediglich dem einseitigen Rechtsge» 
Schäfte des Testaments, andererseits war in Bd., 
das in seinem AG ausdrücklich die Ueberleitung 
des bisherigen Rechtszustandes in die Sphäre 
des BGB durch Citat des bisher in dieser Ma- 
terie geltenden Gesetzes betont, bis zum 1. 1. 
1900 C.c. als Bd. Land-Recht in Geltung. 

Das französische Recht kennt aber, abge- 



^) Wo der Amdrnok „letztwiMge ZuvendtoigeQ'' des 
Ges. Y. 23. 2. 1870 fallen gdassen ist, um sich der Aus« 
dracksweise des BGB streng anznpassen. P. Begründung. 
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Beben Ton der unwesentlichen Ausnahme der 
Vereinbarungein Verlobter im Ehevertrage, nicht 
das zweiseitige Rechtsgeschäft des Erbvertrags^« 
Es könnte also fraglich erscheinen, ob in Bd. 
auch ein auf dem Rechtsgrunde eines Erbver- 
trages beruhender imentgeltlicher Erwerb juristi- 
scher Personen im Werte von mehr als fünf- 
tausend Mark dem staatlichen Genehmigungs- 
zwange imterworfen ist. Indessen darf man 
nach der Absicht des Bd. Gesetzgebws, wie er 
sie auch in der Begründung des Bd. AG ge- 
kennzeichnet hat, lediglich ein Versehen bei der 
formellen Redaktion vermuten'). 

d) Schon um Versuche in fraudem legis 
möglichst zu verhüten, wird als u. E. von 
Todesw^en einer juristischen Person im Sinne 
des Art. 86 EG ausser demjenigen, was durch 
Erbfolge oder als Vermächtnis erworben wird, 
auch der Erwerb, auf den die für Vermächtnisse 



^) Vgl. dazu auch E. Begründung 29 (und Eisch 
170), wo ausdrücklich hervorgehoben wird, dass die bis 
zum 1. 1. 1900 bestehenden Gesetze zwar die dem fran- 
zösischen Rechte fremde Einrichtung des Erbvertrages nicht 
erwähnten, dass aber, da sie sich auf alle nach damaligem 
Rechte zulässigen Verfügungen von Todeswegen bezögen, es 
sich von selbst verstehe, ohne dass es eines gesetzlichen 
Ausspruches in dieser Beziehung bedürfe, dass sie, soweit 
in Zukunft geltend, auch diejenigen Verfügungen von 
Todeswegen umfassen müssten, die zukünftig in einer dem 
bisherigen Rechte fremden Form errichtet werden könnten. 
Darum ergeben sich als ebenso selbstverständlich, dass 
unter „legs" (Gesetze vom 15. Juli 1870, Art. 7 und 
vom 26. März 1S52, Art. 6) nicht nur die Vermächtnisse 
(Particularlegate) des BGB, sondern auch die Erbeinsetzun- 
gen zu begreifen sind. 

2) So auch Domer-Seng 37, Anm. 15 zu § 10. 



Digitized by 



Google 



103 



geltenden Vorschriften des BGB Anwendung 
finden^), sowie derienige, welcher infolge der 
Vollziehung einer durch Verfügung von Todes- 
wegen angeordneten Auflage oder infolge der 
Bewirkung einer Leistung, von welcher der Erb- 
lasser einen Erwerb von Todeswegen abhängig 
gemacht hat^) oder» sofern die um Erteilung 
der Genehmigung nachgesuchte Behörde diese in 
irgend einer Form derart abhängig machte, in- 
folge der Vollziehung einer Anordnung dieser 
Behörde erlangt wird*). 

Ferner wird als Erwerb von Todeswegen 
anzusehen sein, was als Abfindung für einen 
Erbverzicht (§ 2352 BGB) oder für die Aus- 
schlagung einer Erbschaft oder eines Vermächt- 
nisses gewährt wird^). 

Hierher wird auch das gerechnet werden 
müssen, was, falls eine juristische Person 
aufgelöst oder ihr die Rechtsfähigkeit ent- 
zogen wird, an eine in der Satzung bestimmte 
andere Person fällt, obwohl hier im eigentlichen 
Sinne kein unentgeltlicher Erwerb von Todes- 
wegen infolge Erbfalles vorliegt. (Hauptsächlich 
dürfte hier das Uebergehen des Stiftungsvermö- 
gens infolge Erlöschens der Stiftung an eine 
stiftimgsgemäss hierzu berufene juristische Per- 
son, der satzungsgemässe Anfall des Vermögens 
eines Idealvereins nach dessen Auflösimg an 



^) Vgl. BGB § 1514; Planck Anm. 2 zu dieeem §. 
Vgl. auch EStG. § 1, Ziff. 1. 
») Vgl. L.C. §1, Ziff. 2. 
») Vgl. L.C. §1, Ziff. 3. 
*) Vgl. L.C. §2, Ziff. 4. 
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einer gleichen ähnlichen Tendenz, u. a. in Be- 
tracht kommen^). Auch eine Abfindung, die für 
den Verzicht auf solchen Erwerb gewährt wird, 
musB alB Erwerb von Todeswegen im Sinne des 
Art. 86 EG angesehen werden, ebenso wie die- 
jenigen Vormögensvorteile, die auf Grund eines 
Ton dem Erblasser geschlossenen Y^trages un- 
ter Lebenden von der juristischen Person mit 
dem Tode des Erblassers unmittelbar erwer- 
be werden. Der Hauptfall ist hier, dass der 
Erblasser in einem LebensTersicherungsvertri^e 
die Zahlung der Summe an die juristische Person 
bedungen hat (BGB §§ 330, 331). Auch das, 
was der juristischen Person vergleichsweise zur 
Befriedigung eines zweifelhaften Anspruches aus 
einem Erwerb von Todeswegen gewährt wird, 
ist als u. E. von Todeswegen im Sinne des 
Art. 86 EG zu betrachten^). 

e. Auch eine noch nicht bestehende^) aber 
schon erwartete j. P. kann als Erbe 
eingesetzt werden und damit einen u. E. im 
Sinne des Art. 86 EG machen, wenn der Erb- 
lasser mit Sicherheit auf ihre Entstehung 
rechnen kann, sei es, dass er mit seiner Zu- 
wendung den Zweck verfolgt, die Erlangung der 
Rechtsfähigkeit seitens eines noch nicht rechts- 
fähigen Vereins zu fördern, sei es, dass eine 
Zuwendung einer Stiftung zugute kommen soll, 
die ein anderer nach festem Plane vorbereitet*). 



^) Vgl. ESTG Begründung 22. 
2) Vgl. Endemann a.a.O. 111,23. 
«) A.a.O. 23. 
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Diese Erbeinsetzung hat aber nur Geltimg, 
warn die erwartete j. P. als Nacherbe^) berufen 
wird. Entsteht sie nicht binnen dreissig Jahren 
nach dem Tode des Erblassers, so wird die Erb* 
Einsetzung unwirksam^). (BGB § 2109 IL) Ist 
diese Erbeinsetzung durch sog. effd^tive Nach- 
erbeinsetzung^) geschehen, indem der Erblasser in 
«iner letztwilligen Verfügung seinen Willen auf 
eine Nacherbfolge der im Entstehen begriffenen 
j. P. kundgegeben hat (und wenn die Auslegung 
ilieser Verfügung nicht dahin führt, die j. P. als 
Ersatzerbe anzusehen), der eingesetzte Erbe beim 
Eintritt Wes bestimmten Zeitpunktes (Erlan- 
gung der Rechtsfähigkeit und dadurch bedingte 
Entstehung der j. P.) die Erbschaft herausgeben 
«oll, so würde, auch wenn die hier für den 
Uebergang der Erbschaft gegebene notwendige 
Zeitbestimmung in der letztwilligen Verfügung 
fehlen sollte, anzunehmen sein, dass die zu be- 
gründende j. P, mit ihrer Entstehung als Nach- 
wbin eintritt und nicht mit dem Tode des Vor- 
erben, der hier gewissermassm nur als Notbehelf 



*) A. a. 0. 29, Anm. 24. BGB § 2101, II, § 2139. 

') Dagegen ist im Rahmen des Art. 86 EG eine als 
"Erbin berufene, bereits bestehende j. P. keines- 
i^egs als Nacherbin zu betrachten, weil die rechtliche Wirk- 
samkeit dieses Erwerbsgeschäft von der Erteilung der st. Ge- 
nehmigung hierzu abhängig ist. Vielmehr ist hier durch aus- 
•drückliehe reiehcrechtHche Norm (Art. 86 EG, S. 2, Halbsatz 
1, 2) bestiaunt, dass, falls die staatliche Genehmigung er- 
folgt, sie als vor dem Erbfall erteilt zu gelten hat, der 
Anfall der Erbschaft an die j. P. also zugleich mit dem 
Erbfall eingetreten ist (Vgl. Kis€h 175). Endemann II 340. 
Vgl. auch w. u. 165 f. 

») Bndemann III 166, §§38, 2a. BGB §2100. 
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eingesetzt worden ist. Aber auch, wenn die- 
Verfügung des Erblassers nicht unmittelbar da-^ 
rauf gerichtet war, so ist doch kraft Gesetzes- 
vorschrift die sog. konstruktive Nacherbfolge 
da zu unterstellen, wo diese Einsetzung eine» 
Nacherben oder Vererben als die einzige Rechts- 
form erscheint, um die im Testament oder Erb- 
vertrag angeordnete eigenartige Erbeinsetzung 
zu Worte zu bringen^). 

Dieser Grundsatz gelangt daher zur An- 
wendung, wenn der Erblasser eine zur Zeit des 
Erbanfalles noch nicht zur Entstehung gelangte 
j. P. eingesetzt hat^), es sei denn, dass der 
ausdrückliche Wille des Erblassers diese noch 
nicht vorhandene 3. P. als unmittelbare Erbin 
eingesetzt und da die Einsetzung nach den 
Vorschriften des BGB unmöglich ist, von vom- 
herein die Unwirksamkeit dieser Erbeinsetzung 
feststeht. Was hier den Eintritt der Nacherb- 
folge betrifft, so gilt, dass beim Tode des Erb- 
lassers der Anfall der Erbschaft an den 
Vor erben 5) erfolgt, und der Fall der Nach- 
erbfolge den Zeitpunkt bedeutet, wo die Erb- 



i) Endemann a.a.O. HI 167 (§ 38, 2b) BGB § 2101 f. 

2) Endemann 1. c. Anm. 15. 

') Schlagen diese die Erbschaft aus, so tritt der 
Nacherbe unmittelbar ein, ist die j. P. in diesem Falle 
noch nicht entstanden, so ist sie nicht erbfähig. Bei 
einem nicht rechtsfähigen Verdne könnte durch Auslegung^ 
angenommen werden, dass die sämtlichen gegenwärtigen 
Mitglieder als Miterben berufen worden sind und eine auf 
die Dauer berechnete Gemeinschaft zur gesamten Hand 
eintritt oder aber als Auflage die Verwendung des Nach- 
lasses zu Vereinszwecken (Erlangung der Rechte{ähigkeit> 
zur Pflicht gemacht wird. (Endemann a. a. 0. III 90.) 
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Bchaft den Nacherben anfällt nnd zum Erwerbe 
des NachlasseB führt. Erst dieser Zeitpimkt ist. 
entscheidend für landespriv. Vorschriften im 
Sinne des Art. 86 EG^), da er für die Erbfähig- 
keit der entstehenden j. P. entscheidend ist. 

Um das Vermögen des Erblassers nicht auf 
unbestimmte Zeit zu verklammern und da für 
die ]. P. das mit der regelmässigen Dauer eines 
Menschenlebens gegebene Mass fehlt, so ist, im 
Falle dass eine j. P. als Vorerbe oder Nach- 
erbe eingesetzt ist, das objektive Zeitmass von 
SO Jahren für das Erlöschen ihrer Rechte au& 
der Vorerbfolge oder für den für sie entstdien- 
den Fall der Nacherbfolge anzunehmen^). 

Will die letztwillige Verfügung dagegen die- 
Errichtung einer Stiftung, die simultan begrün- 
det imd als Erbe eingesetzt wird^), so fällt dies,, 
da besondere reichsrechtlich geregelt (vgl. oben 
S. 54), nicht in die durch Art. 86 EG vorbe- 
haltene Materie. 

Werdm durch einen unentgeltlichen Erwerb 
unter Lebenden oder von Todeswegen einer j. P. 
Rechte Dritter berührt, so bleiben deren An- 
sprüche gegen die j. P. natürlich von der staa^ 
liehen Genehmigung unberührt (vgl. w. u. S. 
176).*) 



^) Endemann a. a. 0. III 340, Anm. 10. 

*) Endemann III 172. 

S) Endemann III 605, §33. 

*) So wäre z. B. seitens berechtigter gegen die j. P. 
ein Recht an! Ergänzung des Pflichtteils gegeben, wenn« 
sie durch sog. fiduziarisches Geschäft erworben hat, indem 
jemand der j. P. in der gesetzlichen Form ein Schenkungs- 
Tersprechen gegeben hat, dabei aber gleichzeitig mit dei^ 
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f) Die y^mittlimg des Erwerbeaktes för 
jvistischd Personm erfolgt durdi ihre Uerzu 
"berufenen Organe. Bei den juristiBchm Perooüea 
des BGB geschieht diese Y^mittlung durch den 
Vorstand, der bei den rechtsfähigen Vereinen 
und Stiftungen des BGB die Stellung emes ge- 
«etzUdbien Vertreters hat (BGB §§ 26, 86). 
Jedoch kann der Umfang seiner Vertretungen 
macht durch die Satzung eingeschränkt werden 
(BGB § 26, Abs. 2, 8. 2.) und diese kann für 
den Rechtskreis der Erwerbsgeschäfte neben dem 
Vorstand audi noch besondere Vertreter und 
Angestellte berufen (BGB § 30). Dabei genügt 
dann (gemäss einer durch Satzungen nidit ab* 
anderliehoi Bestimmung, BGB § 28, Abs. 2, 
§§ 40, 86) für eine Willenserklärung, die den 
rechtsfähigen Verein bezw. der Stiftung gegen* 
über abzugeben ist, die Abgabe gegenüb^ ein^n 
Mitgliede des Vorstandes. 

Bei juristischen Pwson», deren Rechts- 
fähigkeit auf einem neben dem BGB in Geltung 
l)efindlichen Reichsgesetze oder reichsrechtlich 
vorbehaltenen Landesgesetze beruht, sowie bei 
den juristischen Personen des öffmtliehen Rech- 
tes ergibt sich die Vertretung für die Vermitte- 



zur Vertretung bernfeneii Organen der j. P. die Abrede 
traf, dass die j. P. erst mit seinem Tode die Erfüllung 
dieses Schenkungsversprechens verlangen dürfe. (Gründe 
IcönnteoL hier sein die Rückeidit des Zuwendenden auf 
familiäre Bexiehnngen n. s. w.) Dae Sehenkangsversprecbea 
wäre hier (auch wenn die Abrede nu^t in schriftBcber 
Form getroffen worden i«t) ak ein solches auf den Todes* 
<all ansusehen. 
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lung des Erwerbsaktee aus dm für sie gdtoideiK^ 
BeBtimmimgen (bezw. ist in ibrer Yerfaesimg 
geregdt). Auch das Landeeprivatrecht kann, 
soweit ihm reichsrechtlich ein solcher Einflusfr 
möglich, die Vertretungsmacht des Vorstandes^ 
beschränken. Insbesondere aber sind für j. P». 
des öffentlichen Rechtes nicht die Mussvorschrif- 
ten eines Vorstandes zwingend, sie können ia 
den bürgerlichrechtlichen Verkehr auch durdt 
Organe eingreifen und ihrw rechtlich» Willen 
zum Ausdruck bringen, deren Bezeichnung eine- 
andere ist. Soweit nicht deutsche juristische 
Personen im weiteren Sinne hier in Frage kom- 
men, wird, soweit sie an bürg^lichrechtlichen 
Verkehre des Deutschen Reiches sich beteiligen 
können und hier keine Mussvorschriften (wie für 
rechtsfähige Vereine) eine besondre Regelung 
fordern, die Frage ihrer Vertretung nach ihrem 
Wirkungsstatute sich entscheiden. 

D. Unter „Rechten" im Sinne des Art. 86- 
EG sind solche im allgemeinen Sinne zu verste- 
hen^), jedoch sind, wie die Festsetzung einer in. 
Reichswährung ausgedrückten Wertgrenze (fünf- 
tausend Mark)^) erweist, nur sog. Vermögens- 
rechte durch den Vorbehalt getroffen, d. h. 
„Rechte", die nicht nur nach den allgemeinen 



^) Vgl. Staudinger 205 Ö. Planck Anm. 2 vor § 90 
Ul 271 Buhl. Da das BGB sowohl für Objekte an dem 
„Eechte'' bestehen können, wie für diese selbst das gleiche 
Wort gebraucht (vgl. auch P III 1), muss es im jeweiligen- 
Falle der logischen Interpretation überlassen bleiben, zu. 
bestimmen, was unter „Hechten*' zu verstehen ist. 

^) Sogn. summa pragmatica Kahl 3« 
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Voraussetzungen des BGB möglich^) erlaubt und 
l>e6timmbar sein müssen, sondern auch noch der 
besonderen Voraussetzung genügen sollen, dass 
ihr Wert im wirtschaftlichen Verkehre durch 
das Hilfsmittel der Währung erkennbar gemacht 
werden kann. 

Soweit der u. E. nicht in einem Vermögens- 
rechte besteht, ist er auch nicht den durch Art. 
86 EG vorbehaltenen landesprivatrechtlichen 
Beschränkungen unterworfen^). 

Auch der Ausdruck „Gegenstände" ist im 
weitesten Sinne des BGB zu verstehen und logisch 
als mit dem Ausdruck „Rechte" sich deckend zu 
interpretieren, insofern als er durch die ihm bei- 
gefügte Wertbemessung lediglich eine genauere 
Bestimmung des nach dem BGB Sprachgebrauch 
hegrifflich nicht genau festgestellten Ausdrucks 
„Rechte" gibt, während eine genaue Bestimmimg 
des Begriffes „Gegenstand" sich im BGB findet. 
Danach (BGB §§ 90 bis 103) ist „Gegenstand" 



^) Unmöglich erscheinen im Rahmen dee Art. 86 EG 
nur solche Vermögensrechte, die durch Vertreter für die 
j. P. nicht erworben werden können, sowie solche, welche 
Eamilienrechtliche Beziehungen zur Voraussetzung haben. 
(Vgl. Bekker I, 217, 6.) 

*) So würde die Zuwendung einer nach den Anschau- 
ungen der katholischen Religion wunderwirkenden, an sich 
keinen Vermögenswert darstellenden Reliquie an ein Kloster, 
und eine dadurch infolge wohltätiger Spenden von Wallfahrern 
herbeigeführte indirekte Vermögensmehrung natürlich nicht 
unter Art. 86 EG fallen. (Stranz-Gerhard nehmen an, dass 
hier ohne weiteres eine freie richterliche Schätzung, wie 
nach GPO § 3 nicht eintreten könne. Allerdings scheint 
die Praxis es zweifelhaft zu lassen, ob die Judikatur dieser 
-Ansicht beipflichten würde. Niedner 178. 
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der Oberbegriff für „Sachen" — körperliche Ge- 
genstände, an denen Rechte nach der Ordnung 
des BGB bestehen können — und Rechte — un- 
körperliche Gegenstände, an denen Rechte nach 
d^ Ordnung des BGB bestehen können, wobei 
auch „Rechte an Rechten'' möglich erscheinen — . 
»Gegenständ»" im Sinne des Art. 86 EG und 
des BGB, deren Erwerb durch j, P. landesprivat- 
rechtlichen Beschränkungen unterliegen^), können 
also sein abgeleitete Rechte an einer Sache, 
wie auch selbständige Rechte daran, können 
Rechte dinglicher oder obligatorischer Natur 
sein, gleichviel ob sie begrenzt oder selbständig 
sind, können auch die sog. Immaterialgüterrechte 
und sog. Gewerbemonopole sein. Es besteht hier 
nur die eine Beschränkung, dass diese „G^en- 
stände" einen unmittelbar zugewendeten Vermö- 
genswert darstellen müssen. Auch negativ kann 
der j. P. ein Vermögenswert oder ein wirtschaft- 
licher Vorteil zugewandt werden durch Befrei- 
ung von einer sie betreffenden Verpflichtung 
oder dinglichen Last, durch jede Einräumung 
oder Entsagung zu ihren Gunsten von Vermö- 
gensrechten^). 

E. Was unter der pragmatischen Summe 
von „fünftausend Mark" zu verstehen ist, kann 

^) Wobei OB gldchgOltig bleibt, ob sie als Vermögens- 
rechte beiseite vorhanden sind oder vom Zuwendenden erst 
durch die Zuwendung begründet werden. 

•) Doch ist hier BGB § 517 zu beachten! Objekt 
einer Schenkung an die j. P. können auch das gesamte 
gegenwärtige Vermögen des Schenkers sein (BGB § 311, 
§ 419; [Art. 87 EG], sowie eine dem Schenker angefaUene 
oder anderweit von ihm erworbene Erbschaft (BGB § 2385, 
Abs. 2). 
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nur nach Reichsreeht entschieden werden, da die 
LandeBgeeet^ebning nicht befugt erscheint, 
reichsrechtliche Nonnen mit bindender Kraft fttr 
die Rechtsprechung auszulegen^). (lieber die 
Berechnung des Wertes der Masse u. E. j. P. 
vgl. w. u. S. 121 ff.) 

F. Die Entscheidung darüber, was ein Ver- 
mögensrecht in Ansehung des unbeweglichen oder 
beweglichen Vermögens ist, wird im jeweiligen 
Falle nach den allgemeinen Grundsätzen des 
BGB (oder reichsrechtlich vorbehaltenen Landes- 
privatrechtes) erfolgen müssen. Im besonderen 
ist hier hervorzuheben^): Vermögensrechte in An- 
sehung des unbeweglichen Vermögens sind be- 
gründet an unbeweglichen Sachen. Es sind dies 
(in der Ausdrucksweise des BGB) die Grundstücke 
mit ihren wesentlichen und ausserwesentlichen Be- 
standteilen. Das BGB gibt keine Begriffsbestim- 
mung des von ihm gebrauchten Ausdrucks, Grund- 
stücke (BGB § 905), als solche werden im Sinne 
des Art. 86 EG (nicht aber Art. 88 EG)») zu gel- 



^) Weshalb H. Begründung S. 14 ausdrückliche landes- 
privatrechtliche Normen über Zuwendungen, die in fort- 
laufenden Leistungen bestehen, yermoidet, während in einer 
Reihe von bundesstaatlichen AG sich die Bestimmung 
findet, dass solche Zuwendungen mit 4 vom 100 zu kapi-- 
talisieren sind (nach Massgabe BGB § 246. CPO § 9), 
womit der nach Reichsrecht zu entscheidenden Frage, was 
unter den 5000 M. zu verstehen ist, durch landesprivat- 
rechtlicher Interpretation vorgegriffen wird. 

*) Vgl. auch E. ST. G. Begründung 25. 

') Im Falle des Art. 88 EG ist nur der Erwerb von 
Grundstücken, nicht aber der ihnen gleichstehender Rechte 
durch partikuläre Norm beschränkbar (vgl. S. 47 u. ft.) 
Wohin sollte man auch kommen, wenn man den Erwerb 
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teu haben, auch die GrundstückBbruditeile 
(BGB §§ 1008, 1095), sowie das Stockwerks- 
eigentum (C. c. Art. 553, 664, EG Art. 182). 
Auch Zubehör und Früchte der Grundstücke 
(BGB §§ 97, 98)^) werden (im FaUe des Art. 
86 EG) wie die Grimdstücke selbst zu behandeln 
sein^), soweit sich der Erwerb gleichzeitig auf 
sie erstreckt, was im Zweifel der Fall sein 
wird (BGB §§ 314, 926, 2164). 

Den Grundstücken stehen im Falle des Art. 
86 EG (nicht aber in dem des Art. 88 EG) 
solche Berechtigungen gleich, für welche die sich 
auf Grundstücke beziehenden Vorschriften gelten 
(BGB §§ 837 ff.). 

Solche Berechtigungen sind das Erbbaurecht 
(BGB § 1017), das Erbpachtrecht mit Ein- 
schluss des Büdnerrechtes (EG Art. 63), sowie^ 
nach Massgabe der Landesgesetzgebung, Berg- 
werkseigentum, Schiffsmühlengerechtigkeiten^), 



eines Wegerechtes zu Gunsten eines ausländischen Erzie- 
hungsinstitutes im Werte von 30 oder 50 Mark für ge- 
nehmigungsbedürftig erklärte. (Oertmann 85.) 

^) Vgl. auch EStG Begründung 25. 

*) Allerdings dürfte im Sinne des BGB das Zubehör 
der Grundstücke mit den durch die bestehende Zubehör- 
schaft bedingten rechtlichen Modifikationen zu den beweg- 
lichen Sachen zu rechnen sein. (Vgl. Buhl 15.) Sofern 
Zubehör selbständig Gegenstand des Erwerbsgeschäftes ist, 
muss er zu den beweglichen Sachen rechnen. (Stranz-Gerhard 
84.) Um aber die im Rahmen des Art. 86—88 EG leicht 
möglichen Versuche in fraudem legis zu vereiteln, empfiehlt 
es sich, falls nur der Immobiliarerwerb durch partikuläre 
Norm beschränkt wird, solchen u. E. j. P. im jeweiligen 
Falle zunächst darauf zu prüfen, ob er nicht als Immo- 
biliarerwerb zu gelten hat. Vgl. M (MSt.) Diarium 138). 

') Vgl. P. ALR. II 15, §§229,230. 
Bechtseinhelt, Heft S. 8 
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Fidchereigerechtigkeiten, Apothekergerechtigkei^ 
ten^). Nicht hierher gehören aber Schiff spartea 
oder die Schiffe selbst, da sie nach der Rechts- 
ordnung des BGB zu den beweglichen Sachen 
g^iören. £s gelten femer in Ansehung des 
unbeweglidien Vermögens Werte in den Formen 
d68 Grundstäckspfandrechtes (Hypotheken, BGB 
§ 1113, Grundschulden BGB § 1191, Renten- 
schulden BGB § 1199 und für jemanden im 
Grundbuch eingetragene Rechte an solchen 
Rechten) nicht als solches^). 

Da das BGB — selbst für nicht einge- 
tragene Grundstücke — keine Ersitzung, wohl 



1) Y^, P. AG, Art. 50, P. AG zur Grundbuchordnung 
Art. 22, 27, 28. Stranz-Gerhard (83) neigen, da es fdch in 
den hier fraglichen Rechtsverhältniseen nicht um eine Er- 
werbsvorsehrift, sondern um singulare Erwerbsbeschränkungen 
handele (für das P. AG und mit besonderer Rücksicht auf 
Art. 88 EG) der Ansicht zu, dass mangels besonderer 
Hervorhebung in den einzdstaaüichen AG, Bergwerke, 
Bergwerksanteüe des alten Rechtes, selbständige Gerechtig- 
keiten, Bahnanteile, Beschränkungen dieser Art, die hin- 
sichtlich des Immobiliarerwerbes bestehen, nicht unterworfen 
seien. Deshalb sei bei Bahnanteilen nur der Bahnkörper 
und die übrigen Baulichkeiten als Grundstücke anzusehen. 
<Demburg III § 3.) 

2) Dies wird durch besondere Norm einiger AG (vgl. 
B. Art. 8, W. Art. 140) ausdrücklich hervorgehoben. Hypo- 
theken, Grundschuldai (deren rechtlicher Charakter auch 
die Eigentümerhypothek BGB § 1177 hat), .Rentenschulden 
haben das mitdnander gemein, dass sie lediglich Formen 
des Grundkredites und bestimmt sind, dem Berechtigten 
eine bestimmte Geldsumme aus dem Grundstüdce zu ge- 
währen oder zu sichern. Hieraus ergibt sich selbstver- 
ständlich, dass ein Erwerb solcher Vermögensrechte nicht 
Erwerb des Eigentumes an einem Grundstücke im Sinne 
des Art. 86 EG (bezw. 88 EG) ist. 
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aber einen f^rsatz dcosellHai im § 927 BG9 
k^uit, ao kann in sokhein Falle di» iwetmAä 
P^»on als Eigenttunerin nur nach erfolgter 
Genehmigung eingetragen werden. AiUuyionsBa 
im Si^e dciB Art. 65 £G) dürftcta aU Zuwachs 
bereits yorhanden^m QnpiiQdetüokseigeiMwneB ^jf, 
betr:achten sein wd nicht unter Art. 86 BQ- 
f^lea*). 

Jj^ Aü^eibung des beweglicheoa Vermögens 
wird sich (im ßahmai des Art. 86 EG) 
oft besonders schwierig die Fest^Mlwg ;w^ 
saoweiQge^etz^ter YermögeiaLsinbegriffe gestalten, 
insbesondere dann, wepn eijn unjBotgjBltUcbf^ 
Erwerb von Todeswegen vorli^, insofern, 9h 
hier der Anspruch der unentgeltlich hßreicbei?U|l 
Person die Forderung der ihr unentg^tlich zu- 
gewendeten Vermögensmasse und der Nebenfpx- 
derungen (Früchte, Nutzungen, Zinsen und an^ 
dere wiederkehrende Leistungen, Schäden, Kostet 
Weohselspesen u. s^ w.) begreift. 

Auch die Unteilbarkeit bestimmter be- 
weglicher Vermögensmassen wird oft zu Zwei- 
feln AiQass geben, deren Lösung im jeweiligen 
Falle die allgemeinen Grundsätze des BGB ge- 
ben müssen, um eine objektive Wertemuttelung 
zu ermöglichen. 

G. Freilich ist im Anschluss an Art. 86 
EG ein bestimmtes Verfahren für die Enmtte- 
lung des Wertes der Masse u. E. j. P. nicht 
festgesetzt worden und da auch das BGB hier^ 
über keine allgemeinen Vorschriften hat, so darf 

^) Stranz-üerhard 82. Nach gemeinem Beeht fwdet 
ein ELgentnmserwQrb durch Allavion am Ufer stdiendor 
Oewäseer (Landsee, Teich) nicht statt. RG LIV 52. 

8* 
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Termutet werden, dass der ReichsgeBetzgeber die 
Entscheidung über das hier zu befolgende Ver- 
fahren der Wissenschaft und Praxis anheimge- 
Btellt hat^). 

Mangels einer besonderen reichsrechtlich 
subsidiären Quelle für die Interpretation des Art. 
86 EG in dieser Hinsicht wird dabei, soweit 
der imentgeltliche Erwerb juristischer Personen 
in Frage steht, eine Anlehnung an die Bestim- 
mungen des Erbschaftsteuergesetzes vom 3. Juni 
1906^) möglich sein, weil hier der Reichsgesetz- 
geber seine Anschauungen über die Wertbestim- 
mung unentgeltlichen Erwerbs niedergelegt hat^ 
soweit er eine der Steuer unterworfene Mehrung 
fremden Vermögens darstellt. 

I. Unter „Wert" des „unentgeltlichen Er- 
werbes juristischer Personen" ist im Sinne des 
Art. 86 EG der Wert desjenigen Erwerbes zu 
verstehen, der eine Vermehrung des Vermögens 
der durch ihn bereicherten juristischen Person 
herbeiführt, ohne durch eine als Vermögenswert 
sich darstellende Leistung aus ihrem (oder zu 
ihren Gunsten von ihr verfügbaren) Vermögen 
ganz oder teiweise kompensiert zu werden, 
d. h. der Netto wert des unentgeltlichen Er- 
werbes^). 



*) a. A. Stranz-Gerhard. 

2) Wozu zu vgl. die auf Grund des § 63 dieses 
Gesetzes durch Beschluss des Bundesrats vom 16. Juni 1906^ 
dazu erlassenen Erbschaftssteuerausführungsbestimmungen. 

') Vgl. dazu ESTG Begründung 2. Dieser Ansicht. 
ißt auch Stranz-Gerhard a. a. 0. 65. Vgl. auch ESTS § 9. 
Im Sinne des Art. 88 EG, der keine Wertgrenze feststellt,, 
dagegen ist der Bruttowert hier entscheidend. 
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Diese Ansicht wird in der Literatur teils 
mit Anlehnung an die Praxis, teils aus allge- 
meinen Gründen bestritten^), mit besonderem 
Nachdruck von Plandc, der anfährt, dass die 
Fassung des Art. landesgesetzliche Bestimmun- 
gen nicht davon abhängig macht, dass sie einen 
Erwerb von mehr als fünftausend Mark, sondern 
Gegenstände von solchem Werte betr^en und 
darum annimmt, dass der Zweck der fraglichen 
Bestimmungen nur durch eine Berücksichtigung 
des Bruttowertes bei der Wertberechnung er- 
reichbar sei. 

So wenig ich mich aus dem Argumente 
Plancks, das dieser aus der grammatischen 
Interpretation des Art. 86 EG begründet, ver- 
schliesse, so sehr scheint mir aus der Entste- 
hungsgeschichte des Art. und aus der B^rfidc- 



^) So Kisch 170 e, 169 a: wonach entscheidet M 
u. £. j. P. die Höhe der Zuwendung, bei e der Wert des 
gemachten Erwerbs ohne Rücksicht auf die dafür gemachte 
Gegenleistung, die nur zu berücksichtigen sei, wenn der 
e. E. in die Form eines u. E. verkleidet sei und für die 
betr. j. P. nur der u. E., nicht aber auch der e. be- 
schränkt wird. Hier müsse zur Ermittelung, ob der eine 
oder der andere Fall vorliegt, Leistung und Gegenldstnng 
verglichen werden und der nicht ausgeglichene Wertüber- 
schusB zu Gunsten der j. P. als u. E. aufgefasst werden. 
So Oertmann 82, der ausführt, dass die Zugrundeleg 
des Nettowertes für die Berechnung des Wertes der 
des u. E. (z. B. bei der rdn obligatorischen, von ilurar 
immerhin nicht sicheren GeLtendmachung abhängigem 
Wirkung einer Auflage) diese oft geradezu durch ihre 
Schwierigkeit unmöglich mache und in fraudem legis unter- 
nommene Versuche begünstige. Dies ist allerdings richtig, 
aber gerade diese Schwierigkeit sollte durch Wissenschaft 
und Praxis im Sinne des Reichsgesetzgebers beseitigt werdfli. 
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«khtigyng der rdchtepolitiBclif» Absiebt des 
iMchsgeBetzgeber» dieee Ansidit für den u. E. 
•4Mihialtig. Die später^ Eiafügvi« einer Wmttr 
ffenze in den Art. 86 EG geschah, im eineii 
unterhalb dieser GfenM liBjgenden Erweriy j. F. 
dm staatlichen Beschränkungen zu entziehen 
«nd zwar geschah ditos, um ein\&r Reidistags- 
mehrheit die Annaime des Art. zu ermögü^en^ 
roh der sie ohne eine Festsetzung der pragnua- 
tisdien Sionme auf 5000 Mark absehen zumüeMu 
glaubte. 

Mag man nun die Festsetzung dieser Wert^ 
girenze für nützlich halten oder nicht, jedenfalls 
entspr^ach es der Absicht der R.-T.-Meiffkeit^ 
also eines Faktors der ßeiehsgesetzgeblois» eine 
Ansicht, der dann auch der Bundesrat bttirat, 
^en unt^halb der pra^^matischen SÜBsoie lie^ 
genden E. j. P. dem staatlichen Genehmigungs- 
^Wange zu entriteken, eine Veriftögensmehrung 
derselben unterhalb dies^ Betrages diesen 
Zwange zu entziehen. Und die Zustimmung des 
Bundesrates zur Festsetzung dieser Wertgrenze 
sdiliesst zugleich einen Verzicht auf gewisse 
Heheitsrechte der von ibxot vertretenen Staaten 
(fiämlich jeden Erwerb der dem staatlichen Auf- 
sichtsrechte unterworfenen j. P. auch mit btlr- 
gerlichrechtlicher Wirkung zu beschränken) in 
sidi. Daher scheint mir, wenigstens für den u. 
fi. dw j. P. die eactensive logische Interpretation 
#eft Art. in dlee«^ HiiüsicAt angemessen. Dma 
Während sich der entgeltlidie Erwerb als das 
Ergebnis kaufmännischer Spekulation darstellt, 
für den der Bruttowert des Erwerbes massgebend 
aein da^, da hier die Gegenleistung als dem 
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freien Vertragswillen der juristischen Person 
entspringend, von vornherein als nutzbringende 
Kompensation (Geschäft) der Leistung betrach* 
tet wird, sodass die Gegenleistung aus dem Ver- 
mögen derselben gleichzeitig in ihrem Vermögen 
durch die Leistung des Vertragsgegners ersetzt 
und falls das „GeBohäff" für die juristisdie 
Person nicht die von ihr erhoffte Vermögen»- 
mehrung bedeutet, jedenfalls ihrem GeBchäfts- 
willen nach auch für sie keine Vermögensminde- 
rung herbeiführt, solcher Erwerb sich als ein 
vorteilhafter Umtausch von bereits vorhandenen 
Vermögensrechten darstellt, ist dies beim u. E. 
wesentlich anders, denn dieser soll einen unkom- 
pensierten Zuwachs von Vermögensrechten her- 
beiführen. 

Erwirbt, um nur einige Hauptfälle anzu- 
führen, die j. P. unentgeltlich ein 
Grundstück, ohne für die Wertbereohnung dieses 
Erwerbes den Betrag der darauf lastenden Hy- 
potheken, Grundschulden, Rentenschulden ab- 
ziehen zu' dürfen*), ohne so beim u. E. eines 
Vermögensbegriffes die Passiva derselben mit 
Aktivis ausgleichen zu können, ohne die Mög- 
lichkeit zu haben, den Wert eines vermachten 
Gegenstandes vom Werte der Untervermächt- 
nisse zu befreien, ohne bei obligatorischen An- 
sprüchen den Wert der vom Drittschuldner (der 
vielleicht infolge Vermögensverfall seine Ver- 
pflichtungen nicht voll erfüllt) zu leistenden 



1) Nur im Falle des Art. 88 EG: Erwerb von 
Grundstücken durch außl&ndißche j. P., der keine Wert- 
grenze hat und solchen Erwerb von staatlicher Genehmi- 
gung abhängig zu machen, dem Landesprivatrechte übei^ 
lässt, gilt der Bruttowert des Grundstückes. 
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Gregeostandes statt deBJenigen des Rechtes, 
selbst berechnen zu dürfen, ohne bei begrenzten 
dinglichen Rächten den Wert der Sache, an der 
sie begründet sind, der Wertberechnung zugrunde 
legen zu dürfen, wenn dieser Wert durch Ein- 
flüsse äusserer Art sich gemindert hat, so er- 
scheint die Festsetzung der Wertgrenze von 
geringer praktischer Bedeutung. Dann ist eine 
unterhalb der Wertgrenze liegende Vermögens- 
mehrung durchaus nicht dem staatlichen Geneh- 
migungszwange und dessen Wirkungen entzogen. 
Vielmehr lässt die Festsetzung der 
reichsrechtlichen Wertgrenze solche landes- 
geeetzlichen Beschränkimgen des u. E. j. P. 
möglich erscheinen, wenn der Nettowert 
dieses Erwerbes mehr als 5000 Mark beträgt. 
In und bis zu diesem Betrage sind sie gänzlich 
ausgeschlossen und etwa nach dem 1. 1. 1900 
in dieser Hinsicht geltende entgegenstehende 
Bestimmungen der Landesgesetze sind an diesem' 
Tage als mit dem Reichsrecht unvereinbar ausser 
Kraft getreten oder nur noch mit den durch die 
Wertgrenze bedingten Modifikationen begründet, 
künftige ohne Berücksichtigung derselben un- 
möglicy)2). 

^) KG XXV A 126; XXVI A 257; Rspr. VIII 103 
wird dieser Grundsatz angewendet auf die in § 50, No. 1 
des P. Gesetzes vom 20. 6. 1875 betr. die Vermögensver- 
waltung in den katholiscehen Kirchenverwaltimgen und in 
§ 24, Ziff. 1 des P. Gesetzes vom 3. 6. 1876 betr. die 
evangl. Kirchenverfassung enthaltenen Bestinmiungen, durch 
welche die Genehmigung der zuständigen Behörde zum Er- 
werbe von Grundeigentum gefordert wird. 

2) Inwieweit sich ein Bundesstaat da, wo ein Erwerb 
j. P. reichsrechtlich vom Genehmigungszwange befreit bleibt. 
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II. Berechnung des Wertes der Masse un- 
entgeltlichen Erwerbs juristischer Personen^). 

Ein unentgeltlich von einer juristischen 
Person erworbenes Vermögensrecht wird nach 
dem Betrage des ganzen unentgeltlichen Erwer- 
bes (unter Berücksichtigung des jeweilige Y^- 
hältnisses zwischen dem Zuwendenden und der 
bedachten juristischen Person)^) berechnet, um 
welches die juristische Person durch den Anfall 
bereichert wurde. 

Es kann hierbei nicht zurückgegriffen wer- 
den auf ein rechtliches Verhältnis, das durch 



KenntniB von einem solchen die Wertgrenze nicht erreichen- 
den Erwerb verschalt, indem er als Ausfluss seines Auf- 
sichtsrechtes über die j. P. in einer ö. r. Verordnung und 
für solchen £. eine Anzeigepflicht begründet, kommt hier 
nicht in Betracht, da eine solche Verordnung zivilrecht- 
liche Wirkungen im Rahmen des Art. 86 EG auf den 
Erwerb nicht ausüben kann. 

^) Vgl. zum folgenden Stranz-Gerhard a. a. 0. S. 67 ff. 
EStG. §§ 16 ff., Begründung 28 ff. 

^) Es könnte z. B. bei der sehr oft geschehenden 
Umwandlung eines industriellen Unternehmens in eine Han- 
delsgesellschaft mit juristischer Persönlichkeit der bisherige 
Eigentümer sich verpflichten, der juristischen Person, wenn 
er eines bestimmten Grundstückes nicht mehr benötigen 
und das industrielle Unternehmen sich inzwischen günstig 
fortentwickelt haben werde, dieses Grundstück zum Zwecke 
von Wohlfahrtseinrichtungen für die in dem industriellen 
Unternehmen beschäftigten Arbeiter zu angemessenem Preise 
zu überlassen. Wenn hierbei später das Grundstück von 
ihm für 6000 Mark (statt für 100 000 Mark) an die ju- 
ristische Person verkauft wird, so liegt ein unentgeltlicher 
Erwerb im Sinne des Art. 86 EG vor, nicht aber ein aus 
dem Gründungsgeschäft abgeleitetes Kaufgeschäft. Vgl. 
dazu w. u. S. 135 f. 
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gerichtliches Urteil oder durch Vertrag sohoit 
vor dem Anfall des Erwerbes zu bestehen auf-^ 
gehört hat*). Da partikuläre Normen im Rah- 
men des Art. 86 EG nicht den Erwerb von 
Vermögensrechten, sondern den Erwerb voik 
Vermögensrechten, soweit sie Gegenstände be- 
stimmten Wertes betreffen, beschränken können». 
80 ist entscheidend bei obligatorischen An- 
sprüchen der Wert des vom Drittsohuldner zu 
leistenden Gegenstandes (zur Zeit des Anfalls),, 
nicht derjenige des Rechtes selbst, bei begrenz- 
ten dinglichen Rechten der Wert der Sache an. 
der sie begründet werden^). 

Infolge des Anfalles unentgeltlichen Erwer-^ 
bes an die juristische Person durch Vereinigung; 
von Recht und Verbindlichkeit oder von Recht 
und Belastung erloschene Rechtsverhältnisse- 
gölten für die Wertberechnung als nichterlosohen,. 
da gerade diese Vereinigung die (ganze oder 
teilweise) Mehrung im Vermögen der juristischen 
Person herbeiführt. Ebenso ist dem Wert der 
Masse des unentgeltlichen Erwerbes einer juristi- 
schen Person auch der Wert der Forderungen 
und Rechte hinzuzurechnen, die der Masse gegen 
die erwerbende juristische Person selbst zustehe» 
oder die dieser erst mit dem Anfalle ihres un- 
entgeltlichen Erwerbes erlassen werden. 



*) Oder nie bestehen konnte: es ist hier besonders 
auch die zwingende Vorschrift des BGB § 2113, Abs. 2" 
zu beachten, nach der auch der befreite Vorerbe nicht un- 
entgeltlich verfügen darf über Nachlassgrundstücke (Nach- 
iasshypotheken — Grundschulden — Rentenschulden) (Vgl^ 
auch R. G. LXI, 233); BGB § 1445 f., u. s. w. 

2) So auch Stranz-Gerhard; A. a. Kisch 170. 
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Dagegen kommen hier in Abzug nicht bloss- 
die Schulden und Lasten, die auf den von der 
juristischen Person unentgeltlich erworbenen 
Vermögensredite ruhen^), sondern auch die bei: 
einem unentgeltliche Erwerbe von Todeswegea, 
nach dem Tode des Erblassers erwachsenem 
SehuMen und Lasten des Nachlasses^), soweit 
die juristische Person für solche aus diesem 
ihrem unentgeltlichen Erwerbe verpflichtet ist. 

Ist eine Zuwendung unter einer Auflage^ 
gemacht, die in Geld veranschlagt wwden kann, 
so kommt der Wert der Leistung von der Zu- 
wendung in Abzug und dasjenige, von dem und 
insoweit nach den Umständen angenommen wer- 
den kann, dass es den Wert der Leistung über- 
steigt, ist als Wert der unentgeltlichen Zuwen- 
dung anzunehmen^). 

^) Z. B. Kosten der letzten Krankheit des Erblassers 
bei einem unentgeltlichen Erwerbe von Todeswegen. 

^) Als Nachlassyerbindlichkeiten kommen insbesondere- 
in Betracht die Kosten der Beerdigung des Erblassers 
(vgl. dazu EStG. Begründung 31: „und zwar zur Ver- 
meidung von Weiterungen die Kosten der Beerdigung als 
solche, also nicht bloss die Kosten der standesgemässen^^ 
Beerdigung BGB § 1968, KO § 224, Nö. 2) die gerichtli- 
chen und aussergerichtlichen Kosten der Begelung des 
Nachlasses und der für die Masse geführten Rechtsstreite»- 
(natürlich aber nicht die Kosten eines Eechtsstreites unter 
den Erben selbst). 

^) Bei unentgeltlichem ErWerbe unter einer Auflage 
kann diese in Handlangen ohne Vermögenswert bestehen 
oder in einer geldwerten Handlung, welche den Vorteil dea^ 
Bchenkers, des Beschenkten, oder eines Dritten bezweckt. 
Ist die Auflage zum Vorteil der bedachten juristischen 
Personen, so ist die Entscheidung, wie weit sie bereichert 
ist, Tatfrage, z. B. unentgeltlicher Erwerb von 5500 Mark 
mit der Auflage, diese 5500 Mark unter gesondertem Name&i 
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Besteht der unentgeltliche Erwerb einer ja- 
riBtisohen Person in einer in Reichswähning 
ausgedrückten und sofort (mit Erteilung der 
staatlichen Genehmigung zum Erwerbe) an sie 
zahlbaren Barsumme, so bestehen über den Wert 
dieses unentgeltlichen Erwerbes keine Zweifel^). 
Ist die Summe in einer anderen als der Reichs- 
währung ausgedrückt, so hat eine Umrechnung 
in diese zur Wertermittelung zu wfolgen^). 
Ist die Summe in einer nicht mehr im Umlaufe 
befindlichen Münzsorte ausgedrückt, so hat eine 
Umrechnung in die ihr entsprechende Sorte der 
geltenden Währung zu erfolgen. Ist die Geld- 
summe nicht sofort zahlbar, so sind die 
Zwischenzinsen abzuziehen^). 

zu verwalten, ist unentgeltlicher Erwerb Yon 5500 Mark; 
wenn von einem unentgeltlichen Erwerbe von 5500 Mark 
1000 Mark zur Anlage einer Baumschule verwandt werden 
sollen, so besteht die Vermögensmehrung nicht in dem 
einmaligen Aufwände von 1000 Mark, sondern in der dau- 
ernden Werterhöhung des Vermögens der juristischen Per- 
son, die dadurch herbeigeführt wird und die vielleicht sehr 
gering ist, weil die Baumschule nach dem Willen des Zu- 
wendenden unter ihre Anlage unzweckmässig verteuernden 
Umständen angelegt werden muss, vgl. Stranz Gerhard 65. 
Endemann 11032, Anm. 34. 

^) Dass eine Summe von 5000 M. dem Genehmigungs- 
zwange nicht unterliegt, erscheint nach der Fassung des 
Art. 86 EG: mehr als 5000 M. selbstverständlich. 

2) Der Stranz-Gerhard 67 die für die Erhebung des 
Wechselstempels durch die Bekanntmachung des Bundesrats 
vom 9. März 1899 festgesetzten Mittelwerte zu Grunde 
-ZM legen empfehlen. Ausländisches Geld und ausländische 
Noten sind zum Kurse kurzer Wechsel umzurechnen, vgl. 
EStA. zu § 11, Endemann 680. 

') Deren Berechnung zweckmässig nach der sogen. 
Hoffmannschen Methode für die Berechnung des gegenwär- 
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Besteht der unentgeltliche Erwerb einer 
juristiBchen Person nicht in einer Barsumme, 
sondern in einem sonstigen Vermögensrechte, 
und sind besondere Aufnahme reichsrechtlich 
nicht begründet, so wird für die Ermittelung des 
Wertes der Masse (soweit sie das Vermögen der 
juristischen Person bereichert) gnmdsätzlich der 
gemeine Wert*) zur Zeit des Anfalls^) zugrunde 
zu legen sein. Unter dem gemeinen Werte ist 
der Verkaufs- oder Verkehrswert zu verstehen, 
welcher im gewöhnlichen Geschäftsverkehr nach 
der Beschaffenheit des Gegenstandes ohne Rück- 
sicht auf andere ungewöhnliche oder lediglich 
persönliche Verhältnisse zu erzielen ist*). 

tigen Wertes künftiger Leistungen (wonach der Betrag 
gesucht wird, der mit Hinzurechnung der Zinsen, die sieb 
bis zur Zeit der Fälligkeit ergeben, gleich dem kfinftig 
zu leistenden Betrage ist), erfolgen wird, die genauere 
Resultate, als das Zinsberechnungsverfahren der CPO er- 
gibt. Vgl. auch Verhandl. des Just.-Gres. Aussch. der B. 
Kammer der Abgeordneten 1899. Beilage Bd. XX, Abt. II, 881. 
*) Das BGB, das oft den Wert eines Gegenstandes 
erwählt, gibt keine Vorschriften für seine Bestimmung.. 
Das gemeine Recht unterschied (Windscheid-Kipp II, § 257,. 
Anm. 2, § 258, Anm. 6) das verum rei pretium (vera rei 
aestimatio 1. 2, § 13, Dig. 47, 8) von dem sog. Affektions- 
wert, das P. ALR, den Nutzen, welchen eine Sache jeder- 
mann gewähren kann (§ III, 1, 2), als „gemeinen Wert*^ 
im Gegensatz zum „ausserordentlichen Wert* und denv 
„Wert der besonderen Vorliebe" (§§ .114, 145). 

2) Vgl. auchEStG., §16, Abs. l;EStA., §14, Satz 1. 

3) Vgl. auch EStA., §14, Satz 2. Sodass der Wert, 
welchen ein bestimmter unentgeltlicher Erwerb gerade für 
eine bestimmte j. P. hat (der subjektive Wert), hier nicht zu 
berücksichtigen ist (z. B. der unentgeltliche Erwerb einer 
Enclave, der die wirtschaftliche Ausnutzung eines Grund- 
besitzes der j. P. erst möglich und nutzbringend macht),, 
sondern nur der objektiv ermittelbare. 
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Der gemeine Wert ist nicht stets undüber- 
^ dßr gleiche. Es wird deshalb im jeweiUg^i 
Falle erst festgestellt werden müssen, welcher 
Zeitpunkt für die Bestimsüung des gemeinen 
Wertes hier massgebend ist imd nach weldieoi 
Orte sich die Wertbestimmimg zu richten hat. 

Da die üb^mässige Yermögensanöammlung 
in der Hand jufistischer Peirsonen verhindert 
werden soll, so entscheidet für die Wertberedi- 
nimg der Zeitpunkt des Erwerbes und der Er- 
jaittelung des Betrages der Masse wird derW^t 
zur Zeit des Anfalles zugrunde gelegt (so auch 
EStG § 16, Abs. I), nicht der der Verfügung^). 
Bei einem unentgdtlichen Erwerbe unter Leben- 
dem wird dies im Regelfalle der Zeitpunkt sein, 
ui dem die Annahme der Zuwendung durch die 
juristische Person erklärt oder bewirkt worden 
ist, der Schenkungsvertrag also zustande ge- 
kommen ist, um mit der Erteilung der Genehmi- 
gung sofort rechtswirksam zu werden (vgl. w. 
u.). Dass, sofern die Genehmigung eines unent- 
;geltlichen Erwerbes unt^ Lebenden bereits vor 
der Annahme des Erwerbes durch die j. P. er- 
teilt worden ist, der Zeitpunkt der Gen^nügung 
massgebend ist, erscheint selbstverständlich. 

Bei einem unentgeltlichen Erwerbe von To- 
^eswegen entscbeidet der Zeitpunkt des Anfalls 
dieses an die j. P. Dies gilt natürlich auch bei 
den durch Erbvertrag an den Vertragserben ge- 
fallenen unentgeltlichen Zuwendungen. 

*) So würde die Annahme eines vermachten Wert- 
papieree, das im 2^tpiinkte der Testamentserrichtung 6000 
Mark wert war, beim Erbfall aber nur 5000 Mark, keinen 
iBeschränkungen unterliegen. Eisch 170. 
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(Ob, wie im EStG^) für den unentgelt- 
lichen Erwerb j. P., soweit er in Gnind- 
etttcken besteht, die dauernd land- oder forst- 
virteehaltlichen Zwecken zu dienen bestinunt 
6ind, nicht besser der sog. Ertragswert statt 
des gemeinen Wertes zugrunde zu legen ist, da 
hier die Feststellung des gemeinen Wertes oft 
sehr durch äussere Einflüsse, die den eigentlichen 
Wert solcher Grundstücke unberührt lassen — 
man denke z. B. an die augenblicklichen Ver- 
hältnisse in Posen — leidet, ist Utilitätefrage 
und wird jedenfalls durch die Judikatur ent^ 
schieden werden.) 

Ebenso wird im jeweiligen Falle erst fest- 
gestellt werden müssen, welcher Ort für dieBe- 
stimmimg des gemeinen Wertes massgebend ist. 

B^ Gegenständen des unbeweglichen Yer- 
mögras wird der Ort des belegten Gegenstands 
der massgebende sein^). 

Bei solchen des beweglichen Vermögens im 
allgemeinen der, den diese Gegenstände am Ort 
des Sitzes der j. P. haben. 



^) Vgl. EStG. §15 mit §16, Abe. 2. EStG Begrün- 
düng 29 ff. EStA. §15 ff. 

*) Zur Ermittelung d« gemeinen Wertes von Immo- 
biUien zur Zeit des Anfalles wird der letzte Erwerbepreis 
und dits Jakr des Erwwhes, Umfang und Grösse der 
üsmiobilien, die Feuerrersichemngssumine, d^ Jährliche 
Pacht- und Mietsertrag, sowie der etwaige amUidie Grund- 
steuerrdnertrag und Gebäudesteuemutzungswert im Vergleidi 
mit dem allgemeinen am loco rei sitae hinsichtlich des 
Wertes von Immobilien bestehenden VerhSltnissen eine ge- 
nügende Grundlage geben aul Grund dner Schätzung der 
Ortspolizeibehörde oder von gerichtlich vereidigten Sach- 
verständigen u. s. w. 
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Aber auch der Ort der Leistung könnte hier 
entscheidend sein^), wie er endlich auch hei Ge- 
genständen, deren Wert von lokalen Einflüssen 
unabhängig ist, durch die Feststellung oner 
hierzu berufenen Stelle gewönne werden kann, 
die weder am Orte des Sitzes der ]. P. noch am 
Orte der Leistung, sondern an einem dritten 
Orte sich befindet^). 

Besteht der unentgeltliche Erwerb* einer j. 
P. im Genüsse wiederkehrender Leistungen (so 
in der Ausdrucksweise des BGB §97 und öfter, 
darunter sind zu verstehen zu bestimmten Zei- 
ten regelmässig und nicht zufällig wiederkdi- 
rende Leistungen, die in Geld, vertretbaren 
oder nicht vertretbaren Sachen oder Diensten 
bestehen können), so gilt allgemein, dass diese 
Leistungen für die Wertberechnung bei bestimm- 
ter Dauer zusammenzurechnen, bei unbestimm- 
ter zu kapitalisieren sind^). 

Im Besonderen darf demnach hier für die 
Wertberechnung folgendes gelten. 



^) Insbesondere bei Sachen mit sogenanntem Markt- 
wert, die also jeweilige Schätzung nach kauhnännischen 
Grundsätzen zulassen. 

2) Z. B. börsengängige Wertpapiere sind unter Ver- 
nachlässigung des Nennwertes zum Kurswerte, den sie am 
Tage des Zustandekonmiens des Schenkungsvertrages, be- 
zweifelnd am Todestage des Erblassers hatten, mit den 
Zinsen bis dahin und der etwaigen Dividende zur Berech- 
nung zu bringen. Ist zur Zeit des Anfalls an der Börse 
kein Kurs festgestellt, so ist der Wert nach dem letzten 
festgestellten Kurse zu berechnen. Wird für Wertpapiere 
kein Kurs notiert, so wird die sachverständige Schätzung 
ihres Marktwertes dies ersetzen müssen. 

3) Vgl. EStG. §17. 
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Nutzungm oder lieistimgen, die entweder 
ausdrücklich oder durch anderweitige die Pl^uey 
begrenzende Umatände auf beetinmte ZJeit her 
schränkt sind, werden berechnet nach ihrem 
Gesamtwert durch Zusammenzählung der ein- 
zelnen Jahreswerte unter Abrechnung der 
Zlwischenzinsei^^). (Der Gesamtwert darf jedoch 
den zum gesßtzUcl^en Jjinssatze kapitalisierten 
Jahreswert nicht übersteigen, wobei der einjäl^- 
rige Betrag der Nutzung eines Geldbetrages, 
wenn er nicht anderweit feststeht, zu vier vom 
Hundert anzunehmen ist). 2) Bei immerwähren- 
der Nutzungen und bei Nutzungen von unbe- 
stimmter Dauer wird ein vielfaches des einiah-^ 
rigen Betrages als Wert angenommen wer<lei( 
müssen^). Für den besonderen Fall, dass diese 
Nutzungen auf die Lebenszeit einer bestimmten 
Person beschränkt sind, wird das Lebensalter 
der Person, mit deren Tode das Bezugsrecht 
erlischt, einen Massstab für die Kapitalisierung 
geben^). Hängt die Dauer der Nutzungen von 
der Lebenszeit mehrerer Personen ab, so ist, 
wenn das Bezugsrecht mit dem Tode der zuerst 
versterbenden Person, das Lebensalter der äl- 
testen Person, wenn es mit dem Tode der letzt- 
versterbenden erlischt, das Lebensalter der 

1) Vgl. EStG. §17, Satz 1,2. 

2) L. c. Eine ausdrückliche Rechtsnonn, die festßtellt, 
dass für die Berechnung des Wertes wiederkehrender Lei- 
stungen vier vom Hundert anzunehmen sind, haben die 
AG B. (Art. 7), P. (Art. 6, § 1), Lb. ( § 13), RjL. ( § 12). 
SA. ( § 9), SWE. ( § 18), SchR. (Art. 30), SchS. (Art. 
15, § 1), WP. (Art. 5, § 1). 

3) Vgl. EStG. §17, Satz 3. 
*) EStG. § 18. 

Bechtseinheit, Heft 2. 9 
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jüngsten massgebend^). Ist die Person eine lu- 
ristische, so wird deren Lebensdauer auf drei- 
ssig Jahre angenommen werden müssen^). 

Für die Wertberechnung eines bedingten 
unentgeltlichen Erwerbes darf folgendes gelten: 

Bei Zuwendungen von Vermögensrechten 
unter einer aufschiebenden Bedingung ist der 
Zeitpunkt des Eintritts der Bedingung zugrunde 
zu legen'). 

Bei solchen unter einer auflösenden Bedin- 
gung ist der unentgeltliche Erwerb wie ein un- 
bedingt erworbener zu behandeln und die Bedin- 
gung für die Wertberechnung ausser Ansatz zu 
lassen^). 

Ist der unentgeltliche Erwerb einer juristi- 
schen Person zu Ungunsten derselben mit einer 
bedingten Belastung beschwert, so wird für die 
Wertberechnung zu gelten haben, dass Lasten, 
die den Wert der unentgeltlichen Vermögens- 
mehrung der juristischen Person vermindern,, 
soweit sie von dem Eintritte einer aufschieben- 
den Bedingung abhängig sind, nicht berücksich- 
tigt werden^); soweit sie von einer auflösenden 
Bedingung abhängen, wie unbedingte in Abzug 
gebracht werden müssen^). 



^) L. c. § 19. 

*) BGB §2109, Abs. 2. 

^) BGB § 2313, Abs. 1, Satz 1, vgl. EStG § 21, Abs. 1. 

*) BGB §2313, Abs. 1, Satz 2, vgl. EStG. §21, Abs. 2: 

^) EStG §22, Abs. 1, Satzl. 

*) L. c. Abs. 2, Satzl, 
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Zweifelhafte Lasten endlich sind bei der 
Wertberechnung wie Lasten, die von einer auf- 
schiebenden Bedingung abhänge, zu behandeln^). 
Das gleiche muss entsprechend angenommen 
werden für die Wertberechnung eines bedingten 
unentgeltlichen Erwerbes oder eines bedingt be- 
lasteten unentgeltlichen Erwerbes, wenn der Er- 
werb oder die Last von einem Ereignis abhän- 
gen das nur hinsichtlich des Zeitpunktes seines 
Eintrittet ungewiss ist^). 

Bei einem unentgeltlichen Erwerb ungewisser 
oder unsicherer Vermögensrechte^) und anderer 
zur sofortigen Wertermittelung nicht geeigneter 
Gegenstände wird die juristische Person bei der 
Anmeldung zur staatlichen Genehmigung sich 
über den mutmasslichen Wert dieses Erwerbes 
erklären können, damit die zur Erteilung der 
Genehmigung berufene Behörde ihn so in Ansatz 
bringen kann. Selbstverständlich kann dann 
diese Behörde eine Berichtigung dieses Wertan- 
satzes vornehmen und so einen unentgeltlichen 
Erwerb der juristischen Person als nicht dem 
Genehmigungszwange unterliegend bezeichnen 
oder, falls ihn die juristische Person infolge 
ihres Wertansatzes nicht diesem Zwange unter- 
liegend erachtete, als genehmigungsbedürftig 
bezeichnen und ihm die Genehmigung versagen. 
Damit würde eine Ungewissheit über die 
rechtliche Wirksamkeit des Erwerbes der 
juristischen Person bis zur Bezahlung der 



M BGB §2313, Abs. 2, Satz 1, vgl. EStG. §22, 
Abs. 3. 

*) EStG. § 23. 

') L. c. § 24, Satz 1, vgl. BGB § 2313, Abs. 2. 

9* 
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unflicheren Forderung oder bis zur Wertermit- 
telung bestehen, die die juristische Person durch 
Feststellung des ungewissen und Verfolgung des 
unsicherem Rechtes im Zivilprozesse zu beendi- 
gen versuchen könnte, um eine objektive Wert- 
ermittelung zu ermöglichen. Ergibt sich hier 
dann der Erwerb als dem staatlichen Genehmi- 
gungszwange entzogen, so ist sie ohne weiteres 
an ihm berechtigt, im anderen Falle hat sie 
indessen keinen Einfluss auf die Erteilung oder 
Yersagung der Genehmigung (vgl. w. u.). 

Eine ähnliche Lage könnte entstehen, wenn 
bei Berechnung des Wertes unbekannte An- 
sprüche der Masse unentgeltlichen Erwerbes 
einer juristischen Person oder an diese, sich 
einige Zeit nach dem Anfalle dieses Erwerbes 
ergeben, sodass die juristische Person für bisher 
dem Genehmigungszwange nicht unterworfenen 
Erwerb, den sie bereits angetreten hat, nach- 
träglich die Genehmigung nachsuchen müsste. 
Inwieweit sie in einem solchen Falle bei Ver- 
sagung der Genehmigung Eventualberechtigten 
haftet oder inwieweit dann wegen Nichtanzeige 
oder Aushändigung eines genehmigungsbedürfti- 
gen Erwerbes Strafdrohungen Platz greifen, 
wird Tatfrage sein. 

Sollte im anderen Falle ein der juristischea 
Person nicht genehmigter unentgeltlicher Erwerb 
sich später wegen unbekannter Ansprüche an 
die Masse als nicht dem Genehmigungszwange 
unterworfen erweisen, so könnte die juristische 
Person im Zivilprozesse gegen denjenigen, der 
nun diese Masse des der j. P. ursprünglich zu- 
gedachten Erwerbes besitzt, vorgehen, da die 



Digitized by 



Google 



133 



Versagnng der Genehmigung eine lediglich de- 
klarative Wirkung für die Rechtswirkßamkdt 
eines die Wertgrenze übersteigenden unentgelt- 
lichen Erwerbes hat. Stellt sich diese Voraus- 
setzung später als nicht richtig, die Wertgrenze 
als nicht erreicht heraus, so hat die landesrecht- 
liche Wirkung auf den Erwerb juristischer Per- 
sonen nach Reichsrecht aufgehört. Vorausset- 
zung ist hierbei natürlich, dass die juristische 
Person nicht durch eigene Fahrlässigkeit u. s. W. 
den Irrtum über die Wertgrenze hervorgerufen 
hat. 

Erwirbt die juristische Person unentgeltlich 
Vermögen ohne die Nutzung, so wird bei ge- 
wisser Dauer der Nutzung der Wert des un- 
entgeltlichen Erwerbes sich nicht um den zu- 
sammengerechneten Wert der Nutzung mindern, 
die juristische Person vielmehr bis zum Er, 
löedien des Nutzimgsrechtes als unmittelbare 
Besitzerin dieses Vermögensbegriffes zu gelten 
haben, dessen Eigentümerin sie nur durch die 
Erteilung der staatlichen Genehmigung werden 
kann, die spätestens beim Erlöschen der Nut- 
zung erteilt sein muss. Auch ein unentgeltli- 
cher Erwerb von Vermögen ohne die Nutzung 
bei ungewisser Dauer derselben, bleibt ein un- 
«itgeltlicher Erwerb von Vermögen seinem 
Werte nach und ist dementsprechend zu berech- 
nen*). 

Es handelt sich in beiden Fällen nicht um 
die Erfüllung einer die juristische Person be- 

*) Die j. P. hätte ja im Handelsverkelire vielfach 
Gklegenhdt, indirekt aus solchem Vermögen Vorteile zu 
ziehen. 
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lastend» Auflage, sondern um einen der Vor- 
und Nacherbfolge analogen Fall des unentgelt- 
lichen Erwerbes. 

Bei der Einsetzung eines Nacherben (BGB 
§§ 2100 ff.) wird der Vorerbe als Niessbraucher, 
der Nacherbe als Erbe des herauszugebenden 
Vermögens erscheinen. 

Ist somit die juristische Person als Nach- 
erbin eingesetzt worden^), so ist der Wert der 
dem Vorerben angefallenen Erbschaft auch als 
der Wert, der das Vermögen der juristischen 
Person bereichert, zu betrachten und dement- 
sprechend als dem staatlichen Genehmigungs- 
zwange zur Wirksamkeit des Anfalles an die 
juristische Person unterliegend oder nicht fest- 
zustellen. 

Ist die juristische Person als Nacherbin 
nur auf dasjenige beschränkt, was beim Tode 
des Vorerben noch vorhanden sein wird, so ist 
gleichwohl der Wert des dem Vorerben angrfal- 
lenen Erbteiles auch als der Wert des der ju- 
ristischen Person angefallenen zu betrachten. 

Wird hier der juristischen Person die staat- 
liche Genehmigung zur Annahme der Nacherb- 
schaft nicht erteilt, so kann sie, wenn nach dem 
Tode des Vorerben das Vorhandene weniger als 
fünftausend Mark beträgt, gleichwohl nicht ihre 
Ansprüche auf diesen unentgeltlichen Erwerb 
als dem Genehmigungszwange nicht unterliegend, 
geltend machen, da die Versagung der staatli- 
chen Genehmigung den Anfall der Nacherbschaft 



^) Vgl. hinsichtlich einer noch nicht bestehenden, 
aber schon erwarteten juristischen Personen 104 f. 
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beseitigt hat. Ist die j. P. als Vorerbin einge- 
setzt worden, so ergeben sich für die Wertbe- 
rechnung keine Schwierigkeiten. 

Die gleiche Wertberechnung wie beim Falle 
der Nacherbfolge wird bei dem des Nachver- 
mächtnisses einzutreten haben. Kann der un- 
entgeltliche Erwerb der juristischen Person nicht 
durch Geld ausgedrückt werden, so ist unter 
Umständen eine freie richterliche Schätzung 
(wie CPO § 3 RG X 321, vgl. ö. S. 110, Anm. 2) 
angebracht; dagegen kann hier der Grundsatz 
der CPO, wonach der Wert eines Streitgegen- 
standes prinzipiell dem freien Ermessen des 
Eichters zur Entscheidung überlassen bleibt, 
keine Anwendung finden^). 

Massgebend für die Wertberechnung des un- 
entgeltlichen Erwerbes juristischer Personen und 
um alle hier ja nahe liegenden Versuche, den 
einer juristisch^i Person zugewandten unentgelt- 
lichen Erwerb dadurch dem staatlichen Geneh- 
migungszwange zu entziehen, dass man ihn in 
fraudem legis als unterhalb der Wertgrenze lie- 



^) Man denke z. B. an die Berechnung des Wertes, 
den der Besitz einer Sache für die juristische Person hat. 
Hier wäre nicht der Wert der Sache, sondern der des 
Besitzes entscheidend. Leiht jemand auf unbestimmte Zeit 
«iner juristischen Person dne von ihm zu Fabrikations- 
•zwecken eines ihm durch Patente geschützten Artikds her- 
gestellte Anlage, so liegt zweifellos ein unentgeltlicher 
Erwerb von Vermögensrechten im Sinne des Art. 86 EG 
vor, der den partikulärrechtlichen Beschränkungen im 
Rahmen dieses Artikels unterliegt. Der Wert dieses (zu 
seiner Wirksamkeit staatlicher Genehmigung bedürftigen) 
unentgeltlichen Erwerbes kann aber objektiv zunächst nicht 
bestimmt werden. 
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gend ereoheiiieii lässt, wirksam zu begegnen, ist 
die Feststellung, ob sich die Zuwmdung an die 
juristische Person als eine einheitliche rechtliche 
Willensbestätigung des Zuwmdenden darstellt 
oder ob eine Reihe verschied^er, zu einander 
in keinem V^hältnisse stehender Willensakte 
Vorliegt. Im ersteren Falle ist der Gesamtwert, 
im letzt^en der Einzelwert der Zuwendung ent- 
scheidend^). 

Da der Art. 86 EG keine Einschränkungen 
darüber enthält, wann, woher und von wem die 
juristische Person durch Zuwendungen bereichert 
wird^), so kann eine Aufstellung der möglichen 
Hauptfälle dies näher erläutern. 

Erwirbt eine^) juristische Person durch ein 
einheitliches unentgeltliches Erwerbsgeschäft 



1) Vgl. Kisch 169; Stranz-Gerhard 69; Kahl 162. 
In P. wurde die ursprüngliche Fassung des Art. 7 „Er- 
werb des Eigentums an einem Grundstücke* in «Erw^ von 
Grundstücken'' modifiziert, um zu betonen, dass beim Er- 
werb mehrerer Grundstücke von unterhalb der Wertgrenze 
liegendem Einzelwert, der gesamte, den Gegenstand des 
«inheitlichen Erwerbsaktes bildende Wert entscheidet. 

^) Soweit nicht andere reichsrechtliche Normen dem 
entgegenstehen, kann hier die Landesgesetzgebung darüber 
näheres in ihren partikulären Normen bestimmen. Mangels 
besonderer Vorschriften gehört hierher auch selbstverständ- 
lich jeder u. E., dett eine j. P. von einer anderen macht. 

') Dass ein ZuWender mehrere juristische Personen 
gleichzeitig durch ein in einer Urkunde errichtetes Rechts- 
geschäft unentgeltlich bereichert, kommt im Falle des Art. 
86 EG nur in Betracht, wenn das Vermögen dieser ver- 
schiedenen juristischen Personen derart einen Vermögens- 
inbegriff bildet, dass eine Zuwendung an eine von ihnen 
als Zuwendung an alle gelten muss (a. A. Kahl 162 für 
das P. Gesetz v. 23. 2. 1870). 
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gleichz^tig von einem Zuwendenden mehrte 
Objekte, so ist der Gesamtwert dieser Objdkte 
entßoheidend^). Das Gleiche gilt, wenn mehrere^ 
Objekte zwar Kraft desselben Erbfalles erlangt 
werden, der unentgeltliche Erwerb selbst aber 
auf verschiedenen Gründen (z. B. Erbeinsetzung 
und Pflichtteilsrechtanspruch) oder auf mehrere» 
Verfügungen von Todeswegen desselben Erblassers 
beruht, da diese Verfügungen, wenigstens in der 
hier h*aglichen Beziehung, sich als ein einheit- 
licher rechtlicher Akt darstellen, da sie zusam- 
men und zugMch mit dem Tode des Erblassers 
als dessen letzter Wille in Wirksamkeit treten. 
Erwirbt eine juristische Person durch ver- 
schiedene unentgeltliche Erwerbsgeschäfte unter 
Lebenden zu verschied^en Zeitra von einem 
Zuwendenden mehrere Objekte^), so ist der Ein- 
zelwert der Zuwendungen entscheidend^), es sei 
denn, dass hier die Zerlegung in mehrere zeit- 
lich getrennte Eechtsgeschäf te lediglich den Zweck 
hatte, in fraudem legis die Wertgrenze zu ver- 
meiden^). In diesem Falle ist der durch die 
verschiedenen unentgeltlichen Erwerbsgeschäfte 
bewirkte Erwerb als Ganzes zu betrachten und 
der Wert der einzelnen Zuwendungen zusammen- 
zuredinen,* da hier die mehreren Rechtsgeschäfte 
einen einheitlichen rechtlichen Gesamtakt in 
ihrer Vermnigung bilden. Die Beurteilung der 



^) Planck 201, Niedner 178 ff., KiBch 169, Kahl 16S, 
Btranz-Gerbard 69. 

*) Deren Einzelwert die Wertgrenze nicht (srreicht^ 
deren Gesamtwert sie aber übersteigt. 

•) Dernburg, P I § 55, Anm. 4. 

^) Vgl. auch EStG. §14, dazu Begründung 28. 
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Frage, welche Beziehung zwißchen den einzelnen 
Erwerbsakten obwaltet, kann sehr grosse Schwie- 
rigkeiten haben. Kahl bemerkt, dass die Tat- 
sachemehrfacher zeitlich getrennter Scheokimgen 
an sich für die Annahme einer Handlung in 
fraudem legis nicht allein entscheidend ist, da 
für solche Wiederholung der Freigebigkeit wohl 
motivierte Gründe vorhanden sein können wie 
erneutes Bedürfnis der bedachten juristischen 
Person und Vermögensmehrung beim Zuwenden- 
den. Auslegungsmomente zur Entscheidung wer- 
den (nach Kisch) sein: die zeitlichen Abstände 
der Geschäfte, Zusammengehörigkeit oder Gleich- 
heit der Objekte, Fehlen eines neuen Motivs für 
die spätere Zuwendung, Verwendung derselben 
zu einem einheitlichen Zwecke und ähnliche Um- 
stände. 

Erwirbt eine juristische Person gleichzeitig 
durch verschiedene Rechtsgeschäfte (z. B. Real- 
schenkung, Kauf und Tausdi) verschiedene Ob- 
jekte und wird nur ihr unentgeltlicher Erwerb 
dem staatlichen Genehmigungszwange unterwor- 
fen, so ist nur der Wert des unentgeltlichen 
Erwerbes entscheidend, vorausgesetzt, dass die 
daneben bestehenden Erwerbsgeschäfte nicht le- 
diglich in fraudem legis unternommene Schein- 
geschäfte (z. B. venditio uno nununo) waren^). 

^) Vgl. RG LXI 233, wonach, wenn auch eine Ver- 
fügung sich äusserlich als eine entgeltliche darstellt, z. B. 
^Is Verkauf oder Abtretung gegen dne Gegenleistung, e? 
keineswegs ausgeschlossen erscheint, dass dadurch eine in 
Wirklicnkelt unentgeltliche Verfügung verdeckt wird. Ob 
«ine Verfügung eine entgeltliche oder unentgeltliche ist, 
lässt sich aber mit den im Grundbuchverfahren üblichen 
Beweismitteln nicht feststellen. Der Grundbuchrichter wird 
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Erwirbt eine jurißtische Person gleichzeitig 
durch ein und dasselbe oder verschiedene unent- 
geltliche Erwerbsgeschäfte von mehreren Zu- 
wendem mehrere Objekte, so ist der Einzelwert 
dieser Objekte entscheidend. Sind aber die ein- 
zelnen Zuwender erkennbar nur vorgeschoben als 
sog. Strohmänner zur Verdeckung eines einheit- 
lichen Erwerbsaktes, so ist der Gesamtwert des 
Erwerbes entscheidend. Es können gerade in 
diesem Falle sehr schwer zu beurteilende Lagen 
geschaffen sein, z. B. die anderen Miterben wen- 
den der als Miterbin berufenen juristischen Per- 
son verschiedene Vermögensrechte (von weniger 
als die Wertgrenze) an einem Objekte unabhän- 
gig von einander zu, sodass die juristische Per- 
son Eigentümerin des ganzen Objektes, das die 
Werthöhe übersteigt, wird; eine juristische Per- 
son erwirbt durch Kauf ein belastetes Grund- 
stück, die Hypothekengläubiger zedieren ihr un- 
entgeltlich, unabhängig von einander, ihre Hy- 
pothekenforderungen usw.^) 

also auch da, wo nur der unentgeltliche Erwerb der ju- 
ristischen Person Beschränkungen im Sinne des Art. 86 EG 
unterliegt, die Eintragung eines entgeltlichen Grundsttick- 
erwerbes der ihm auf simuliertem, dissumiliertem oder 
fiduciarischem Geschäft zu beruhen scheint, zurückweisen 
und die Beibri]i<;ung der staatlichen Genehmigung fordern 
müssen. 

i) Vgl. KG vom 7. Juli 1902, Respr. d. OLG V 252: 
Wenn nach P. AG Art. 7 bei Erwerb mehrerer Grund- 
stücke der Wert zusammenzurechnen ist, so gilt dies nicht 
für den Fall, dass die Grundstücke von verschiedenen 
Verkäufern an die juristische Person (hier katholische Kir- 
chengemeinde) verkauft werden, mögen diese Verkäufe auch 
in einer Urkunde beurkundet sein und in einem Termine 
aufgelassen werden. 
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g 5. Beschränkungen ites unentgeitKchen Erwerbes 
Jurietiecher Personen naeh Art und Wirkung. 

A. In der Art der Erwerbsbeschränkung«! 
juristischer Personen lässt der Art. 86 EG der 
Landeßgesetzgebung freie Hand (Yorschriften . . 
welche beschränken). 

Ausser den hauptsächlich üblichen Beschrän* 
kungen des Erwerbes juristischer Personen durch 
Abhängigmachung der rechtlichen Wirksamkeit 
desselben von staatlicher Gendimigung^) (im 
Art. 86 EG hervorgehoben: oder . . . von 
staatlicher Genehmigung abhängig machen) er^ 
scheint also im Rahmen des Artikels ein Verbot 
solchen Erwerbes oder seine Abhängigmachung 
von Beschränkungen irgend welcher anderen Art 
möglich^). 

B. Da die AG hier den Erwerb juristischer 
Personen lediglich dem staatlichen Genehmigungs- 
zwange unterstellt haben, so ist des näheren 
auf das Wesen der im Art. 86 EG erforderten 



^) Wo die Erwerbsgeschäfte juristiBcher Personen an« 
die Genehmigung anderer als BtaaÜicher Organe gdmüpft 
sind, faUen solche VorBchriften als nur dem öffentlichen 
Rechte angehörend nicht nnter Art. 86 EG, vgl. z. B. 
Kisch 173, vgl. femer KG vom 8. Okt. 1901 Entsch. d. 
KG N. F. IV (23) S. 139 A, wonach die Schulgemeinden- 
In Holstein nur der Genehmigung der Königl. Schulvisi- 
tatorien, nicht der Regierung bedürfen. 

8) Vgl. Mot EG 172. Danach bleiben unberührt die^ 
landesgesetzlichen Vorschriften, welche in Ansehung der 
juristischen Person (und der Wertgrenze des Art. 86 EG), 
deren Erwerb „im öffentlichen Intereeee untersagen, er- 
schweren, insbesondere von staatlicher Genehmigung abh&nr 
gig machen oder an die Voraussetzung knüpfen, dass ein* 
Gesetz im Einzelfalle die Vornahme des Aktes für statt- 
taft erklärt". 
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staatlichen Genehmigung und auf die Bedeutung 
dieser Genehmigungsbedürftigkeit einzugehen. 

I. Die staatliche Genehmigung im Sinne 
des Art. 86 EG ist kein bürgerliches Rechtsge- 
schäft, sondern ein Verwaltungsakt der öffent- 
lichrechtlichen Staatsgewalt^), der für jeden 
konkreten Fall des Art. 86 EG im Ausflusse 
«ines staatlichen Hoheitsrechtes, aus Gründen 
und mit Mitteln des öffentlichen Rechtes durch 
eine deklarative amtliche Verfügung festgestellt, 
ob ein in der Sphäre des bürgerlichen Rechtes 
mit dessen Mitteln eingeleitetes Rechtsgeschäft 
hinsichtlich der hiermit erstrebten Rechtsfolgen 
auch nach öffentlichem Rechte wirksam sein 
kann oder nicht. Die öffentlichrechtliche Fest- 
stellung, die dies verneint, verneint es gleich-^ 
zeitig für die Sphäre des bürgerlichen Rechtes, 
das dem öffentlichen Rechte widerstrebende 
Rechtswirkungen nicht herbeiführen kann. 

Auch der Vergleich mit einem bürger- 
lichrechtlichen Geschäfte scheint hier nicht zu- 
lässig, und eine Analogie mit dem §§ 182—185 
BGB ist hier ausgeschlossen^). Die staatliche 
Genehmigung ist weder eine Einwilligung (BGB 
§ 183) zur Vornahme eines Rechtsgeschäftes, 
denn für die öffentlichrechtliche Deklaration über 
staatliche Genehmigung ist die Vornahme der 
im Rahmen des Art. 86 EG erforderlichen bür- 
gerlichrechtlichen Willensakte Voraussetzung, 
noch enthält sie eine nachträgliche Zustimmung 
(BGB § 184), die latent vorhandene Folgen des 
bürgerlich» Rechtsgeschäftes auslöst. Die 

^) Endemann, I Amn. 10 zu § 39, Anm. 14 zu § 25. 
') So tt. a. Oertmann 83, Meurer 39. 
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staatliche Gendunigimg im Sinne des Art. 86 
EG ist (im G^eosatz zor reditsgeschäftlidien) 
regdmassig mne Torgangige: Der Erwerb der 
juiistischea Person mnss aber durch Angd>ot 
und BereitwiUi^eitfierklämng zur Annahme 
derart angeleitet sdn, dass & ohne die hem- 
moide Bestimmimg des Erf ordemisseB staatlicher 
Gaiehmignng ans bnrgerlidiem Rechtsgmnde 
wirksam wäre. Denn orst so ist das Ob j^t be- 
stimmt, das der staatliche Gmdmiigung nnter- 
worfoi wird, nnd froher kann es von d^staat- 
lichoi Goidimigung nicht ergriffen werden. Die 
nach Art. 86 EG erforderliche öffentlichrecht- 
liche Feststellung der Rechtswirksamkeit bürger- 
lichrechtlicher Willensakte kann Jedoch nicht 
später in d^ Sphäre des öffoitlich^i Rechtes 
erfolgoi, als sie in der bürgerlichreditlicheii 
bürg^lichrechtliche Folgm (Wirksamkeit) aus- 
löst, dam sie ist Voraussetzung der bürgerlich- 
rechtlichoi Willensakte selbst. Im übrig«) 
braucht die staatliche (renehmigung nicht etwa 
den bürgerlichrechtlichen Erwerbsgrund zu prü- 
fen, sie stellt nur fest, dass, wenn gewisse bür- 
gerlichrechtliche Willensakte Rechtsfolgen er- 
zeugen sollen, dies auch in der Sphäre des öf- 
fentlichen Rechtes möglich ist. Und dadurch, 
dass die staatliche Genehmigung die Wirksam- 
keit der bürgerlichrechtlichen Erwerbsakte er- 
klärt, schafft sie aus dem Art. 86 EG b^renz- 
ten objektiven Rechte in jedem besonderen Fall 
des Art. subjektives Recht. Hierin zeigt sie 
hier die Abshängigkeit des bürgerlichen Rechts 
vom öffentlichen, die w^en der Besonderheit 
der öffentlichen Rechtssätze in einer generellen 
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Vorschrift des Art. 86 EG nicht zum klaren 
Ausdruck gebracht werden konnte, ohne viel- 
leicht den Rechtskreis des öffentlichen Rechtes 
zu verletzen. Im Art. 86 EG ist eine Grenz- 
linie gezogen worden, die andeuten soll, dass 
sedes materie bürgerliche und öffentlichrecht- 
liche Normen sind und dass, soweit öffentlich- 
rechtliche Grundsätze hier mit bürgerlichrecht- 
lichen in Beziehung gebracht werden, der ma- 
terielle Inhalt solcher öffentlichen Rechtssätze 
in der Sphäre des bürgerlichen Rechtes für jeden 
konkreten Fall in der öffentlichrechtlichen De- 
klaration über die staatliche Genehmigung for- 
muliert wird. Vom Standpunkte des öffentlichen 
Rechtes charakterisiert sich die staatliche Ge- 
nehmigung als ein integrierender Bestandteil 
derjenigen Bestimmungen, die das staatliche 
Aufsichtsrecht über j. P. sichern. Mit diesen 
hinsichtlich der Erwerbsbeschränkungen ]. P. 
bürgerlichrechtliche Wirkungen zu erzielen, ver- 
zichtet das öffentliche Recht soweit ein Erwerb 
unterhalb der im Art. 86 EG gezogenen Wert- 
grenze (Ausnahme Art. 88 EG) in Frage steht, 
für einen die Wertgrenze übersteigenden Betrag 
aber wird dieser Einfluss des öffentlichen Rech- 
tes auf das bürgerliche ausdrücklich aufrecht 
erhalten. 

Damit charakterisiert sich die staatliche 
Genehmigung vom Standpunkte des bürgerlichen 
Rechtes als eine wesentliche Tatbe- 
standserfordernis für jeden konkreten^ 
Fall des Art. 86 EG, als ein wesentliches Tat- 
bestandserfordernis, das im übrigen jedem Ein- 
flüsse des bürgerlichen Rechtes entrückt bleibt.. 
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Im Falle des Art. 86 EG ist von der staat- 
lichen Genehmigung das kausale Rechtsgeschäft 
(im Falle des Art. 88 EG der dingliche Erwerb) 
derart abhängig, dass die Wirksamkeit des bür- 
gerliche Rechtsaktes aus ihrer Erteilung abzu- 
leiten ist. Im FaUe des Art. 86 EG schliesst 
•die Erteilimg der staatlichen Genehmigung den 
Kreis der auf den dinglichen Erwerb gerichteten 
bürgerlichrechtlichen Willensakte, im Falle des 
Art. 88 EG befreit sie die aus einem kausalen 
Rechtsgeschäfte verpflichteten von der zeitwei- 
ligen^) objektiven Unmöglichkeit zu leisten^) 
(oder schafft, wenn sie versagend ist, für die 
Parteien die subjektive Unmöglichkeit, dies zu 
tun).^). Erst mit der Erteilung dar staatlichen 
Genehmigung sind alle Vorschriften des bürger- 
denlichen und öffentlichen Rechtes für die 
Wirksamkeit eines im Rahmen des Art. 86 EG 
(bezweifelnd 88 EG) vorgenommenen Erwerbs- 
aktes erüllt, erst mit ihr tritt der Anfall des 



^) Denn die staatliche Deklaration m u s s nach 
öffentlichem Rechte erfolgen, wenn auch das bürgerliche 
Recht keinen Einfluss mit seinen Mitteln (Stellen von 
Fristen) auf den Zeitpunkt dieser Deklaration hat. 

') Denn der Grundbuchrichter muss die Eintragung 
vor erteilter Genehmigung ablehnen. Wenn er eingetragen 
hat, 80 ist der Erwerb ohne Genehmigung trotzdem kein 
giltiger, es treten hier vielmehr die gleichen Rechtsfolgen 
wie sonst bei einem unwirksamen Geschälte ein: das bereits 
übergebene Grundstück muss von der j. P. herausgegeben 
werden, die Rechtsfolgen im Eindne bestimmen sich nach 
dem zugrunde liegenden Erwerbsgeschäft (Stranz-Gerhard 81). 
Und zwar muss die Genehmigung, wenn sie nicht dem 
<}ericht offenkundig ist, durch eine öffentlich beglaubigte 
Urkunde nachgewiesen werden (Vgl. Zw. VG § 71). 

«) Vgl. w. u. S. 155. 
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Erwerbes (der natürlich bereite im Besitz der 
Bedachten sein kann) ein. 

Einen Dispens von einem gesetzlidien Ver- 
bote bestimmter Erwerbsgeschäfte wird man in 
der staatlichen Genehmigung nicht finden kön- 
nen, da ein solches Verbot im Rahmen des Art. 
86 EG nicht erlassen ist. Man wird aber auch 
in der öffentlich rechtlichen Feststellung, ob 
gewisse bürgerlichrechtliche Willensakte in ihren 
Folgen dem Staatsorganismus unschädliche und 
daher nach öffentlichem Rechte mögliche sind, 
einem öffentlichrechtlichen Konsens zur Entste- 
hung der fraglichen bürgerlichreohtlichen Ver- 
hältnisse nicht finden dürfen, schon deshalb nicht, 
weil die öffentlichrechtliche Feststellung ganz un- 
abhängig davon ist, ob die bürgerliche Rechts- 
ordnimg nun diese Polgen eintreten lässt. 

Die staatliche Genehmigung im Rahmen des 
Art. 86 EG ist keine rechtsgeschäftliche Bedin- 
gung (BGB §§ 158 ff.), sie erscheint aber auch 
nicht als eine gesetzliche Bedingung, die die 
Regelung der durch Art. 86 EG umgrenz- 
ten Materie als Ausnahmegesetz für die 
]. P. erscheinen liesse, das zum mindesten eine 
Beschränkung ihrer Geschäftsfähigkeit anordnet 
(vgl. w. 0. S. 65 f.), sie ist vielmehr (was sich 
im EG häufiger findet) sozusagen ein Verweis 
auf das öffentliche Recht, dessen Normen im 
Art. 86 EG insoweit reproduziert werden, als 
hier die Peststellung erfolgt, dass unter be- 
stimmten Umständen gewisse bürgerliche Rechts* 
geschäfte zunächst den Vorschriften des öffent- 
lichen und nicht denen des bürgerlichen Rechtes 
genügen müssen. Sind aber diese Vorschriften 

Bechtseinheit, Heft 8. 10 



Digitized by 



Google 



Uß 



des ö&entlichea Rechtes erfüllt, dann begrimdet 
das bürgerliche Recht für die hier betroffenen 
Rechts-Subjdcte und -Objekte keine Ansnahme- 
stellimg, es b^andelt sie nach seinen allgemeinen 
Grundsätzen. Nicht gesetzliche Bedingung ist 
die staatliche Genehmigung für die Wirksamkeit 
der im Rahmen des Art. 86 EG vorgenommenen 
Rechtsgeschäfte, sondern sie ist die gesetzliche 
Voraussetzung dieses Artikels^). 

11. Wer den der staatlichen Genehmigung 
zugrunde liegenden Staatswillen zu erklären hat, 
d. h. welches staatliche Organ zuständig ist zur 
Erteilung oder Versagung dieser Genehmigung, 
bestimmt sich nach den Grundsätzen des öffent- 
lichen Rechtes^). 

Wenn hier das zur endgültigen Entscheidung 
berufene staatliche Organ ein anderes delegiert 



^) Die staatliche Genehmigung als gesetzliche Bedin- 
gung würde, wenn die Bedingung unerfüllt bliebe, die Unwirk- 
samkeit der bürgerlichrechtlichen Willensakte herbeiführen, 
die staatliche Genehmigung als öffentlichrechtliche Voraus- 
setzung des Art. 86 EG begründet die Möglichkeit, diese 
bürgerlichrechtliche Willensakte vorzunehmen oder nicht. 
Ebenso liegt in dem Erfordernisse der staatlichen Geneh- 
migung keine ungewisse Zeitbestimmung für die Wirksam- 
keit bürgerlichrechtlicher Willensakte (BGB § 163; dies in- 
certns an, incertus quando 1. 21 pr., 122 pr. Dig. 36,2), denn 
bürgerlich rechtliche Willensakte im Rahmen des Art. 86 
EG werden erst möglich, nachdem die öffentlichrechtliche 
Deklaration ihre Vornahme gestattet hat. 

2) Vgl. Endemann, Anm. 10 zu § 39; soweit sich 
die staatliche Genehmigung als ein sog. Kronrecht darstellt 
und eine landesherrliche ist, wird der besonderen staats- 
rechtlichen Stellung des Landesfürsten wegen eine von 
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oder ein für alle mal für diesen Akt exekutiver 
Staatsgewalt befähigt^), so ist nach allgemeinen 
Grundsätzen gegen die Entscheidung des Dele- 
gierten Berufung an den Deleganten mögUch^). 
Demnach ist hier die Entscheidung des Landes- 
herm^) endgültig und unwiderruflich. Es könnte 
jedoch hier eine j. P. aber nur in Uebereinstim- 
mung mit denjenigen, denen aus der Versagung 
der Genehmigung Rechte angewachsen sind, 
durch ein Bittgesuch*) die Verwandlung einer 
versagenden Deklaration in eine zustimmende 
erstreben, insbesondere wenn der Entscheid über 
die Genehmigung durch Irrtum beeinflusst war. 
Die juristische Person könnte in diesem Falle 
auch im Wege des Zivilprozesses gegen denjeni- 
gen, der diesen Irrtum usw. veranlasst hat^ 
Schadenersatzansprüche usw, geltend machen, 
jedoch nicht gegen das staatliche Organ, da 
dessen Entscheidung wegen Irrtums nicht ange- 
fochten werden kann und irrige Motive seine 
Wirkung nicht entkräften. Hier ist jeder Pro- 
zess schlechterdings ausgeschlossen, die Ent- 



diesem einer j. P. zugewendete Freigebigkeit, soweit das 
Staatsgebiet des Landesfürsten in Frage kommt, selbstver- 
ständlich als bereits genehmigt gelten. 

*) Vgl. dazu P. Begründung, wonach aus Zweck- 
mässigkeitsgründen sich die Delegation verschiedener Be- 
hörden empfiehlt. 

2) Kahl § 4, S. 168; Stranz-Gerhard 74. 

3) Bezweifelnd in E. des Statthalters, in Lb. des 
Senates. 

'*) Eine sog. appellatio a rege male informato ad 
regem melius informandumi 

10* 
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Scheidung steht vollständig im freien Ermessen^) 
des zuständigen staatlichen Organes und braucht 
von ihm auch nicht begründet zu werden^). 

III. Die Genehmigung kann auch eine ein- 
schränkende sein. Durch ausdrückliche Rechts- 
norm ihrer AG^) behalten eine Reihe von Bun- 
desstaaten ihrem öffentlichen Rechte vor, die 
staatliche Genehmigung auf einen Teil der Zu- 
wendimg zu beschränken (wie schon bisher im 
P. Gesetze vom 23. 2. 1870, § 3, Abs. 3). 

Man hat hier eingewandt, dass einerseits 
lein Akt der eixekutiven Staatsgewalt seiner 
rechtlichen Natur nach unteilbar sei und dass 
andererseits in der Sphäre des bürgerlichen 
Rechtes die Staatsgewalt ihren Willen dem des 

^) Nach der P. Kabinetteorder vom 1. 2. 1834 ist bei 
der Prüfung des Gesuches namentlich folgendes zu beach- 
ten: der Wille des Zuwendenden durfte nicht in ungehöri- 
ger Weise beeinflusst sein. Der Zuwendende musste durch 
seine Zuwendung nicht moralische Verpflichtungen gegen 
hilfsbedürftige Verwandte verletzt haben. Der Zweck der 
Zuwendung soll kein gemeinschädlicher sein, insbesondere 
soll diese nicht eine übermässige Bereicherung der juristi- 
schen Person zum Nachteile der öffentlichen Interessen 
herbeiführen. Vgl. EStG Begründung 23. Vgl. auch Bekker 
I 224, die Notwendigkeit des staatlichen Aufsichtsrechtes 
über die Vermögenslage j. P. ex causa lucrativa betonend: 
„Die Staatsgenehmigung hat nicht bloss darauf zu sehen, dass 
der Zweck, an den ein Vermögen gebunden werden soll, 
mit den allgemeinen Interessen der Zeit sich vertrage, 
sondern auch (insbesondere bei der späteren Mehrung der 
Zweckvermögen) darauf, dass die Mittel, die Kapitalmassen, 
die festgelegt werden, nicht im groben Missverhältnisse zu 
dem Zweck stehen. 

2) Kisch 174, Oertmann 83, Stranz-Gerhard. 

3) Vgl. die AG: H. Art. 13, Lb. §13; P.Art. 6, §2; 
RjL. § 12; SA. § 9; SWE. § 18; SchR. Art. 30; SchS. Art. 15, 
§2; WP.Art.5, j§2. 
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Zuwendenden substituiere. Mit Recht hebt aber 
Stranz-Gerhard^) hervor, dass die teilweise Ge- 
nehmigung dem Willen des Zuwendenden zumeist 
mehr entsprechen wird wie die sonst gebotene 
Ablehnung der ganzen Zuwendung. Man könnte 
auch in der teilweisen Genehmigung eine Fest- 
stellung des öffentlichen Rechtes finden, wieweit 
das bürgerlichreditliche Geschäft in seiner 
Sphäre möglich ist, wie weit also öffentlich- 
rechtliche Gründe die Wirksamkeit der btir- 
gerlichrechtlichen Willensakte nicht hindern. 
Eine teilweise Genehmigung ist natürlich nur 
möglich, wenn die Zuwendung ihrem Zwecke 
nach nicht als unteilbar erscheint. Auch 
kann die Erteilung der staatlichen Genehmigung 
an gewisse Bedingfimgen und Lasten gdcnüpft 
werden. Dies ergibt sich zwar nicht ohne wei- 
teres aus den diesbezüglichen eben zitierten 
partikulären Normen, wohl aber aus den öffent- 
lichrechtlichen Gründen, die die Deklaration der 
staatlichen Genehmigung beeinflussen. Der 
Hauptfall ißt hier, dass die staatliche Geneh- 
migung abhängig gemacht wird von bestimmten 
Zuwendungen an die gesetzlichen Erben des Zu- 
wendenden, insbesondere wo die Verletzung eines 
Pflichtteilsrechtes in Frage kommen könnte^). 
Darin liegt dann eine öffentlichrechtliche Auf- 
lage, deren Annahme durch die bedachte j. P. 
nicht einen privatrechtlichen Vertrag bildet^). 

^) A.a.O. 78«. Kahl 170 f. 

*) Vgl. H. Begründung 16, EStG Begründung 23. 

^ So das RG in den Entscheidungsgründen vom 
3. 1. 1898 (vgl. Juristische Zeitschrift XXVII 225). Der 
Dritte, zu dessen Gunsten der j. P. Leistungen auferlegt 
werden, erwirbt hierdurch einen selbständigen Anspruch 
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IV. Die Anmeldimg eines genehmigungs* 
bedürftigen unentgeltlichen Erwerbes j. P. und 
die Erklärung über dessen Wert bei den zur 
Empfangnahme autorisierten staatlichen Organs 
kann zur Nacfasuchung dieser Genehmigung so- 
wohl von dem berufenen Vertreter der bedachten 
j. P. wie von dem Zuwendenden selbst bezwei- 
felnd dessen Rechtsnachfolger oder sonstigen Be- 
teiligten (z. B. Miterben, Nacherben, Vermädit- 
nisnehmer usw.) geschehen. 

Und zwar muss die Anmeldung erfolgen 
binnen einer Frist von 4 Wochen seit dem Tag 
des Anfalles in denienigen Bundesstaaten, die 
eine hierherzielende ausdrückliche Norm in ihren 
AG haben^). Mangels einer solchm ausdrückli- 
chen Bestimmung wird anzunehmen sein^), dass 

fijd Erfordening, welcher sich auf die öffentlichrechtliche 
Natur der Genehmigung gründet (RG XL 304). Es er- 
halten in einem solchen Falle die gesetzlichen Erben des 
Zuwendenden die für sie bestimmten Beträge nicht als 
Erben oder Vermächtnisnehmer. Vgl. auch EStGfl, Abs. 
2, No. 1 (EStA§5) EStG Begründung 22. Wenn ein 
unentgeltlicher Erwerb j. P. Rechte Dritter berührt und 
die j. P. vor Einholung der staatlichen Genehmigung 
zwecks Auseinandersetzung mit den Berechtigten mit sol- 
chem Erfolge verhandelt hat, dass die ihr zugedachte 
Freigebigkeit nunmehr unterhalb der Wertgrenze bleibt, so 
erscheint trotzdem die Einholung der staatlichen Genehmi- 
gung erforderlich, weil die j. P. hinsichtlich der ihr ur- 
sprünglich zugedachten Freigebigkeit im Werte von mehr 
1^8 5000 Mark irgendweiche bürgerlichrechtliche Willensakte 
mit wirkender Kraft vor d^ Erteilung der staatlichen Ge- 
nehmigung nicht vornehmen kann. 

i) Vgl. w.u. S.200f. 

2) Vgl. EStG § 36, das hier aus einem anderen 
Grunde eine Anzeigepflicht für unentgeltlichen Erwerb be- 
gründet. 
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diee binnaQ einer Frist von 3 Monaten zu ge- 
schehen hat. (Vgl. dazu hinsichtlich dnes un- 
entgeltlichen Erwerbes von Todeswegen BGB 
§ 1944, Abs. 1.) 

Ob das zum Entscheide für die Genehmi- 
gung zuständige staatliche Organ bereits auf 
anderem Wege^) Kenntnis von dem unentgeltli- 
chen Erwerbe der juristischen Person erlangt 
hat, bleibt hierbei gleich, da die ]. P. ihm ge- 
gmüber durch Nachsuchen der Genehmigung er- 
klären muss, dass sie den unentgeltlichen Erwerb 
machen will. Ebenso ist die j. P. bezweifelnd 
der Zuwendende verpflichtet, alle zur Prüfung 
des Wertes der Zuwendung erforderlichen Unter- 
lagen dem zuständigen staatlichen Organe zu 
erteilen*). 

Das Gesuch könnte auch zurückgoiommen 
werden; ist dies seitens der j. P. geschehen, so 
wird im jeweiligen Falle zu prüfen sein, ob 
hierin eine endgültige Verzichterklärung auf die 
Zuwendung derselben zu finden ist. In diesem 
Falle ist eine nachfolgende staatlidie Genehmi- 
gmig g^enstandslos. 

^) Durch eine hi besonderen Verordnongen begründete 
Anzeigepflicht, z. B. bei einem beurkundeten Schenkunga- 
versprechen, bei einer von einem deutschen Grerichte oder 
Notare eröffneten Verfügung von Todeewegen usw. 

*) Dies wird auch für Testamentsvollstrecker, gesetz- 
liche Nachlasspfleger usw. insoweit zu gelten haben, als 
die Erteilung der Auskunft für die Wertermittelung not- 
wendig ist. Die zur Erteilung der staatlichen (Genehmi- 
gung berufene Behörde kann hier die Vorlage der sich auf 
den Erwerb beziehenden Urkunden (Verfügungen von To- 
deswegen, Erwerbsurkunden, Beweismittel über Masseschulden 
und andere Ansprüche usw.) fordern, da sie zur selbstän- 
digen Prüfung des Wertes berufen erscheint. 
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Der Bescheid über die Versagung oder die 
Erteilung der Genehmigung kann sowohl dem 
Zuwendenden wie der Bedachten ohne Belang 
für die Wirksamkeit der Zuwendung mit- 
geteilt werden, da die öffentlichrechtliche De- 
klaration nicht den Charakter einer empfangs- 
bedürftigen einseitigen Willenserklärung (BGB 
§ 182 ff.) hat. 

Zwar kann sich, wie schon oben hervorge- 
hoben, das zuständige staatliche Organ der 
Ausübimg des ihm durch Gesetz auferlegten 
Aktes exekutiver Staatsgewalt der Deklaration 
über Versagung oder Erteilung der staatlichen 
Genehmigung nicht entziehen, aber es ist auch 
jeder aus der Sphäre des bürgerlichen Rechtes 
mit dessen Mitteln unternommene Versuch^ 
dieses staatliche Hoheitsrecht zu beeinflussen 
und die Deklaration durch Stellen von Fristen 
zu erzwingen, ganz unmöglich^). Eine zulange 
seitens des staatlichen Organes verzögerte Ent- 
scheidung wird daher (wofern nicht eine dele- 
gierte Behörde zuständig war) als stillschwei- 
gende Versagung der Genehmigung zu betrach- 
ten sein^). Im Regelfalle wird die staatliche 
Genehmigung zu einer bereits erklärten oder 
angefallenen Freigebigkeit gegeben werden, da 
die gesetzliche 'Verpflichtung zur sachlichen 
Entscheidimg über die bürgerlichrechtliche Wirk- 
samkeit eines im Rahmen des Art. 86 EG ge- 
machten unentgeltlichen Erwerbes erst dann 
eintritt, wenn nach den allgemeinen bürgerlich- 
rechtlichen Normen dieser Erwerb bereits mit 



^) Vgl. Endemann I Anm. 10 zu § 39. 
2) Vgl. auch Kahl 160. 
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allen bürgerlichrechtBgeßchäftlichen Handliuigeii^ 
begründet ist und so lange der Erwerb angebo-^ 
ten und zulässig ist, denn auch die auf den Er- 
werb gerichteten bürgerlichrechtlichen Willens- 
akte, nicht nur der Erwerb selbst, unterliegen 
der staatlichen Genehmigung. Dies schliesst 
natürlich nicht aus, dass der Zuwendende oder 
die Bedachte sich bereits vorher um die Ertei- 
lung der staatlichen Genehmigung bemüht haben^)» 
Insbesondere wird die Verleihung des Enteig- 
nungsrechtes zugleich eine stillschweigende Ge- 
nehmigung zum freihändigen (auch unentgeltli- 
chen) Erwerbe der für die bestimmten Zwecke- 
der j. P. erforderlichen Grundstücke bedeuten^). 
V. Dass die staatliche Genehmigung stetfr 
unbeschadet der Rechte Dritter, sowohl der 
dinglichen, an den zugewandten Objekten haf- 
tenden, wie der persönlichen, erfolgt, erscheint 
selbstverständlich^). Es sind daher dingliche 
Verfügungen, die vom Berechtigten in der Zeit 



^) Da erfahrungsgemäss die Deklaration über die Ertei- 
lung oder Versagung der staatlichen Genehmigung sich oft 
verzögert, empfiehlt Endemann 1 173 dem Zuwendenden, in< 
seinem Zuwendungsakte der bedachten j. P. die Zuwendung 
derart anzubieten, dass, falls die Genehmigung nicht inner- 
halb einer bestimmten Zeit erteilt worden ist, die ganze 
Zuwendung nunmehr an einen anderen, etwa an eine aus- 
ländische joristische Person, die wohltätige Zwecke ver- 
folgt, fallen soll. 

2) Vgl. P. Begründung 10. 

^) Es war ausdrücklich hervorgehoben im P. Gesetze 
vom 23. 3. 1870 und wird dies noch in ausdrücklicher 
Norm der AG: H. Art. 13 (184 BGB), Art. 15, Lb. § 13, 
SchS. Art. 15, § 2 und in den Begründungen ihrer AG voik 
den meisten Bundesstaaten. 
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bifi zur EntBcheidtuig über die staatliche Gre- 
nehmigung über das Objekt des im^tgeltlichea 
Erwerbes einer j. P. getroffen werden oder die 
im Wege der Zwangsvollstreckung oder der 
ArrestvoUziehung oder durch den Eonkursver- 
iralter erfolgen, wirksam. Denn die staatliche 
Genehmigung stellt nur fest, ob öffentlichrechlr 
liehe Gründe einem bestimmten unentgeltlichen 
Erwerbe einer ]. P. entgegenstehen, prüft aber 
keineswegs, inwieweit sie diesen Erwerb aus 
bürgerlichem Rechtsgrunde machen kann. 

VI. Im Anschluss an den Sprachgebrauch 
des BGB*) wird die rechtliche Wirksamkeit^) 
•eines unentgeltlichen Erwerbes im Rahmen des 
Art. 86 EG von der Erteilung der staatlichen 
Genehmigung abhängig gemacht in den diesbe- 
züglichen Normen der einzelstaatlichen AG^). 

*) Im BGB wird die Tatsache, dass ein Rechts- 
geschäft den nach den allgemeinen Grundsätzen zu erwar- 
tenden rechtlichen Erfolg wegen eines gesetzlichen Verbots, 
Mangels, nicht hatte dadurch zum Ausdruck gebracht, dass 
das betreffende Geschäft für nichtig oder für unwirksam oder 
für unzulässig, oder als ein solches bezeichnet wird, das 
nicht vorgenommen werden kann. (BGB §§ 134 ff.) 

2) Und zwar wird die Giltigkeit der Zuwendung von 
•der Genehmigung abhängig gemacht, nicht lediglich eine 
Zustimmung zur Annahme gegeben. Im letzteren Falle 
wäre eine Beschränkung der bundesstaatsfremden j. P. in 
ihrem Erwerbe aus dem Bundesstaate nicht möglich (vgl. 
H. Begründung 9); nach den Mot. EG kann kein Zweifel 
an der Zulässigkeit derartiger Bestinmiungen bestehen. 

^) „Wirksamkeit ihrem vollen Betrage nach", B. 
Art. 7, Lb. § 13, P. Art. 6, § 1, SA. § 9, SW. § 18, SchR. 
Art. 30, SchS. Art. 15, § 1, WP. Art. 6, §1. In rechtlicher 
Wirksamkeit durch (staatliche Genehmigung) bedingt*" Bd. 
>rt. 8. „Wirksamkeit* E. § 6. „Giltigkeit in ihrem vollen 
-Umfange- H. Art. 12. 
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Wird die nachgesuchte Genehmigung, die 
zu ainem umentgeltlichen Erwerbe einer j. F. 
nach Massgabe des Art. 86 EG in einzelstaat- 
lichen AG erfordert wird, nicht erteilt, so ist 
•das innwhalb des Rahmens dieses Artikels vor- 
.^^lommene Hechtsgeechäft unwirksam. Und 
xwar ist hier (anders im Falle des Art. 88 EG) 
die Unwirksamkeit eine absolute, nicht bloss eine 
relative, gegenüber der betreffenden j. F. Die 
materielle Bedeutung der Genehmigung ist, dass 
sie hier die Wirksamkeit des Rechtsaktes selbst 
«ergreift. Die Gültigkeit od^ Wirksamkeit der 
obligatorischen Verpflichtung, also des Eausal- 
geschäftes, das den Erwerb herbeiführen soll, 
ist von der staatlichen Genehmigung abhängig, 
nicht nur wie im Falle des Art. 88 EG der 
•dingliche Erwerb. In diesem Falle könnte nur 
wegen Unmöglichkeit der Leistung^) dieser ding- 



^) Z. B. könnte der Grundbuchrichter in die Lage 
konmiai, wegen der Unwiriosamkeit des GeechäfteB seine 
Mitwiricung zu versagen (wenn aus der Zessionserklärung 
-^ner Hypothekenforderung herrorgeht, daes eine genehmi- 
gungsbedürftige Schenkung vorliegt, wenn auf Grund einer 
Verfügung von Todeswegen eine Umschreibung erfolgen soll 
-usw.). Hier muss dem Grundbuchrichter die erteilte Ge- 
mehmigimg nachgewiesen werden, da er die Giltigkeit des 
Uebertragungsaktes zu prüfen hat. Vgl. w. o. S. 47 Anm. 2. 
Nach P. verwaltungsrechtlichen Grundsätzen (PJMB 
86, d6) muas ihm die G«Dehmigung te Mimsters zum 
Erwerbe von Grundstudien für den Fiskus nachgewiesen 
werden. (Rspr. d. OLG. III 6, 1). — Oertmann 88, Anm. 
13 betont, dass hier kein blosses Unvermögen, sondern, 
• soweit die Genehmigung ausbleibt, objektive, wenn schon 
relative Unmöglichkeit vorliegt, denn auch kein anderer 
Schuldner könnte die Leistung dieser Art diesem Gläubiger 
wollziehen. 
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liehe unentgeltliche Erwerb 3. P. nichtig sein, 
diese Unmöglichkeit steht aber dann hier nicht 
fest, sondern ist nur eine zeitweilige im Sinne 
des BGB § 308, Abs. 1. 

VII. Ob durch Versagung der Genehmigung 
der ganze unentgeltliche Erwerb der 3. P. oder 
nur derjenige Teil desselben, der oberhalb der 
Wertgrenze liegt, unwirksam geworden ist, bleibt 
mangels einer besonderen reichsrechtlichen Inter- 
pretation des Art. 86 EG in dieser Hinsicht 
zweifelhaft^). 

Die Entscheidung darüber hat nach Planck^) 
das Landesrecht, wobei der herrschenden Ansicht 
nach im Zweifel die Annahme gerechtfertigt er- 
scheint, dass die Bestimmung den ganzen Er- 
werb treffen soll und also die Versagung der 
Genehmigung die ganze Zuwendung imwirksam 
macht, die staatliche Genehmigung bei einem 
Erwerbe von Vermögensrechten im Werte von 



^) Ueber die Entscheidang dieser Frage nach dem 
P. Gesetze vom 23. 2. 1870, Demburg Preussisches Privat- 
recht I § 55, No. 211 §2 (dazu Kahl 97-99). Auch 
bei der Beratung des PAG war behauptet worden, das» 
die Genehmigung nach Art. 86 EG nur für den Mehr- 
betrag über 5000 Mark zulässig sei. Die Mehrheit der 
Kommission billigte jedoch die Ansicht, dass Zuwendungen,, 
die die Wertgrenzen überschreiten, in Ermangelung der 
Königlichen Genehmigung auch nicht zum Betrage der 
sonst freien Summe gültig seien, dass aber in solchen 
Fällen die Genehmigung auch eines Teiles der Zuwendung: 
ohne Verstoss gegen Reichsrecht selbst dann erfolgen 
könne, wenn sie dem Betrage der genehmigten Summe nach 
an sich nicht erforderlich sei. (P. H. d. A. Drucksachen 
1899, 227 S.6.) 

^) A. a. 0. 201. Auch so in den dnzelstaaüicheifc 
AG in Anlehnung an den bisherigen Rechtszustand. 
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mehr als 5000 Mark durch j. P. für den ganzen 
Erwerb nicht niurfür den überschiessenden Be- 
trag erforderlich ist*). Auch aus der Entste- 
hungsgeschichte des Art. 86 EG geht hervor, 
dass der Willen des Reichsgesetzgebers war, 
einen unterhalb der Wertgrenze liegenden Er- 
werb ]. P. dem Landesrechte zu entziehen, es 
aber bei einem diese Wertgrenz übersteigenden 
Erwerb völlig unbeschränkt zu lassen. Abge- 
sehen hiervon spricht dafür, dass die staatliche 
Genehmigung den ganzen Erwerb trifft, dass 
die Zuwendung, deren Wirkungen vernichtet 
werden sollen, einem einheitlichen Willen ent- 
springt und auch in unteilbaren Gegenständen 
bestehen kann. 

Hierfür spricht ferner die Fassung des Art. 
86 EG, die für den besonderen Fall des Erwer- 
bes von Todeswegen der Versagung der Geneh- 
migung die Folge gibt, dass die j. P. in Anse- 
hung des Anfalles (nicht etwa nur in Ansehung 
des Anfalles des die Wertgrenze übersteigenden 
Teiles der Zuwendungen von Todeswegen) als 
nicht vorhanden gilt, sodass hier die j. P. 
(mangels einer besonderen Bestimmung in der 
letztwilligen Verfügung des Zuwendenden, die 
für den Fall der Versagung der Genehmigung 
die Erben mit einer Auflage zu Gunsten der 
bedachten j. P. im Werte von 5000 Mark be- 
schwert) nicht etwa erklären kann, sie nehmen 
nur den unterhalb der Wertgrenze liegenden Teil 
der ihr angefallenen Erbschaft, nach Auseinan- 
dersetzung mit den anderen, an der Erbschaft 

*) Kißch 175, Endemann I Anm. 11 zu § 39, 
Niedner 179. 
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Berechtigten, an, und suche darum die Genehmi- 
gung nicht nach, denn der staatliche Gendimi- 
gungszwang ergreift hier sowohl die rechtsge- 
schäftlichen Willensakte des Zuwendenden wie 
die der Bedachten. Endlich wird das zweifellos 
selbständige Prüfungsrecht des zur Erteilung der 
staatlichen Genehmigung zuständigen Organs 
hinsichtlich der Wertschätzung des Erwerbes 
j. P. nicht derart aufzufassen sein, dass diese 
Prüfung unabhängig von der Entscheidung über 
die Genehmigung vorgenommen wird, um diese 
dann nur für den die Wertgrenze übersteigenden 
Teil der Zuwendung zu erklären oder zu ver- 
sagen. 

VIII. Hinsichtlich der Wirkung der staatli- 
chen Genehmigung ist eine ausdrückliche Vorschrift 
im Art. 86 EG^) dahin getroffen worden, dass, 
wenn sie nach dem Landesgesetze zu einem Er- 
werbe von Todeswegen erteilt wird, sie als vor 
dem Erbfall erteilt gelten soll, wird sie verwei- 
gert, so gilt die j. P. in Ansehung des Anfalls 
als nicht vorhanden, die Vorschrift des § 2043 
des BGB findet entsprechende Anwendung. Da- 
mit ist eine einzelne materielle Frage, die rück- 
wirkende Kraft staatlicher Genehmigung in Hin- 
sicht des unentgeltlichen Erwerbes j. P. von 
Todeswegen durch ausdrückliche reichsrechtliche 
Norm geregelt; für Schenkungen schien eine be- 
sondere Vorschrift entbehrlich, da man annahm, 
dass die allgemeinen Grundsätze für die Ent- 



^) Art. 86 EG, Abs. 2, Satz 1, 2 (im Anschluss an 
§ 84 BGB), Staudinger 205 H, Planck 171, Niedner 179. 
Kisch 174. 
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scheidtmg genügen^). Mangels dieeer besonderea 
Vorschrift für den unentgeltlichen Erwerb unter 
Lebenden wird nun in d&t Literatur fast allge- 
mein^) angenommen, dass auch die Rückwirkung 
in Hinsicht solchen Erwerbes bestehe. Es kom- 
men hier aber nicht die allgemeinen Grundsätze^ 
über die Genehmigung des BGB in Betracht, 
sondern die über die staatliche Genehmigung, 
d. h. solche des öffentlichen Rechtes. Für einen 
unentgeltlichen Erwerb von Todeswegen forderte 
die besondere Gestaltung der erbrechtlichai Ver- 
hältnisse hier eine Ausnahmenorm hinsichtlich 
der allgemeinen bürgerlichrechtlichen Grundsätze 
(wie auch EG Art. 87, Abs. 2 beweist). Für 
den unentgeltlichen Erwerb unter Lebenden in 
extensiver Interpretation eine gleiche Rückwir- 
kung anzunehmen, liegt eine gesetzlich begrün- 
dete^) Veranlassung nicht vor*). 

*) Mot. EG 170, P. Begründung 9. 

^ Es wird hier von einem Zustande der Schwebe 
gesprochen, in dem sich der E. bis zur Entscheidung über 
die Genehmigung befinde, um eine Gebundenheit der Par- 
teien dieser Entscheidung abzuwarten, festzustellen. Planck 
Vorbem. VI 3, Staudinger Vorbem. V E 4, Oertmann § 22, 4. 

') Wie im P. Ges. vom 23. 2. 1870, § 3, Abs. 2, 
dazu Kahl 169 f. 

*) Niedner 179, Anm. 6 zu Art. 86 EG gelangt zu 
dem gleichen Ergebnisse, allerdings auf einem Wege, auf 
dem wir ihm nicht immer folgen können. Er glaubt, in 
Art. 86 EG eine Beschränkung der (zum mindesten) Ge- 
schäftsfähigkeit finden zu müssen, und bezeichnet die 
staatliche Genehmigung als gesetzliche Bedingung, die mit 
der vertragsmässigen des BGB nicht auf eine Stufe zu 
stellen sei in Ansehung der Gebundenheit der Partei, wes- 
halb sich eine Analogie mit den Vorschriften des BGB 
§§ 108 ff. (zu der sich Stranz-Gerhard trotz schwerer 
Bedenken aus praktischen Gründen entscheiden) über die- 
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C. Wie schon oben angeführt, überläset 
•die Fassung des Art. 86 EG (Erwerb von Rech- 
ten) landesprivatrechtlichen Vorschriften die Be- 
schränkung des kausalen Rechtsgeschäftes, das 
diesen Erwerb herbeiführen soll. (Anders im 
Art. 88 EG, wo nur der dingliche Erwerb ge- 
troffen wird und die hier erörterte Rückwirkung 
überhaupt nicht in Frage kommt, vgl. BGB 
i 308). 

Diese Beschränkung findet im konkreten 
Falle nicht statt, wenn die öffentlichrechtliche 

Verträge Minderjähriger nicht rechtfertige. Nach der 
Ilechtslogik sei aber die Vornahme einee Rechtsaktes seitens 
eines in Beziehung auf denselben Handlungsunfähigen un- 
gültig, sofern nicht im Gesetz eine das G^enteil fest- 
stellende positive Norm vorhanden sei (wie z. B. BGB 
§§ 108, 109), deren Analogie sich hier aber wegen des 
Charakters des Art. 86 EG als Ausnahmebestimmung ver- 
biete. Auch die (wegen der sehr grossen Aehnlichkeit der 
Materie besonders naheliegende) Analogie mit BGB § 81 ist 
versucht worden, um bei einem unentgeltlichen Erwerbe 
unter Lebenden im Rahmen des Art. 86 EG den Wider- 
ruf der Schenkung bis zur Erteilung der Genehmigung als 
möglich zu erweisen. Dagegen (insbesondere gegen Henle, 
Schneider) wendet sich Oertmann 83, indem er hervorhebt. 

Im § 81 BGB sei der Widerruf ausdrücklich als möglich 
bezeichnet worden, ein Fehlen solch ausdrücklichen Hin- 
weises in einer partikulären Norm wäre also eher Veran- 

-lassung, ein argumentum a contrario zu bilden. — Ein 
solches argumentum a contrario lässt sich aber gerade aus 
Art. 86 EG, Satz 2, Art. &?, Abs. 2, Satz 2 ableiten. 
Denn hier wird die Rückwirkung der staatlichen Genehmi- 
gung ausdrückhch für den Erwerb von Todeswegen fest- 
gestellt, sodass die Analogie mit § 81 BGB sich nicht als 

-nötig erweist, »la Art. 86 EG im allgemeinen keine Rück- 
wirkung der staatlichen Genehmigung annimmt und die 
Wirksamkeit der bürgerlichrechtiichen Willensakte erst von 

•der Erteiluui^ der Genehmigung abhängig macht. 
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Deklaration feststellt, dass die bürgerlichrechtr 
liehen Willensakte vorgenommen werden können, 
und mit dieser Feststellung wird zugleich die 
Wirksamkeit des durch das kausale Rechtsge- 
schäft erstrebten Erwerbes erzeugt, wofern in 
diesem Rechtsgeschäfte die bürgerlichrechtlichen 
Bedingungen dazu erfüllt sind, d. h. die Folgen 
der bürgerlichrechtliohen Willensakte können 
nach öffentlichem Rechte eintreten, sobald das 
bürgerliche Recht sie eintreten lässt. Dies ge- 
schieht im Rahmen des Art. 86 EG in dem 
Zeitpimkte, in dem die staatliche Genehmigung 
zur Kenntnis der sich bürgerlichrechtlich Ver- 
pflichtenden gebracht wird, da die staatliche 
Genehmigimg zu einem ganz bestimmten kau- 
salen Rechtsgeschäfte erfolgt^). Mit diesem 
Zeitpunkte ist (durch Hinzufügung eines wesent- 
lichen Tatbestandserfordernisses) das auf den 
Erwerb abzielende kausale Rechtsgeschäft voll- 
endet und die Wirksamkeit des Erwerbes nach 
öffentlichem und bürgerlichem Recht eingetreten. 
Bis dahin bleibt eine Aenderung ihrer Wil- 
lensakte durch die Vertragsgegner möglich, sie 
können in der Zwischenzeit den einen Vertrag 
durch einen anderen ersetzen oder ihn abändern. 
Ist dies geschehen, so ist eine nachfolgende 
staatliche Genehmigung gegenstandslos und falls 
der Wert des Erwerbes die Wertgrenze über- 



•^) Vgl. auch Stempelsteuergesetz § 16, Abs. 3, wo- 
nach bei Urkunden über Rechtsgeschälte, welche erst durch 
Genehmigung einer Behörde Rechtswirksamkeit erlangen, die 
Frist für die Verwendung des Stempels erst mit dem Ab- 
laufe des Tages der Kenntnis der Genehmigung beginnt. 
RG St. XVI 256. 

Bechtseinheit, Heft 8. 11 
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steigt, ist von neuem die Genehmigung nachzu- 
suchen^). Ebenso kann die juristische Person un- 
zweifelhaft eine ihr angebotene Schenkung ab- 
lehnen, eine ihr angefallene Erbschaft ausschla- 
gen (BGB §§ 1943), auch wenn dem Zuwenden- 
den bereits die staatliche Genehmigung zugesagt 
war. Es ist jedoch streitig, ob bei bereits ein- 
geleitetem und nach bürgerlichem Rechte be- 
gründetem Erwerbsgeschäfte unter Lebenden jede 
Partei einseitig zurücktreten kann, insbesondere 
ob ein Widerruf des Schenkers hier möglich ist, 
bis die öffentlichrechtliche Deklaration erfolgte. 
Dies ist (falls nicht partikuläre Normen im 
Rahmen des Art. 86 EG anderes bestimmen), 
grundsätzlich anzunehmen, da der staatliehen 
Genehmigung hier nicht rückwirkende Kraft bei- 
zulegen ist. (Inwieweit aber in jedem konkreten 
Falle andere nach der Rechtsordnung des BGB 
schutzwürdige Rechte verletzt worden sind, ist 
eine mit der grundsätzlichen Möglichkeit des 
Widerrufs nicht zu verwechselnde Frage, vgl. 
w. u.) Die Besonderheit der staatlichen Geneh- 
migung erfordert nun für Erwerbsgeschäfte von 
Todesw^en im Rahmen des Art. 86 EG die 
gesetzliche Begründung ihrer rückwirkenden 
Kraft, damit sie sich, ohne die Einheitlichkeit 
des bürgerlichen Rechtsgeschäftes zu zerstören, 
diesem als wesentliches Tatbestandserfordemis 
angliedern kann. Voraussetzung der staatlichen 
Genehmigung ist ein bestimmtes kausales Rechts- 
geschäft, das aus bürgerlichem Rechtsgrunde 
möglich (hier die im letzten Willen des Erb- 



1) Vgl. Planck 200. 
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lassers zusammeagefassten, für ihn obligatori- 
schen Willensakte desselben), ein genau begrenz- 
tes Wertobjekt der juristischen Person zum un- 
entgeltlichen Erwerbe anbietet. Mit seinem To- 
destage hat der Zuwendende aufgehört, Rechts- 
subjekt zu sein: die Annahme des unentgeltli- 
chen Erwerbes von Todeswegen beim Anfalleist 
nur noch eine einseitige Rechtshandlung der 
j. P. (auch beim Anfalle aus einem Erbvertrag 
ist die Annahme einseitig). Das zuletzt vom Zu- 
wendenden und der Bedachten Erstrebte ist im» letz- 
ten Willen des Zuwendenden (und in der Annahme 
dieses letzten Willens durch die juristische Per- 
son) umgrenzt. Ein Widerruf des Zuwendenden 
ist fernerhin aus natürlichen Gründen unmöglich, 
eine Einwirkung der j. P. auf das Angebot aus- 
geschlossen. Wenn also, wie bei Erwerbsge- 
schäften unter Lebenden, der aus bestimmtem 
Kausalgeschäfte angebotene und mögliche Erwerb 
von staatlicher Genehmigung abhängig sein soll 
(dies wird durch Art. 86 EG erfordert), so 
muss hier das bürgerliche Recht mit seinen 
Mitteln in einer Ausnahmenorm die Rüdnnrkung 
der staatlichen Genehmigung herbeiführen. Wäre 
dies nicht geschehen, so würde die staatliche 
Genehmigung (die immerhin nicht gleichzeitig 
mit dem Tage des Anfalles erfolgt) dasjenige 
treffen, was nach den allgemeinen Grundsätzen 
des bürgerlichen Rechtes aus dem angebotenen 
Objdcte inzwischen geworden wäre. Damit wäre 
sie aber gegenstandslos geworden, und die j. P. 
könnte vom Erblasser nicht erwerben. 

Nun ist natürlich für jeden besonderen Fall 
u. E. unter Lebenden des Art. 86 EG eine von 

11* 
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der Frage nach der Rückwirkung oder Nicht- 
rückwirkimg der staatlichen Genehmigung unab- 
hängige Prüfung möglich, ob ein Widerruf nicht 
im besonderen Falle die bürgerlichrechtliche 
Friedensordnung stört. Denn die Vertragsgegner 
mussten bei einem Erwerbsgeschäfte unter Le- 
benden im Rahmen des Art. 86 EG wissen, dass 
die staatliche Genehmigung ein wesentliches 
Tatbestandserfordemis des von ihnen eingeleite- 
ten Rechtsgeschäftes war, das sie zwar mit 
Stellen von Fristen nicht herbeiführen, aber un- 
abhängig voneinander durch Gesuchsstellen ver- 
anlassen könnten, ohne dass die eine der beiden 
Parteien der anderen eine Aufforderung mit 
Fristsetzung zukommen zu lassen braucht. Es 
liegt dann hier ein nicht fertiger Vertrag vor, 
der sich unter Umständen als Vorvertrag cha- 
rakterisiert, indem aus ihm die gegenseitige 
Verpflichtung der Partien zu entnehmen ist, 
die Entscheidung über die staatliche Genehmi- 
gung abzuwarten^). Eine gewisse Gebundenheit 

^) Vgl. auch Stranz-Gerhard 77. Bei den Beratungen 
des BAG war hervorgehoben worden, dass besonders bei 
entgeltlichem Erwerbe von Grundstücken neue Käufer das 
Objekt 'bis zur Einholung der staatlichen Genehmigung 
verteuern könnten, sodass hier ein direkter materieller 
Schaden für die j. P. entstände. Hiergegen wandte Minister 
Von Landmann mit Recht ein, dass gar keine Bedenken 
bestehen, die notarielle Beurkundung des Kaufvertrages oder 
des sonstigen, Rechtsgrund der Erwerbung bildenden Ver- 
trages, sowie der Auflassungserklärungen schon vor der 
landesherrlichen Genehmigung vorzunehmen. Erst zur Ein- 
tragung in das Grundbuch muss die Genehmigung erteilt 
sein, und hierbei wird dann die Wirksamkeit des Erwerbes 
im Rahmen des Art. 86 EG begründet. Aber die notariell 
beurkundeten Verträge (wofern nicht besondere partikuläre 
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der Partei wird auch dann anzun^imen sein, 
wenn sie das wesentliche TatbestandBerfordemia 
der staatlichen Genehmigung als bereits vorhan- 
den voraussetzen. Wie weit diese Gebundenheit 
vorhanden ist, kann allgemein nicht festgestellt 
werden. Hier wird BGB § 157 für die Beurtei- 
lung des konkreten Falles massgebend sein und 
unter Umständen die Haftung des einseitig zu- 
rücktretenden Yertragsg^ners für allen durch 
seinen Rücktritt verursachten Schaden be- 
gründen*). 

Es gilt demnach für die Wirkung der staatli- 
lichen Genehmigung auf einen Erwerb von 
Todeswegen im Rahmen des Art. 86 EG'): 
Wird die Genehmigung zu einem solchen Erwerbe 
erteilt, so gilt sie als vor dem Tode des Zuwen- 
denden») erteilt (BGB § 1942)*), und mit sei- 
nem Tode hat die juristische Person erworben. 

Nonnen hier die Beurkundung vor Erteilung der Genehmi- 
gung verbieten) werden' als Vorverträge mit einer aus 
ihnen abzuleitenden Gebundenheit der Parteien zu gelten 
haben. 

^) Allgemein nimmt Planck die Gebundenheit 
der Parteien und die Unmöglichkeit des Widerrufes einer 
Schenkung bis zur Entscheidung über die Genehmigung 
daraus an, dass es gegen Treu und Glauben Verstössen 
würde, wenn eine Partei, bevor über die beim Vertrage 
in Aussicht genommene, zu dem Erwerbe erforderlichen 
staatlichen Genehmigung eine Entscheidung erfolgt ist, von 
dem Vertrage zurücktrete. Erfolgt die Genehmigung, so 
wäre der Vertrag dadurch nicht etwa gültig, dies sei er 
von Anfang an gewesen, sondern es trete dadurch nur die 
beabsichtigte Wirkung des Erwerbes des betreffenden Rech- 
tee ein. 

•) Art. 86 EG, Satz 2, vgl. Lb. AG §3. 

') Tag des Anfalles gleich Todestag des Erblassers. 

*) Aehnlich BGB § 84. 
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Die Vorschriften der §§ 2177 biß 2179 BGB 
gelten nicht. Die Erbschaft ist schon vor dem 
Tode des Erblassers angefallen, der Anfalleines 
Vermächtnisses ist mit dem Erbanfalle erfolgt. 

Wird die Genehmigung dagegen versagt, so 
gilt die j. F. in Ansehung des Anfalles als 
nicht vorhanden, sie ist als vor dem Erblasser 
verstorben anzusehen^) und damit ist die Vor- 
aussetzung des § 1923, Abs. 1 BGB nicht ge- 
geben, sie kann nicht erben^). War die j. P. 
als Alleinerbin bestimmt, so fällt in Ermange- 
lung von Ersatzerben die Erbschaft an diejeni- 
gen, die beim Wegfalle der j. P. erben würden, 
an die gesetzlichen Erben, und zwar an diejeni- 
gen, welche es zur Zeit des Eintrittes der Erb- 
schaft waren (BGB § 1953) und nicht zur Zeit 
der Verweigerung der Genehmigung. 

Ist die j. P. als Miterbin berufen worden, 
so ist die rechtliche Wirkung der Versagung der 
Genehmigung die gleiche, wie wenn ein natürli- 
cher Miterbe fortfiel. Ein Vermächtnis an die 
j. P. wird unwirksam (BGB § 2160), eine Auf- 
lage an die j. P. fällt an den Belasteten zurück. 
Es besteht somit bei einem unentgeltlichen Er- 
werbe j. P. von Todeewegen, wenn die Geneh- 
migung zur Zeit des Anfalles noch nicht erteilt 
war, bis zur Entscheidung über die Genehmigung 
eine Rechtsunsicherheit'), die zur Errichtung 



*) Vgl. Art. 48, Abs. 1, EI EG. 

*) Vgl. BGB §§2160, 1953, Abs. 2 und 2344; EG 
Art. 87, Abs. 2. 

') Es entsteht hier ein ähnlicher Schwebeznstand wie 
bei. einer erst nach dem Tode des Erblassers genehmigten 
Stiftung. 
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einer NachlasBpflegßchaft^) führen kann, da die 
Frage der Erbenberechtigung ungewiss ist^) und 
das Eintreten der gesetzlichen Erben als Verer- 
ben verhindert werden soll. Sind daher neben 
der ]. P. noch andere Erben berufen, so sind 
hier nach ausdrücklicher reichsrechtlicher Norm 
die Erbteile noch unbestimmt und die Ausein- 
andersetzung ist daher bis zur Entscheidung über 
die Erbschaft aufzuschieben^), jedoch nur so- 
weit die ]. P. mit anderen Miterben konku- 
riert*). Soweit also der Erbe oder Miterbe un- 
gewiss ist, hat hier das Nachlassgericht nach 
§ 1960 BGB durch Obsignation, Hinterlegung 
von Geld, Wertpapieren und Kostbarkeiten, 
Aufnahme eines Nachlassverzeichnisses, Annahme 
einer Nachlasspflegschaft für die Sicherung des 
Nachlasses nach Bedürfnis zu sorgen und nur 
80 weit ist das Recht, die Aufhebung der Erb- 
gemeinschaft zu verlangen, für die anderen be- 
rufenen Erben bis zum Zeitpunkt der Erteilung 
der Genehmigung ausgeschlossen. 

Wofern es sich um einen unentgeltlichen Erwerb 
unter Lebenden handelt, ist der staatlichen 
Genehmigung keine Rückwirkung beizumessen*^). 



^) BGB §1960, Abs. 1, Satz 2. Endemann III 354«. 

*) Vgl. § 1923, Abs. 2 BGB. 

») Art. 86 EG, Satz 1, Halbsatz 2 in Verbindung 
mit § 2043 BGB. Staudinger zu diesem Art. Anm. H.; Planck 
Anm. 5, Niedner Anm. 5, Stranz-Gerhard 77. 

*) Vgl. Niedner 179. 

5) Vgl. Endemann I § 39, Anm. 10. — Das Gleiche 
wird gelten müssen für den oben behandelten Erwerb von 
Todeswegen im weiteren Sinne. 
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der Erwerb ist wirksam vom Tage der 
vollzogenen staatlichen Genehmigung als vom 
Tage, an dem der Schenkungsvertrag rechts- 
gültig geworden ist. Wird die Genehmigung 
versagt, so gelten alle rechtlichen auf die Zu- 
wendung gerichteten Willensakte als nicht vor- 
genommen, die Zuwendung ist vollständig un- 
wirksam. Der Gegenstand der Realschenkung 
fällt an den Schenker bezw. dessen Rechtsnach- 
folger zurück; die j. P. kann die Vollziehung des 
Schenkungsversprechens durch die rechtlichen Mittel 
nicht erzwingen; 

A.US der Rückwirkung bezw. Nichtrückwirkung 
der staatlichen Genehmigung folgt einerseits, dass 
bei einem unentgeltlichen Erwerbe von Todeswegeh 
alle Zwischenzinsen und in der Zwischenzeit bis 
zur Deklaration über die staatliche Genehmigung 
erzeugten Früchte der j. P. anfallen, andererseits, 
dass bei solchem Erwerbe unter Lebenden das Gut 
bis dahin beim Schenker und dieser im Genüsse 
-der Zwischenzinsen bleibt^). 

Selbstverständlich besteht die Rechtswirk- 
ßamkeit eines unentgeltlichen Erwerbes imter 
Lebenden oder von Todeswegen nur dem Umfang 
der Genehmigung nach. 



^) Besitzt die j. P. mit Willen des Zuwendenden 
jedoch bereits in der Zwischenzeit das Schenkungsobjekt 
als Nichteigentümerin, so muss ihr der Schenker, falls er 
widerruft (oder die staatliche Genehmigung nicht erfolgt), 
alle zur Erhaltung des Schenkungsobjektes notwendig ge- 
wesenen Aufwendungen ersetzen. 
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Dritter Teil. 

Relative Trageweite des Art. 86 EG (bezw. 

Art. 88 EG) liinsiclitlich des unentgeltlichen 

Erwerbes j. P. 

§6. A. Die räumliche Herr- 
schaft der durch Art. 86 EG (bezw. Art. 
88 EG) vorbehaltenen landespri- 
vatrechtlichen Normen. 

I. Hauptsächlich entscheidend ist bei der 
Regelung der räumlichen Herrschaft des Art. 
86 EG, sofern ein Immobiliarerwerb in Frage 
steht, die Belegenheit der Sache, bei einem Mo- 
biliarerwerb der Wohnsitz des Zuwendenden und 
immer der Sitz der bedachten j. P. 

Neben der besonderen Feststellung, welcher 
unentgeltliche Erwerb welcher j. P. im Rahmen 

. des Art. 86 EG (bezweifelnd Art. 88 EG) durch 
partikuläre Normen beschränkbar ist, muss hier 
auch noch festgestellt werden, wie weit solcher 
Erwerb durch bestimmte partikuläre Normen er- 

r griffen werden kann, nach welchen allgemeinen 
Grundsätzen sich die Zuständigkeit der einzelnen 
Bundesstaaten hier zu richten hat. 

Den diesbezüglichen partikulären Normen 

.eines Einzelstaates ist unterworfen eine im 
Einzelstaate einheimische j. F., d. h. eine solche, 
die ihren Sitz im Einzelstaate hat. Eine 

f einzelstaatsfremde j. P. im übrigen nur, wenn der 

, Zuwendende Angehöriger des Einzelstaates ist. 
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Wendet ein Einzelstaatßangehöriger aus im: 
Auslände befindlichen Vermögen einer einzel- 
ßtaatsfremden j. P. unentgeltlich Vermögens- 
rechte zu, so unterliegen sie nicht den partiku- 
lären Erwerbsbeschränkungen des Einzelstaates.. 
Gehört der Zuwendende keinem Staate an und 
hat er im Einzelstaate seinen Wohnsitz oder in 
Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen 
Aufenthaltsort, so unterliegt Beschränkungen im: 
Rahmen des Art. 86 EG sein Vermögen, soweit 
im Einzelstaate befindlich. Das Gleiche gilt, 
hinsichtlich eines Zuwendenden, der Reichsange- 
höriger ist, aber keine deutsche Staatsangehö- 
rigkeit besitzt (§ 6 Ges. betr. die Reditsver- 
hältnisse der deutschen Schutzgebiete, RG Bl.. 
1888, S. 75). 

Danach ist allgemein der Rechtszustand in; 
Ansehung des unbeweglichen Vermögens (da Be- 
schränkungen des Immobiliarerwerbes dem Recht 
der belegenen Sache folgen)*), dass im Einzel- 
fitaate belegene Gnmdstücke ohne Rücksicht auf 
Staatsangehörigkeit und Wohnsitz des Zuwen- 
denden, ohne Rücksicht auf die bedachte j. P. 
den im Rahmen des Art. 86 EG (bezweifelnd 
Art. 88 EG) erlassenen partikulären Normen^ 
unterworfen sind und dass dies für ausserhalb» 
des Einzelstaates gelegene Grundstücke nur der- 
Fall ißt, wenn die bedachte j. P. im Einzel- 
ßtaate ihren Sitz hat. 

In Anßehung des beweglichen Vermögens ist 
hier der Rechtszustand der, dass einer diesbezüg- 
lichen partikulären Norm unterworfen sind ein« 



*) Endemann I 99, Anm. 20. 
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im Bundesstaate einheimische j. P. ohne Rück- 
sicht auf die Herkunft ihres unentgeltlichen Er* 
werbes; ein Zuwendender, wenn er zur Zeit der 
unentgeltlichen Bereicherung einer j. P. ein 
Deutscher war und zugleich dem Einzelstaate 
angehörte, jedoch nicht, wenn diese Bereicherung- 
aus ausserhalb des E'nzelstaates befindlichem Ver- 
mögen an eine einzelstaatsfremde ]• P. erfolgt. 
Femer sind ihr unterworfen Reichsangehörige 
ohne deutsche Staatsangehörigkeit und keinem 
Staate Angehörige, mit Wohnsitz oder dauern- 
dem Aufenthaltorte im Einzelstaate. 

Ein Gegenstand wird als im Einzelstaaie 
befindlich zu gelten haben, für den von einer 
einzelstaatlichen Behörde ein zur Eintragung 
des Berechtigten bestimmtes Buch oder Register 
geführt wird; ein Anspruch, wenn für die Klage 
zuständig ist ein im Einzelstaate befindliches 
Gericht. 

Als bewegliches Vermögen muss (im Gegen- 
satze zum unbeweglichen Vermögen) im Sinne 
des Art. 86 EG jeder körperliche und unkörper- 
liche Gegenstand angesehen werden, an dem 
innerhalb der Rechtsordnung des BGB Mobiliar- 
vermögensrechte, begründet werden können^). 

IL Es können sich leicht, aber nur im je-^ 
weiligen Falle zu entscheidende Schwierigkeiten 
ergeben aus einer besonderen staatsrechtlichen 
Stellung des Zuwendenden (sujet mixte, Ange- 



^) AIb solche betrachtet das BGB auch das Recht 
selbst, indem es Rechte an Rechten anerkennt. (Niess- 
brauch §§ 1068«.; Pfandrecht §§ 1273 ff; auch Nachlast 
gegenständ bezeichnet im Sprachgebrauche des BGB ein: 
zum Nachlasse gehöriges Recht. Buhl 7.) 
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höriger mehrerer Einzelstaaten, Exterritorialer 

UßW.). 

Ferner bei der Wertberechnung der Masse 
des unentgeltlichen Erwerbes einer j. P. hinsicht- 
lich der in Abzug zu bringenden Schulden und 
Lasten, welche auf dem Vermögen des Zuwai- 
denden ruhen, der eine j. P., die partikulären 
Beschränkungen im Rahmen des Art. 86 EG 
unterworfen ist, bereichert. 

Ruhen Schulden und Lasten auf einem Tdle 
des Vermögens, der solchen partikulären Normm 
unterworfen ist, so kommen sie bei der 
Wertberechnung bei demjenigen Teile in Ab- 
zug, auf dem sie haften; haften sie auf beiden 
Teilen, so kommen sie von d^n den partikulären 
Normen unterworfenen Teile nur nach dem Ver- 
hältnisse dieses Teiles zur gesamten Masse in 
Abzug. 

In das Grundbuch eingetragene Schulden, 
für welche der Eigentümer zugleich persönlich 
haftet, gelten zunächst als Lasten des Grund- 
stückes und kommen nur hinsichtlich des durch 
das Grundstück nicht gedeckten Betrages bei 
der übrigen Masse in Anrechnung^). 

Auch die Möglichkeit, dass rücksichtlich 
partikulärer Normen im Rahmen des Art. 86 
EG mehrere Einzelstaaten an ihrem Teile zu 
einer Erwerbsbeschränkung einer iuristischen 
Person nach Reichsrecht ermächtigt erscheinen, 
kann hier zu Schwierigkeiten Veranlassung geben. 

Zunächst ist dann derjenige Einzelstaat zu- 
ständig, in welchem die j. P. zur Zeit des An- 



1) Vgl. auch EStG § 9, Abe. 3. 
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falles ihres Erwerbes ihren Sitz, bezw. der Zu- 
wendende zur Zeit seines Todes oder bei einem 
unentgeltlichen Erwerbe unter Lebenden zur Zeit 
bis zur öffentlichreehtlichen Deklaration seinen 
Wohnsitz (BGB § 7 ff.) hatte. 

Hat die 3. P. zugleich in mehreren Einzel- 
staaten, in denen durch Art. 86 EG vorbehal- 
tene partikuläre Normen bestehen, ihren Sitz, 
so ist die Genehmigung aller dieser Einzelstaa- 
ten soweit erforderlich, und mangels hierherge- 
höriger partikulärer, die 3. P. befreiender Nor- 
men, zur Wirksamkeit des unentgeltlichen Er- 
werbes der 3. P. nötigt). 

Hatte der Zuwendende in mehreren Einzel- 
staaten seinen Wohnsitz, so hängt die Entschei- 
dung der Zuständigkeit davon ab, an welchem 
der mehreren Wohnsitze er sich zur Zeit der 
Einleitung des Erwerbsgeschäftes mit der 3. P., 
bezw. an seinem Todestage, aufgehalten hatte. Der 
betreffende Einzelstaat ist also auch dann zuständig, 
wenn der Zuwendende zwar in dem anderen Staate, 
aber an einem Orte verstorben ist, der nicht sein 
Wohnsitz war*). Hatte der Zuwendede keinen Wohn- 
sitz im Inlande, war aber ein Deutscher und gehörte 
einem Einzelstaate an, so ist der Einzelstaat 
zuständig, dem er angehörte, bei einem Erwerbe 
aus unbeweglichem Vermögen auch derjenige 
Einzelstaat, in welchem dieses belegen ist. War 



^) Sind die hierhergehörigen partikulären Nonnen der 
einzelnen Bundesstaaten untereinander abweichend, so ist 
die Erfüllung aller dieser Normen zur Wirksamkeit einee 
Erwerbes im Rahmen des Art. 86 EG bezweifelnd 88 EG 
erforderlich. 

' •) Vgl. auch EStG Begründung 31. 
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der Zuwendende ein Deutscher, der keinem Ein- 
zelstaate angehörte, so kommt nur der Sitz der 
bedachten j. P. in Betracht (und die Belegenheit 
-der Immobilie). Da die Frage, wo eine j. P. 
ihren Sitz (bezw. ihre Sitze) oder ein Zuwender 
seinen Wohnsitz (bezw. seine Wohnsitze) hat, 
leicht zu Meinungsverschiedenheiten zwischen 
mehreren Einzelstaaten über ihre Zuständigkeit 
Anlass geben kann, so wird angenommen wer- 
den müssen, dass auf Anrufen eines dieser 
Einzelstaaten der Bundesrat endgültig über 
die Zuständigkeit entscheidet. (Natürlich hat 
nicht der Zuwendende oder die bedachte ]. P. 
das Recht, eine diesbezügliche Entscheidung des 
Bundesrates herbeizuführen.) 



III. Veberflicht des Rechtszoitandes 

hinüohtlich der durch Art. 86 EO (bei. Art. 88 EO) 

umgrenzten Materie nach der generellen Regelung der 

durch diese Artikel vorbehaltenen Materie in 

den einzelstaatlichen AO. 

a) Ein unentgeltliche Erwerb von Ver- 
mögensrechten durch ]. P. wird, wofern diese 
Rechte Gegenstände im Werte von mdir als 
5000 Mark betreffen, in seiner rechtlichen Wirk- 
samkeit durch Art. 86 EG (bezw. Art. 88 EG) 
partikulärrechtlichen Beschränkungen unter- 
werfbar. 

Soweit die Einzelstaaten in ihren AG keine 
generelle Regelung der durch Art. 86 bez. Art. 88 
EG) umgrenzten Materie vorgenommen haben, wird 
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im jeweiligen Falle durch richterliclie Prüfung 
festzustellen sein, ob durch den Vorbehalt gedeckte 
partikuläre Normen in Greltung stehen; aber 
auch wo eine solche generelle Regelung in den 
AG vorgenommen wurde, bleibt es der beson- 
deren richterlichen Prüfung überlassen, festzu- 
stellen, ob nicht noch neben dem in den AG 
enthaltenen Vorschriften hier besondere parti- 
kuläre Normen in Kraft gebliebai sind^). Selbst- 
verständlich gelten solche partikuläre Normen 
nur mit den durch das neue Reichsrecht gebo- 
tenen Modifikationen, insbesondere nur mit 
Rücksicht auf die Wertgrenze des Art. 86 EG*), 
b) Ein unentgeltlicher Erwerb von Ver- 
mögensrechten durch ]. P. wird, wofern 
diese Rechte Gegenstände im 
Werte von mehr als 5000 Mark be- 
treffen, in seiner rechtlichen Wirksamkeit 
von staatlicher Genehmigung abhängig gemacht 
durch besondere Rechtsnorm ihrer zur Ausfüh- 
rung des BGB erlassenen Gesetze in Bd., B. 
(mit einer Erhöhung der Wertgrenze) E., H., 
Lb., M., MSt., P., RjL., SA., SchR., SchS., 
WP., W.») 

Ohne Rücksicht auf die Werthöhe unterliegt 
der unentgeltliche Erwerb von Grundstücken 
durch ausländische j. P. der gleichen Beschrän- 
kung in B., Hb., H., P., WP. 



1) Vgl. z. B. für B. Kisch 170. 
3) Vgl. dazu Anschütz 1. c. 598. 

') Ueber reichsrechtlidie Befreiungoi beBümmter j. P. 
ron diesbezüglichen partikulären Normen, Tgl. w. o. S. 55, 
Anm. 4. 
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Im einzelnen gilt folgendes: 

In Bd.*) bedürfen j. P. des bürgerlichen und 
öffentlichen Rechtes") zu einem unentgeltlichen 
Erwerbe unter Lebenden oder von Todeswegen 
der staatlichen Genehmigung') 
Bd. AG Art. 8. 



*) Dorner § 10 (S. 34 ff.) Bd. Begründung S. 13ff.; 
Bericht S. 16 ff. 

*) Es ist bestritten worden, ob unter „schon beste- 
hende Stiftungen oder andere j. P." alle j. P. (sowohl 
des bürgerlichen wie öffentlichen Rechtes, sowohl badische 
wie nichtbadische) — wofern es sich um einen u. E. Bd. j. P. 
handelt — Subjekte des Art. 8 Bd. AG bezw. des Bd. 
Stiftungsgesetzes vom 5. 5. 1870, § 1, Abs. 2 zu verstehen 
sein oder nur bestimmte Arten von j. P. Die für die ein- 
schränkende Auslegung geltend gemachten Gründe sind ein- 
gehend widerlegt bei Domer (§ 10, Ziff. 2), da sich 
weder aus der Entstehungsgeschichte des Art., noch aus 
der bisherigen Praxis eine Ableitung der einschränkenden 
Auslegung des Art. ergibt. Dass Art. 8 Bd. AG sich 
auf. sämtliche j. P. und auf alle Liberalitäten beziehen 
soll, wird auch des öfteren in den Mat. betont. (Begrün- 
dung 17, Bericht 16.) 

') Zuständig zur Erteilung der Genehmigung ist 
dasjenige Ministerium, zu dessen Geschäftskreis die j. P. 
gehört. Vgl. Bd. landesherrliche Verordnung vom 17. 6. 1901 
betr. den Vollzug und die Verwaltung der Stiftungen § 2, 
Ziff. 4 (Bd. Ges. Bl. 433). Ergänzend ordnete hier eine 
landesherrliche Verordnung (allgemeine Ausführungsverord- 
nung vom 11. 11. 1899 — Bd. Ges. Bl. 521) an, dass die 
Vorstände der Stiftungen, Gemeinden, anderen Kommunal- 
verbände und kirchlichen Verbände, sowie anderen Korpo- 
rationen des öffentlichen Rechtes verpflichtet sind. Von 
Schenkungen und letztwilligen Verfügungen (I) im Werte 
von 100 Mark durch Vermittelung des Bezirksamtes dem 
zuständigen Ministerium Anzeige zu erstatten (vgl. dazu 
Begründung 39). 
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In B.*) bedürfen „geistliche Geeellßchafton*'*) 
zu einem unentgeltlichen Erwerbe unter Leben- 
den oder Ton Todeewegen der landeßherrlichen 
Genehmigung, jedoch erst bei einem 
den Betrag von 10 000 Mark ü b e r- 
Bteigenden Werte des unentgelt- 
lichen Erwerbes. 

BAG Art. 7, Abs. 1. 

Befreit von dieser Erwerbsbeschränkung 
bleiben die Englischen Fräulein in Bayern'), 
BAG Art. 9. 

Ausländische*) j. P., die religiöse oder 
wohltätige Zwecke oder Zwecke des Unterrichts 
oder der Erziehung verfolgen, bedürfoi der lan- 
desherrlichen Genehmigung schon bei einem den 
Betrag von 5000 Mark übersteigend« Wert des 
imentgeitlichen Erwerbes und ohne Rücksicht 
auf den Wert im Falle des unentgeltlichen Er- 
werbes des Eigentumes an einem Grundstücke. 
BAG Art. 10. 



^) Oertmaim 78 ff., Becher Materialien. 

2) Siehe w. o. S. 83 f. Eß werden hier eolche „geist- 
liche Gresellschaften'* getroffen, die ihren Sitz im Deutschen 
Reiche hahen. Oertmann 79. 

^) Wobei voransgeeetzt ist (nach einer Erklärung 
des Ministers von Landmann), dase die Verfassung dieser 
geistlichen Gesellschaft unverändert bleibt. 

^) D. h. solche, die ihren Sitz nicht in Deutschland 
haben. Der Genehmigungszwang gilt hier nicht nur fflr 
geistliche Gesellschaften im Sinne der Art. 7 und 8 BAG, 
sondern für j. P. überhaupt, wofern sie die im Art. 10 angege- 
benen Zwecke yerfolgen. Andererseits ist Art. 10 unan- 
wendbar bei einer ausländischen geistlichen Gesellschaft, die 
nach ihrem Landesrechte keine j. Persönlichkat hat; hier 
gilt vielmehr Art. 7. Oertmann 79, Anm. 5;85. Vgl. S. 85, 
Anm. 2. 

Rechtseinheit, Heft 2. 12 
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In E.*) bedürfen j. P. des bürgerlichen und 
öffentlichen Rechtes^) zu einem unentgeltlichen 
Erwerbe unter Lebenden oder von Todeswegen 
der staatlichen Genehmigung^), wofern gesetzlich 
nicht anderes bestinmit ist*). 

E. AG § 6, Abs. 1. 

1) EiBch § 30, S. 167 if . E. Begründung 29 ff. 

^) Und zwar ohne Unterschied elnheimiBche wie aus- 
ländische, wobei letztere auch hinsichtlich des unentgeltli- 
chen Erwerbes von Grundstudien nicht schlechter gestellt 
sind, wie die dnheimischen. 

') Die bestehenden Bestimmungen über die Zustän- 
digkeit zur Erteilung der E. AG § 6, Abs. 1 erforderten 
staatlichen Genehmigung bleiben unberührt nach E. AG 
§ 6, Abs. 3. E. Begründung 30. — Es sind dies ins- 
besondere die auf Grundlage des Art. 910 C. c. erlassene 
Ordonannz vom 2. 4. 1817 und die kaiserliche Verordnung 
▼om 5. 5. 1873, vgl. dazu die Zusammenstellung bei Eisch 
171 (§ 30 III 2 d. Anm. 13). GrundsätzUch ist zuständig 
das Ministerium, für gewisse j. P. der Bezirkspräsident 
{E[isch 1. c. Anm. 15) oder der Ereisdirdctor (Eisdi 1. c 
Anm. 16, wozu zu vgl. Eisch 137 I 2). In einigen 
Fällen, in denen nach allgemeinen Grundsätzen das Mi- 
nisterium zuständig wäre, ist die landesherrliche Genehmi- 
gung erforderlich; bei unentgeltlichen Zuwendungen, welche 
entweder einer j. P. zu anderen als ihrea bisher geneh- 
migten Zwecken gewidmet oder einer Rirchenf abrik beziehungs- 
weise gesetzlich anerkannten geistlichen Gesellschaft im Be- 
trage von mehr als 12 000 Mark gemacht wird. (§§ 3 und 
11 der Verordnung Tom 5. 5. 1873. Eisch 173.) 

Daneben bleiben selbstTerständlich auch unberührt 
die Bestinunungen, durch welche den Notaren die Ver- 
pflichtung zur Benachrichtigung der Berechtigten und des 
Bezirkspräsidenten auferlegt ist. Vgl. Art. 2 der Ordonanz 
vom 4. PluYiose XII, Art. 58 des Dekrets vom 30. 12. 
1809, Art. 67 des Dekrets vom 6.11.1813, Art. 5 der 
Ordonanz vom 2. 4. 1817 und das Dekret vom 30. 7. 1863 
E. Begründung 30. 

^) Es ist hier besonders an die im Art. 86 EG eair 
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Befreit von dieser Erwerbsbesohränkung 
bleiben^) die AktiengeeellBchaftm, die eingetra- 
genen Genossenschaften (Ges. betr. die Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften vom 1. Mai 1889 
RG Bl. 1898, S. 840), die Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung (R. Gesetz vom 20. April 
1892, RG Bl. 1898, S. 846). 

E. AG § 6, Abs. 2. 

In Hb.") bedürfe ausländische juristische 
Personen zum unentgeltlichen Erwerbe von 
Grundeigentum dw Genehmigung*) des Senats*), 

haltene mchsrechtliche Wertgreoze zu denken. Im übrigen 
beetehen gesetzliche Ausnahmen Ton dem Erfordernis der 
staatlichen Genehmigung nach verschiedenen Richtungen 
(Eisch § 30 Il^e) für gewisse Subjekte des öffentlichen 
Rechtes (Zuwendungen an den Staat selbst, sowie solche 
gewisser Art an den Bezirk, an Gemeinden, an Sparkassen), 
vgl. insbesondere hinsichtlich der Bezirke Art. 1, Ziff. 5 
des Gesetzes über die Generalräte vom 18. 7. 1860, hin- 
sichtlich der Gemeinden § 56, Ziff. 8 und § 76, Ziff. 7 der 
Gemeindeordnung und hinsichtlich der Sparkassen § 30, 
Ziff. 2 des Gesetzes über die Sparkassen vom 14. 7. 1895. 

') In Uebereinstimmung mit dem bisherigen Rechte 
Art. 33 E. EG zum BGB vom 19.6.1872 (vgl. Kisch 
§ 30 II 2 E. Begründung 29, Baudry Lacantinerie Donations 
I No. 228). Diese Begünstigung gilt aber natürlich nicht 
für Vereine mit wirtschaftlichem Geschäftsbetriebe, deren 
Rechtsfähigkeit auf landesrechtlicher Verleihung bemht. 

•) Begründung 35 f. (Es wird hier hervorgehoben, 
dass diese Vorschrift durch Art. 88 EG vorbehalten 
würde, vgl. dazu w. o. S. 46 f.) 

*) Wofern nicht durch Staatsverträge mit ausländi- 
schen Staaten diesen angehörenden juristischen Personen 
das Recht zum Gnindstückserwerbe ausdrücklich oder durch 
Zusicherung der Meistbegünstigung eingeräumt ist. 

*) „Die Grundbuchämter werden also sich vor Ent- 
gegennahme einer Auflassung über die Staatsangehörigkeit 

12* 
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jedoeh wird durch diese Bestimmung das Recht 
ausländischer Erben zur Uebertragung des 
Eigentumes an einem zum Nachlasse gehörigen 
Grundstücke nicht berührt*)^). 
Hb. AG § 28, Abs. 1, Satz 1 mit Satz 3, Satz 2. 

des Erwerbes, sofern dieselbe nicht offenkundig ist, zu 
des Erwerbers, sofern dieselbe nicht offenkundig ist, zu yer- 
gewissem haben." Begründung 1. c. 

^) Diese Vorschrift wurde vorzugsweise erlassen, um 
hinsichtlich der natürlichen Personen nicht über den Zweck 
des Gesetzes hinaus zu gehen, da die nächst berufenen 
Erben, auch wenn sie das Grundstück nicht haben dürfen, 
in der Lage sein müssen, sich durch Veräusserung desselben 
den entsprechenden Vermögenswert zu verschaffen; weshalb 
die Befugnis, das Eigentum an einem Nachlassgrundstücke 
auf dritte Personen zu übertragen, ausdrücklich den aus- 
ländischen Erben beigelegt ist. «Da dieselben, um das 
Eigentum übertragen zu können, dasselbe zunächst selbst 
haben müssen, so beruht die angenommene Bestimmung 
auf der Vorstellung, dass im Augenblicke der Auflassung 
die zum Eigentumserwerb und damit zur Sachlegitimation 
des Veräusserers erforderliche staatliche Genehmigung durch 
das Gesetz ersetzt wird. Dieser Gedanke ist indessen nur 
Gegenstand der juristischen Konstruktion und braucht des- 
halb im Gesetz keinen Ausdruck zu finden. Schwierigkeiten 
bei der Anwendung der Bestimmung können sich nur er- 
geben, wenn vor der Auflassung die Erben als Eigentümer 
eingetragen werden müssten. Der § 41 GBO gestattet je- 
doch ausdrücklich, von diesem Erfordernisse abzustehen.* 
Begründung 35. 

*) „Für den Fall des Vermächtniserwerbes brauchen 
Bestimmungen nicht gegeben zu werden. Das BGB kennt 
kein Vindikationslegat, der Vermächtnisnehmer erwirbt nicht 
das Eigentum an der vermachten Sache, sondern nur einen 
obligatorischen Anspruch auf Eigentumsverschaffung. Dieser 
obligatorische Anspruch ist von staatlicher Genehmigung 
unabhängig. Geht derselbe auf Uebertragung des Eigentums 
an einem Grundstücke, so kann der Vermächtnisnehmer bei 
eigener Unfähigkeit zum Grundstückserwerbe das Grund- 
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In H.^) bedürfen j. P. des bürgerlichen und 
öffentlichen Rechte') zu einem unentgeltlichen 
Erwerbe \mtesr Lebenden oder von Todeswegen 
der Genehmigung des Grosßherzogs'). 

H. AG Art. 12, Satz 1, 2. 

In Lb.-*) bedürfen ]. P. des bürgerlichen 
und öffentlichen Rechtes zu einem unentgeltlichen 
Erwerbe unter Lebende oder von Todeswegen 
der Genehmigung des Senates. 

Lb. AG § 13, Abs. 1, Satz 1. 

Befreit von dieser Erwerbsbesdir&nkung 
bleiben*) Vereine, deren Rechtsfähigkeit auf Ver- 
leihung seitens des Lb. Staates beruht, Lb. 
öffentliche Wohltätigkeitsanstalten, Stiftungen» 
deren Sitz sich im Lb. Staate befinden. 

Lb. AG § 13, Abs. 3. 



Stück yerkaufen und dann mit Hilfe seiner Verm&chtais* 
ansprüche den Beechwerten zur Eigentumsübertragung aa 
den Erwerber anhalten*. So Begründung 36; Tgl. hierzu Je* 
doch S. 180, Amn. 1, S. 55 f. 

1) H. Begründung Uff. 

^) sowohl hessische als nichthessische" (inl&ndischt 
wie ausländische) j. P. (H. Aa Art. 12 H. Begründung 17.) 

') Ausländische j. P. bedürfen zum unentgeltlichen 
Erwerbe von Grundstücken im Werte bis 5000 Mark der 
Genehmigung des Ministeriums der Justiz, jedoch nur in- 
soweit, als nicht die Gegenseitigkeit verbürgt ist. Vgl. 
H. AG Art. 15, Abs. 1, 2. 

*) Lb. Begründung 37 f. 

^) „. . . Um der Wohltätigkeit keine lästigen 
Schranken zu setzen" und da „Zuwendungen an diese j.P. 
unbedenklich erfolgen können". Lb. Begründung 38. 
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In M. und MSt.^) können 3. P. des öffent- 
lichen und bürgerlichen Rechtes Landgüter*) 
im Werte von mehr als 5000 Mark nur mit 
Genehmigung des Justizministers (MSt. der 
Landesregierung) erwwben zum Eigentume oder 
Nutzeigentume') 

M. AV § 27, Abs. 1, § 29, Abs. 1. 
MSt. AV § 26, Abs. 1, § 27, Abs. 1. 

Befreit von dem Genehmigungszwange sind 
der Fiskus (einschl. des Dominialkapitalfonds). 

M. AV § 29, Abs. 2. 

MSt. AV § 28, Abs. 2. 

J. P. des öffentlichen und bürgerlichen 
Rechtes für den Erwerb von Landgütern*), die 
auf städtischem Feldmarke belogen sind; j. P. 
des öffentlichen und bürgerlichen Rechtes für 
den Erwerb des Nutzeigentums oder Obereigen- 



*) Buchka 35». M. (MSt.) Begründung 8 f. 

*) Da88 j. P. des öffentlichen und bürgerlichen Rechts 
in M. (MSt.). Lehnegüter nur mit lehneherrlicher Genehmi- 
gung erwerben können (L. G. G. E. V. § 472, AV. M. §§ 26, 
29, MSt. §§ 25, 28) wird durch Art. 59 EG vorbehalten. 
Begründung 16, Buchcka 35. 

^) Begründung 8, Langfeld 37, Bnchka 35. 

*) Für den unentgeltlichen Erwerb kommt nicht in 

Betracht, dass die Genehmigung nicht erforderlich ist für 
den Erwerb von Landgütern im Wege der Zwangsverstei- 
gerung falls der j. P. an dem Landgute eine Hypothek, 
Gmndschuld oder Rentenschuld zusteht und dass diese 
Grundstücke in diesem Falle innerhalb einer Frist von 3 
Jahren, die auf Antrag von dem Ministerium des Justiz 
(MSt. Landesregierung) verlängert werden kann, weiter ver- 
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tuins an einem Landgute, an dem dem Erwerber 
das Nutz- oder Obereigentum zusteht. 
M. AV § 27, Abs. 2, 3. 
MSt. AV § 26, Abs. 2, 3. 
Stadtgemeinden, für die die Erwerbsbe- 
Bchränkungen nur hinsichtlich des Erwerbes rit^ 
terlicher Landgüter Anwendung findet. 
M. AV § 29, Abs. 3. 
MSt. AV § 28, Abs. 3. 
Insbesondere ist die Stadt Rostock befugt,, 
zu den Gütern, die sie im Jahre 1788 besass, 
noch Tier Güter des Rostocker Distriktes ohne. 
landesherrliche Genehmigung hinzuzuerwerben*).. 
Erbvertrag vom 30. Mai 1788, § 278. 
M. AV § 30. 



äussert werden müssen, und dass die j. P. im Verwaltungs- 
wege zu dieser Veräusserung angehalten werden kann, 
Buchcka 35 f. 

^) Daneben ist für die M. Landstände die öffentlich- 
rechtliche Vorschrift in Kraft, wonach für den Erwerb 
Ton Grundstücken seitens der Stadtgemeinde ausserhalb der* 
städtischen Feldmarken stets landesherrliche Genehmigung 
erfordert wird. M. AV § 30 — landesherrliches Reskript 
an die Vorderstädte vom 30. August 1827 § 40; Buchcka 
36. Ebenso können die drei Landesklöster Dobbertin, 
Malchow und Rebnitz Landgüter nur mit landesherrlicher 
und ständischer Genehmigung erwerben. M. AV § 30, 
MSt. AV § 29. L.G. G.E.V. § 131; Buchka 36; vgl. 
femer Buchka 78, Anm. 9; 137 dass, da ein dem Art. 
86 EG entsprechender Vorbehalt zu Gunsten landesgesetz- 
licher Bestimmungen, die den Erwerb von Grundstücken» 
durch Handelsgesellschaften (Soweit sie keine j. P. sind) 
reichsrechtlich nicht vorgesehen sein, derartige Beschrän- 
kungen landesgesetzlich nur für solche Grundstücke ange- 
ordnet werden könnten, deren Rechtsverhältnisse nach Art. 
59, Art. 63 EG der landesgesetzlichen Regelung unterworfen 



Digitized by 



Google 



184 



J. P. des bürgerlichen Rechtes sind von der 
Ausübung der mit dem Besitze eines Grund- 
stückes verbundenen öffentlichrechtlichen Befug- 
nissen, insbesondere von der Ausübung der 
Landstandsschaft ausgeschlossen. Erwerben 
j. P. ritterschaftliche Landgüter, so kann 
ihnen nach Befinden für die Ausübung der 
obrigkeitlichen und polizeilichen Rechte von dem 
Ministerium des Innern (MSt. von der Landes- 
regierung) ein Vertreter bestellt werden. 

Erwerben j. P. Dominialhöfe, deren Be- 
sitzer nach der bestehenden Gemeindeverfassung 
die Verrichtungen von Ortsvorstehem obliegen, 
so ist ihnen von dem grossherzoglichen Amte 
hierzu ein Vertreter zu gesteilen. 
M. AV § 28. 
MSt. AV § 27. 

In P.*) bedürfen j. P. des bürgerlichen und 
öffentlichen Rechtes^) zu einem unentgeltlichen 
Erwerbe unter Lebenden oder von Todeswegen 



seien. Hiemach können solche Handelsgesellschaften, Allo- 
dialgüter, die bereits 1871 Allode waren und deren frühere 
Lehnseigenschaft vom Justizministeriuni M, (MSt. von der 
Lehnskammer) nicht festgestellt ist, unbeschränkt erwerben. 
Von der Ausübung der mit diesen Gütern verbundenen 
öffentlichrechtlichen Befugnisse sind sie aber gleichfalli 
ausgeschlossen. M. Begründung 3, Langfeld 609. 

1) P. Begründung 7, Stranz-Gerhard 58. 

2) Durch ausdrückliche gesetzliche Norm (P. AG, 
Art. 6, § 4) bleiben befreit Familienstiftungen (vgl. P. Be- 
gründung 9; ihnen stehen Familienfideikomisse gleich P. H. 
d. A. 1899, Drucksachen 227, S. 6; da diese aber keine j. 
P. sind, braucht für sie hier keine besondere Bestimmung 
ausgesprochen zu werden, P. Begründung 6). Es bestehen in 
P. (vgl. Begründung 9) eine Reihe besonderer gesetzlicher 
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der Genehmigung des Königs oder der durck 
königliche Verordnung bestimmten Behörde. 
P. AG Art. 6, § 1, Satz 1. 

Ausländische j. F. bedürfen zu einem un- 
entgeltlichen Erwerbe von Grundstücken^) dieser 
Genehmigung ohne Rücksicht auf den Wert. 

P. AG Art. 7, § 2, Abs. 2 mit § 3. 



Vorsehriften, nach denen j. P. des öffentlichen Rechtes, 
'Gnmdeigentum ohne Genehmigung der Aufsichtfibehörde er- 
werben können, wie dies z. B. nach der neaen Gesetz- 
gebung den Stadt- und Landgemeinden gestattet ist. Vgl. 
z. B. Städteordnung vom 30. Mai 1853 (P. Gesetzs 261) 
§ 50; Landgemdndeordnung vom 3. Juli 1891 (P. Gesetzs 
233) §114. Es waren allerdings Zweifel aufgetaucht (Be- 
richt des IL K. für den Entwurf eines AG: Herrenhaus 
Session 1899, Drucksachen 118, S. 10), ob die Stadtge- 
meinden im Bereich der Städteordnung Ton 1853 zu den 
befreiten Körperschaften gehören, jedoch wies der Vertreter 
•des Ministeriums der Justiz diese Zweifel zurück. Dagegen 
muss nach P. Verwaltungsrecht (J. M. Bl. 86, 96) dem 
'Grundbuchrichter die Genehmigung des Ministers zum Er- 
werbe von Grundstücken für den Fiskus nachgewiesen wer- 
den. Rechtspr. d. OLG III 6. Aus der neuesten Rechts- 
sprechung ist hier femer zu vermerken: Eine Gewerkschaft 
des neuen P. Rechtes bedarf zum Erwerbe Ton Grund- 
stücken, auch wenn der Wert den Betrag von 5000 Mark 
übersteigt, nicht der Genehmigung einer staatlichen Auf- 
sichtsbehörde. RG Tom 10.2.1902; Entsch. des RG WFV 
(XXIV) S. 98 a. Vgl. auch Respr. d. OLG IV 302. Die 
'Schulgemeinden in Holstein bedürfen zum Erwerbe roa 
Grudstücken nur der Grenehmigung der Egl. Schulrisitato- 
ricn, nicht der Regierung. RG vom 8. 10. 1901 ; Entsdi. 
des RG W.P. IV (XXIII) S. 139 A. 

^) P. AG Art. 7, § 3 stallt mit Rücksicht auf 
Zweifel, die gegenüber den geltenden Vorechriften (vg^. 
Bes. § 50, Abs. 2 des P. Gesetzes vom 20. 6. 1875 (P. 
Gesetz S. 241) und Art. 25 des P. Gesetzes vom 3. 6. 1876 
(P. Gesetz S. 125) in der Praxis hervorgetreten waren, das 
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In RjL.*) bedürfen ]. P. des bürgerlichen, 
und öffentlichen Rechtes') zu einem unentgelt- 
lichen Erwerbe unter Lebenden oder von Todes- 
wegen der landesherrlichen Genehmigung. 
RjL. AG, § 12, Abs. 1. 

In SA^) bedürfen j. F. des bürgerlichen undi 
öffentlichen Rechtes^) zu einem unentgeltlichen 
Erwerbe unter Lebenden oder von Todeswegen 
der Genehmigung des Landesherm oder der durchi 



Verhältnis zwiechen Art. 6 und Art. 7 des P. AQ klar. 
Vgl. P. Begründung 10. Danach ist für einen unentgelt- 
lichen Erwerb j. P. stets die nach Art. 6 erforderte staatr 
liehe Genehmigung einzuholen und die nach Art. 7 erfor- 
derte genügt nicht. 

^) Die ursprüngliche Fassung: Erwerb des Eigentums 
ian einem Grundstücke (so auch BAG Art. 10) wurde hier 
ersetzt durch Erwerb von Grundstücken, um Gesetzesum- 
gehungen durch Parzellierungen zu verhindern (da bei einem 
einheitlichen Erwerbsgeschäfte der Gesamtwert des Erwerbes > 
nicht der Wert der einzelnen Grundstücke entscheidend ist,, 
vgl. w. 0. S. 135 f. 

*) RjL. Begründung. 

•) «Inländische oder ausländische j. P." — Für S. 
wird, soweit als durch Art. 86 EG gedeckt, in Kraft 
bleiben § 52 des S. BGB, welcher bestimmt, dass: »Die^ 
juristische Persönlichkeit die Fähigkeit in sich begreift, 
Vermögensrechte zu haben, vorbehaltlich der besonderen 
Bestimmungen, welche bei Begründung der j. P. über den 
Umfang ihrer Rechtsfähigkeit getroffen worden sind." (Vgl. 
Staudinger 206; im übrigen bestehen Erwerbsbeschrfinkungetti 
j. P. im Sinne des Art. 86 EG in S. nicht, vgl. Eloss 
26 ff.) 

*) SA. Begründung 2; vgl. auch: § 13 SA. AG, §160 
des Grundgesetzes für das Herzogtum Sachsen-Altenburg: 
vom 29. April 1831 (Gesetze. S. 120) wird aufgehoben.: 

^ „Inländische und ausländische j. P.* 
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landeeherrliche Verordnung bestimmten Behörde*). 
SA. AG § 9, Abs. 1, Satz 1. 

Ausländische j. P. bedürfen dieser Geneh- 
migung zu einem unmtgeltlichen Erwerbe von^^ 
Grundstücken*) ohne Rücksicht auf den Wert. 

SA. AG § 11, Abs. 2. 

In SW.») bedürfen j. P. des bürgerlichen 
und öffentlichen Rechtes*) zu einem unentgelt* 
liehen Erwerbe unter Lebenden oder von Todes- 
wegen der staatlichen Genehmigung, 

SW. AG § 18, Abs. 1, Satz 1, 
die vom Staatsministerium erteilt wird. 
SW. AG § 18, Abs. 3. 

In SchR.*) bedürfen ]. P. des bürgerlichen 
und öffentlichen Rechtes^ zu einem unentgelt- 
lichen Erwerbe unter Lebenden oder von Todes- 
wegen der landesherrlichen Genehmigung. 

SchR. AG Art. 30, Abs. 1, Satz 1. 



*) § 12, Satz 2 SA. AG stellt fest, daes die durch 
Art. 11 AG erforderte Genehmigung für den Erwerb on 
Grundstücken nicht mehr einzuholen ist, wenn sie nach§9^' 
SA. AG nachgesucht werden muss. Vgl. w. o. S. 186,. 
Anm. 1. 

') „Des Eigentumes an einem Grundstücke**, Tgl. w. 
0. S. 186, Anm. 2. 

•) SW. Begründung 465. 

^) „Inländische und ausländische j. P." 

*) SchR. Begründung 36. 

*) „Inländische und ausländische j. P." Durch aus- 
drückliche gesetzliche Norm sind von diesen Erwerbsbe- 
schränkungen befreit die Familienstiftungen. SchS. AG Art. 
14, § 2. 
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In SchS.^) bedürfen j. P. des bürgerlidien 
und öffentlichen RechteB zu einem unentgeltli- 
chen Erwerbe unter Lebenden oder von Todes- 
wegen der landeeherrlichen Genehmigung. 

SchS. AG Art. 14, § 1, Abs. 1. 
In WP.») bedürfen j. P. des bürgerlichen 
und öffentlichen Rechtes zu einem unentgeltli- 
chen Erwerbe unter Lebenden oder von Todes- 
wegen der Genehmigung des LandeBherm odec 
der durch landeeherrliche Verordnung bestimm- 
ten Behörde. 

WP. AG Art. 5, § 1, Satz 1. 
Ausländische ]. P. bedürfen zu einem un- 
entgeltlichen Erwerbe von Grundstücken dies« 
Genehmigung ohne Rücksicht auf den Wert. 

WP. AG Art. 6, § 2, Abs. 2 in Verbindung 
mit § 3. 
In W.*) bedürfen ]. P. des bürgerlichen und 
öffentlichen Rechtes^), welche religiöse oder 
wohltätige Zwecke oder Zwecke des Unterrichts 
und der Erziehung verfolgen (tote Hand)*), zu 
einem unentgeltlichen Erwerbe unter Lebenden 



^) Vgl. die Bemerkungen zu P. — Auch hier sind 
durch ausdrückliche gesetzliche Norm die FamilienstÜtungeii 
befreit: WP. AG Art. 5, §4; sowie durch ausdrückliche 
Norm das Verhältnis zwischen Art. 5 und Art. 6 WP. AG 
festgestellt, WP. AG Art. 6. §3. 

*) SchS. Begründung 49. 

») Mandry I 93 (Ziff. 2); W. Begründung 585. 

^) Württembergische und ausländische. Nach dem 
Oesetze vom 1. 3. 1865 betreffend den Erwerb und Besitz 
von liegenden Gütern im Inlande durch Ausländer (Regie- 
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oder von Todeswegen, sofern dieser Erwerb in 
in W. gelegenen Grundstücken und Rechten an 
solchen*) besteht, der Genehmigung der Kreis^ 
regierung der gelegenen Sache. Jedoch darf 
diese Genehmigung nicht versagt werden, wenn 
sich der Erwerber verpflichtet, das Grundstück 
oder das Recht an einem Grundstücke binnen 
einer von der genehmigenden Behörde zu be- 
stimmenden Frist zu veräussem. Erfollgt die^ 
Yeräusserung nicht binnen einer bestimmten 
Frist, so findet auf Antrag der Behörde, welche 
die Genehmigung erteilt hat, eine Zwangsver- 
steigerung des Grundstückes oder des Rechtes 
an einem solch» statt^). 
W. AG Art. 140, Abs. 3 mit Abs. 1, Satz 1. 

Befreit von dieser Erwerbsbeschränkung 
bleibt unentgeltlicher Erwerb solcher j. F., wo- 
fern er zum Zwecke der Erbauimg einer Kirche^ 
erfolgt. 

W. AG Art. 140, Abs. 1, Satz 1 mit Abs. S«). 



ningebl. S. 13) werden letztere in der F&higkeit zu solchem 
Erwerbe nnd Besitz den Inländern glachgestellt. (Art. 3, 
Halbsatz 2 dieses Gesetzes fSllt nicht unter Art. 88 EG 
und bleibt als dem öffentlichen Rechte angehörend unbe- 
rährt.) W. Begründung 584, 623. 

^) Vgl. w. 0. S. 87. 

*) Zu dem Erwerbe von Hypotheken, Grundschulden 
und Rentenschulden ist die Genehmigung nicht erforderlich. 
W. AG Art. 140, Abs. 2. Entsprechend dem bisherigen 
Rechte (W. Begründung 585, Lang Sachenrecht^ II 182, 
Boschers Zdtechr. XXIV 209) und nur zur Beseitigung 
etwaiger Zweifel durch ausdrückliche Rechtsnorm besonders^ 
herrorgehoben. 
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B. Die soiflielie Hemohaft dureh Art. 86 BO 

^bei. Art. 88 BO) yorbelialtener landaspriyatreohtlieher 

■omieii: üebergangifiragen. 

Die durch Art. 86 EG (bez. Art. 88 EG) 
seit dem 1. 1. 1900 reichBrechtlich fefitgestellto 
Umgreazung der landeeprivatreohtlicheii Gesetz- 
gebungsgewalt hinsichtlich der Erwerbsbeschrän- 
kungen j. P. hat eine Umformung hier schon 
bestehender partikulärer Rechtsnormen (insbe- 
sondere hinsichtlich der Wertgrenze) notwendig 



^) Vgl. dazu W. Begrfindiing 1. c, wonach der totm 
Hand einen unentgeltlichen Erwerb oben bezeichneter Art 
unter der befristeten Bedingung der WiederveräuBserung zu 
gestatten, den Absichten der diesbezüglichen W. Rechts- 
normen angemessen erschien, die lediglich die Latifundien- 
bildung in der manu mortua ecdesiastica dem staatlichen 
Aufsichtsrechte unterstellen, aber keineswegs den gesamten 
Erwerb von Vermögensrechten durch dieselbe. Es kann 
natürlich seitens der zuständigen Behörde die Genehmigung 
auch zum dauernden ^esitz solchen unentgeltlichen Erwer- 
bes erteilt werden. Ist die Genehmigung zum unentgelüi- 
-chen Erwerbe einer Liegenschaft oder eines Liegenschafts- 
rechtes im Werte von mehr als 5000 Mark nur unter der 
Bedingung erfolgt, dass die Wiederveräusserung innerhalb 
der von der genehmigenden Behörde bestimmten Frist zu 
erfolgen hat und ist die tote Hand dieser von ihr ange- 
gangenen Verpflichtung nicht nachgekommen, so ist die 
rechtliche Folge . nicht eine Wiederauflösung des von ihr 
•mit Eingehung der Verpflichtung gemachten Erwerbes, son- 
dern das Grundstück oder das betr. Recht an eineiA sol- 
chen ist auf Antrag der Verwaltungsbehörde im Zwangs- 
irege zu versteigem und der toten Hand nach Abzug der 
-fintstandenen Kosten der Erlös zu überlassen. 

^) So auch Mandry 1. c. 
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gemacht und gibt zu einer Reihe von Ueber- 
gangsfragen Veranlassung. 

Mit dem Inkrafttreten des BGB mussten 
die partikulären Normen, soweit sie einen unter- 
halb der Wertgrenze des Art. 86 EG liegenden 
Erwerb j. P. beschränkten, zu gelten aufhören^* 
Eine rückwirkende Kraft hat jedoch die in Art. 
86 EG durch Setzung der Wertgrenze erfolgte 
Befreiung unterhalb der Wertgrenze liegenden 
Erwerbes deutscher ]. P. von diesbezüglichen 
partikulären Normen nicht*). 

Für die Beurteilimg eines im Rahmen des 
Art. 86 EG entstandenen Rechtsverhältnisses 
ist, soweit eine j. P. als Rechtssubjekt in Frage 
steht, ihre Entstehung nach den Gesetzen, zur 
Zeit ihrer Begründung zu beurteilen: war sie 
vor dem 1. 1. 1900 mit Rechtspersönlichkeit 
ausgestattet, so bleibt sie es auch nachher (EG 
Art. 163). 

Für den Erwerb von Vermögensrechten ist 
der Zeitpunkt des Anfalles, der der Vollendung 
des den Erwerb begründenden kausalen Rechts- 
gesehäftes entscheidend^). Ist demnach ein Er- 
werb vor dem 1. 1. 1900 angefall^, so ist er 
nach den bisherigen partikulären Gesetzen zu 
beurteilen, ist er nach diesem Zeitpunkte ange- 
fallen, so ist er nach Massgabe der zwingenden 
Vorschriften des Art. 86 EG zu beurteilen, 
auch wenn die Veranlassung des Erwerbes (Tod 



^) Wofern es sich nicht nm eine durch Art. 88 EG 
Yorbehaltene partikuläre Norm handelte. 

*) Vgl. Stranz-Gerhard 80, 89; Oertmann 85. 

•) Vgl. EG Art. 213, Habicht 490, AI. Vgl. auch 
EStG Begründung 36, wo hervorgehoben wird, dass an 
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defi Erblassers) vor dem bezeichneten Zeitpunkt 
liegti). 

Ebenfalls ist der Zeitpunkt des Anfalles 
massgebend, wenn nach altem und neuem Recht 
eine begriffliche Verschiedenheit darüber besteht, 
ob ein unentgeltlicher Erwerb als solcher unter 
Lebenden oder von Todeswogen anzusehen ist. 

Nach Art. 56 EG bleiben aus staatsrecht- 
lichen Gründen unberührt die Bestimmungen dw 
Staatsverträge, die ein Einzelstaat mit einem 
ausländischen Staate vor dem Inkrafttreten des 
BGB abgeschlossen hätte, und in denen Verein- 
barungen, die die von Art. 86 EG umgrenzte 
Materie berühren, getroffen werden^). 



eich nach allgemeinen GrundBätzen der Zeitpunkt des An- 
falles eines Erwerbes, nicht der seiner Veranlassung ent- 
scheide. Da aber aus der Anwendung verschiedener (Erb- 
schaftssteuer) (jesetze besonders in dem Falle, wo die 
mehreren Erwerbe auf denselben, vor Inkrafttreten des 
EStG eingetretenen Fall zurückgehen, sich unerwünschte 
Folgen ergeben könnten, so schreibt § 61 des EStG vor, 
dass sich die Steuerpflicht für einen Erwerb, der bereit« 
zur Zeit des Inkrafttretens des EStG begründet ist, sich 
stets nach den bisherigen Gesetzen bestimmen soll. 
(Hierbei ist der Ausdruck .begründet* in dem Rechtssinne 
gebraucht, in dem er z. B. in § 407 des BGB angewendet 
ist. Vgl. Planck 11^278, Anm. 1 zu §404.) 

') Vgl. z. B. unentgeltlicher Erwerb unter einer auf- 
schiebenden Bedingung und solcher infolge Nacherbschaft 
(BGB § 2139). Vgl. femer, dass im Berdche der Grund- 
buchordnung für den Fall freiwilliger Ver&usserung derEr- 
frerb erst durch Auflassung und Eintragung in das Grund- 
buch begründet wird. 

^) AUerdings besteht über die Ausnahmestellung der 
Staatsverträge vielfacher Streit. Vg^. Endemann I 74, Anm. 4. 
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S 7. Private und strafrechtliche Haftung für 

Verletzung durch Art. 86 EG (bezw. Art. 88 EG) 

Yorbehaltener partiiculärer Rechtsnormen. 

A. Die Eigenart der nach Art. 86 EG er- 
forderten staatlichen Genehmigung als eines 
öffentlichrechtlichen Verwaltungsaktee entzieht 
sie, wie schon oben ausgeführt, jeder Einwir- 
kung mit Rechtsmitteln durch die an ihrer Er- 
teilung oder Versagimg Interessierten, sodass in 
dieser Hinsicht keine Möglichkeit eines Rechts- 
streites besteht. 

Wohl aber wird bei der Schwierigkeit der 
Peststellung der Wertgrenze und bei der Bedeu- 
tung, die diese Feststellung für die rechtlichen 
Folgen hat, oft Streit entstehen über die Höhe 
der Zuwendung und im Zivilprozesse von den 
an ihr Interessierten ausgef echten werden^). 

I. Die erforderliche staatliche Genehndgung 
eines unentgeltlichen Erwerbes einer juristischen 
Person ist nachgesucht und ergangen. 

In diesem Falle ist kein Streit möglich, da 
der gesetzliche Genehmigungszwang solchen Er- 
werbes im öffentlichen Interesse besteht. Das 



1) Vgl. zum Folgenden Stranz-Gherhard a. a. 0. S. 69. 
Reohtseinbeit, Heft 2. 13 
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Gleiche gilt, wenn die zur Erteilung der staat- 
lichen Genehmigung befugte Behörde diese nicht 
für erforderlich hält, wenn ihrer Ansicht nach 
das Objekt solchen Erwerbes die Wertgrenze 
nicht erreicht. Auch hier hat kein Interessierte 
die Möglichkeit, im Zivilprozesse festzustellen, 
dass ein Irrtum der Behörde hinsichtlich der 
Wertgrenze bestehe und demnach ein genehmi- 
gungsbedürftiger unentgeltlicher Erwerb ^ner 
juristischen Person vorliege, dessen Genehmigung 
noch nicht erfolgt sei, da die Wahmeihmung 
öffentlicher Interessen dem unberufenen Einzelnen 
nicht zusteht. Wohl aber könnte hier ein in- 
teressierter Dritter die j. P. für allen ihm ent- 
standenen Schaden privatrechtlich haftbar 
machen, wenn die bedachte j. P. den Irrtum der 
staatlichen Behörde fahrlässig oder wissentlich 
veranlasst hat. Ebenso kann natürlich auch ein 
berechtigter Dritter wegen Verletzung eines ihm 
zustehenden Rechtes (z. B. eines Pflichtteil- 
rechtes) oder weil ihm die Beschenkte aus un- 
gerechtfertigter Bereicherung haftet^), unbescha- 
det der erteilten staatlichen Genehmigung (die 
den bürgerliehrechtlichen Grund eines Erwerbes 
der j. P. zwar prüfen kann, aber nicht zu prü- 
fen braucht) im Zivilprozesse die juristische 
Person angreifen. Ein solcher Rechtsstreit würde 
lediglich die Entscheidung der Frage herbeifüh- 
ren, ob die j. P. nach bürgerlichem Rechte zu 
Unrecht etwas besitzt. Dass der Erwerb nach 
bürgerlichem Rechte möglich ist, ist Voraus- 
setzung der staatlichen Genehmigung. Sie wird 



^) Vgl. dazu Kohler Encyclopädie I 705. 
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gegenstandsloB, wenn diese Voraussetzung fort- 
fällt. 

IL Die erforderliche staatliche Geaehmi- 
gung eines unentgeltlichen Erwerbes einer ju- 
ristisohen Person ist nachgesucht und versagt 
worden^). 

a) In diesem Falle könnte die bedachte 
iuristisohe Person unter Umständen ihre nun- 
mehr geänderte Ansicht über die Werthöhe des 
ihr zugedachten Objektes dadurch zum Ausdruck 
bringen, dass sie behauptet, nach ihrer Auf- 
fassung sei die Wertgrenze nicht erreicht, ein 
dem Genehmigungszwange unterworfener unent- 
geltlicher Erwerb ihrerseits liege überhaupt nicht 
vor, sie habe nur versehentlich um die nicht er- 
forderliche Erteilung der staatlichen Genehmi- 
gung nachgesucht, und demgemäss gegen den 
Verpflichteten auf Erfüllung geklagt. Dann hat 
das Gericht ein selbständiges Prüfungsrecht 
hinsichtlich der bestrittenen Werthöhe ohne 
Rücksicht auf den Entscheid der Behörde und 
muss, wenn es die Wertgrenze nicht für über- 
schritten annimmt, dem Begehren der berechtig- 
ten juristischen Person entsprechen. (Selbstver- 
ständlich kann die betr. Behörde in diesem 
Zivilprozesse mit dessen ordentlichen Mitteln 
ihre Auffassung geltend machen.)^) 



^) Oder, nur teilweise oder bedingt erteilt worden. 

*) Ob und inwieweit hier ein Zivilprozeßß überhaupt 
möglich erscheint, wird sich allerdings nur in jedem be- 
sonderen Falle nach der Grundregel für äussere Kompetenz- 
Konflikte, dasB die Gerichte über die Zulässigkeit dee 
Rechtsweges entscheiden (§ 27, Abs. 1, GVG, dazu Abs. 2), 
bestimmen lassen. Da die staatliche Genehmigung die 

13* 
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b) Auch der Zuwendende könnte im obigen 
Falle behaupten, dass die von ihm bedachte 
juristische Person sich bei der Nachsuchuug der 
Genehmigung im Irrtum über die Werthöhe des 
ihr zugewandten Objelctes befand und diese 
Auffassung im Zivilprozesse verteidigen, um, falls 
er obsiegt, der juristischen Person noch einmal 
die nicht dem Genehmigungszwange unterworfene 
Zuwendung anzubieten. 

III. Die erforderliche staatliche Gendmii- 
gtmg eines unentgeltlichen Erwerbes ist nicht 
nachgesucht worden. 

Ist dies geschehen, weil die juristische Per- 
son annahm, dass ein genehmigungsbedürftiger 
Erwerb nicht vorliege, bestehen ab^ Zweifel 
über die Werthöhe, so könnte ein Eventualbe- 
rechtigter seine Ansprüche auf diesen unentgelt- 
lichen Erwerb der juristischen Person mit der 
Behauptung begründen, es läge hier ein dem 
Genehmigungszwange unterworfener unentgeltli- 
cher Erwerb der juristischen Person vor und es 
^ei von dieser absichtlich oder fahrlässig unter- 
lassen, die erforderliche Genehmigung nachzu- 
suchen. Auch in diesem Falle wird im Zivil- 
prozesse eine Prüfung der Werthöhe durch das 
Gericht zu erfolgen haben, imd wenn dieses da- 
bei annimmt, dass die Wertgrenze überschritten 
ist, muss der Prozess solange ausgesetzt wer- 
den, bis die Entscheidung der Behörde über das 
Genehmigungsgesuch ergangen ist. Ist es von 



Wirksamkeit des ganzen Erwerbes ergreift, ist, wenn das 
Gericht im oben behandelten Falle das Objekt als über der 
Wertgrenze liegend erachtet, die Genehmigung für den 
ganzen unentgeltlichen Erwerb versagt. 
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der juristischeD Person und dem Zuwendenden 
absichtlich unterlassen worden, die staatliche 
Genehmigung nachzusuchen, und besitzt die ju- 
ristische Person durch dingliche Uebertragung 
(oder hat sonst tatsächliche Verfügungsgewalt),, 
so besitzt sie, da ihr Erwerb aus einem unwirk- 
samen Rechtsgeschäfte stammt, als Unberechtigte. 

Mangels besonderer Vorschrift darf ange- 
nommen werden, dass bürgerlichrechtliche An- 
sprüche in der regelmässigen Frist des BGB 
(30 Jahre) verjähren. Dagegen unterliegt die- 
durch Art. 86 EG erforderliche staatliche Ge- 
nehmigung als dem öffentlichen Rechte angehö- 
rend hier keinem Einflüsse der Zeit und die ju- 
ristische Person besitzt mangels dieser Geneh- 
migung fortdauernd als unberechtigte. 

B. Um einer Umgehung der für den geneh- 
migungsbedürftigen unentgeltlichen Erwerb ju- 
ristischer Personen bestehenden Vorschriften 
wirksam zu begegnen, haben einzelne Bundes- 
staaten in ausdrücklicher Vorschrift ihrer dies- 
bezüglichen Gesetze eine Verletzung dieser Anzeige- 
pflicht mit Strafe bedroht^). 

I. Die Zulässigkeit einer solchen Strafan- 
drohung ergibt sich aus dem § 5 des Einfüh- 
rungsgesetzes vom 31. Mai 1870 zum Straf- 
gesetzbuch für das Deutsche Reich vom 15. Mai 
1871^); ihre Zweckmässigkeit aus der folgenden 
kurzen Betrachtung. 



^) Nach dem Vorbilde des P. Gesetzee vom 23. 2. 
1870; die anderen bis zum 1. 1. 1900 in Deutschland gel- 
tenden Amortisationsgesetze hatten keine eigentliche Straf- 
drohungen. Vgl. Kahl 313. 

2) Vgl. H. Begründung 10. 
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Die Begründung der Anzeigepflicht allein, 
die als Außflußs der öffentlichrechtlichen Befug- 
nisse der einzelnen Bundesstaaten zum Vollzug 
bestehender Gesetze diu-ch Verordnung und auch 
für einen die reichsrechtliche Wertgrenze nicht 
erreichenden unentgeltlichen Erwerb juristischer 
Personen^) geschehen kann, sichert zwar das 
staatliche Aufsichtsrecht über die juristische 
Personen, bleibt aber, weil sie für eine Unterlassung 
der Anzeige keine Folgen herbeiführt, ohne 
bürgerlichrechtliche Bedeutung und gibt auch 
keine Möglichkeit, die bürgerlichrechtliche Wirk- 
samkeit des unentgeltlichen Erwerbes juristi- 
«eher Personen zu stören^). Andererseits aber 
erscheint auch eine aus den diesbezüglichen ge- 
setzlichen Normen sich ergebende Unwirksamkeit 
solchen Erwerbes zur wirksamen Durchführung 
des gesetzgeberischen Gedankens nicht ausrei- 
chend^). Denn, da die meisten Schenkungen 
unter Lebenden und Zuwendungen von Todes- 



^) Auch in Zukunft werden die Behörden durch ent- 
sprechende Dienstanweisungen anzuhalten sein, über geneh- 
migungsbedürftige Zuwendungen» die zu ihrer Kenntnis ge- 
langen, an die vorgesetzte Behörde zu berichten. Auch die durch 
das EStG (§§ 36 ff.) begründete Anzeigepflicht unentgelt- 
lichen Erwerbes wird hier die Kontrolle solchen Erwerbes 
erleichtem, wie auch die Kenntniserlangung von anem un- 
entgeltlichen Erwerbe im Rahmen des Art. 86 EG durch 
die zumeist für Notare begründete Anzeigepflicht und durch 
von einem deutschen Gerichte (oder von denjenige« 
nicht gerichtlichen Behörden, die nach landesgesetzlicher 
Vorschrift für die dem Nachlassgericht obliegenden Verrich- 
tungen zuständig sind. Vgl. EG Art. 147, Abs. 1) eröff- 
nete Verfügungen von Todeswegen. 

2) Vgl. Bd. Begründung S. 16. 

3) Vgl. SA. Begründung S. 2. 
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wegen, die einem durch Art. 86 EG vorbehalte- 
fien Btaatlichen Genehmigumgszwange unterliegen, 
vom Zuwendenden in der freigebigsten Absicht 
gemacht werden, werden in den meisten Fällen 
der Zuwendende oder dessen Erben von 
ihrem Rechte, nach versagter Genehmigung 
die Unwirksamkeit des Geschäftes geltend zu 
machen und die Herausgabe der Zuwendung von 
dem Bedachten zu verlangen oder die Heraus- 
gabe zu verweigern, keinen Gebrauch zu machen. 
Diese Umgehung des Gesetzes wird namentlich 
leicht bei Zuwendungen an ausländische (einzel- 
staatsfremde und nichtdeutsche) juristische Per- 
sonen versucht werden und auch in dem Bestre- 
ben der Beteiligten, der Behörde möglichst sol- 
chen mientgeltlichen Erwerb juristischer Perso- 
nen und seinen Wert zu verheimlichen, sichtbar 
werden. Gegen die so der gesetzlichen Anzrig^ 
pflicht Zuwiderhandelnden richten sich die Straf- 
androhungen, die erfolgt sind in den AG von 

EL Art. 14, 

P. Art. 6, § 3, 

RjL. § 13, 

SA. § 10, 

SW. § 19, 

SchR. Art. 31, 

SchS. Art. 15, § 3, 

WP. Art. 5, § 3. 
IL Alle diese Strafbestimmungen häng^ 
davon ab, dass die Genehmigung erforderlich*) 
^) Hieraus folgt auch ohne weiteres, dass es sich 
hierbei nicht um Zuwendungen handelt, deren Anzeigepflicht 
gesetzlich nicht begründet werden kann, weil sie an bun- 
deestaatsfremde j. P. ausserhalb des Bundesstaates getätigt 
werden. 
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war, das Objekt des immtgeltlichm Er- 
werbeB mehr als 5000 Mark wert war. Wird 
dies vom Beechuldigten angezweifelt, so muB& 
vor Beiner Verurteilimg der Nachweis im Straf- 
verfahren mit den ordentlichen Beweismitteln 
erbracht werden. 

1. Mit Strafe wird bedroht: 

AG 
H. Art. 14, Ziff. 1, 
P. Art. 6, § 3, Ziff. 1, 
RjL. § 13, Ziff. 1, 
SA. § 10, Ziff. 1, 
SW. § 19, Ziff. 1, 
SchR. Art. 31, Ziff. 1, 
8chS. Art. 15, Ziff. 1, 
WP. Art. 5 § 8 ZiflF. 1 

1. Der Vorsteher einer juristische Person, 
die ihren Sitz im Einzelstaate selbst hat, wean 
er einen dem Genehmigungszwange unterworfenen 
unentgeltlichen Erwerb der juristischen Person 
annimmt^), ohne innerhalb einer Frist von 4 



^) So: Es ist zu beachten, dass die Empfangnahme^ 
nicht aber schon die Annahmeerklftning, die rechtlich nn- 
yerbindliche Erklärong *bei Eenntniserlangung von dem der 
j. P. zugedachten n. £. hier straffällig macht. Es muss 
also im Falle der sg. Realschenkong bei körperlichen Sachen 
die Uebergabe erfolgt sein (die auch bei Grandstücken ohne 
die Auflassung genügen wird.). Bei solchem n. E. von Vermö- 
gensrechten muss diese Uebergabe durch den äusseren VoUzie- 
hüngsakt angedeutet werden. (Z.B. Aufnahme einer Zessi- 
onsurkunde in der gesetzlich vorgeschriebenen Form und 
Uebergabe derselben (vgl. Stranz - (jerhard 79). Bei 
eihem SchenkungsTersprechen wird ebenfalls die Uebergab» 
des die Beurkundung enthaltenden Dokumentes an daa 
ausdrücklich oder süUschwägend den Erwerbswillen der ju- 
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Wochen die erforderliche staatliche Genehmigung 
nach Masßgabe der gesetzlichen Vorschriften 
nachzusuchen. Gleichgültig bleibt hierbei, von 
wem und woher der unentgeltliche Erwerb 
stammt. Mangels besonderer Vorschriften wer- 
den hier die allgemeinen strafrechtlichen Grund- 
sätze Anwendung finden. 

Die Strafdrohung richtet sich nur gegen 
den Vorsteher der juristischen Person, wenn 
mehrere Vorsteher vorhanden sind, gegen jeden 
derselben; nicht aber gegen andere nicht zur 
Vertretung befähigte Organe der juristischen 
Person, welche etwa die Empfangsnahme bewir- 
ken. Auch eine absichtliche Umgehung des Vor- 
stehers in dieser Hinsicht ist belanglos. 

Der Tatbestand des „Vergehens" (RStG § 1 
Abs. 2) ist gemischt; Stranz-Gerhard^) finden 
in ihm ein Begehungs- (Empfangsnahme) und 
ünterlassungs- (Nichanzeige) Delikt. 

' Hat der Vorsteher die Anzeige wegen be- 
gründeter Zweifel über die Werthöhe des unent- 
geltlichen Erwerbes unterlassen, so wird nach 
den obwaltenden Umständen anzunehmen sein, 
dass die rechtzeitige Erfüllung der Anzeigever- 
pflichtung nicht in der Absicht, diese Ver- 
pflichtung zu hintergehen, unterlassen worden 
ist. In diesem Falle wird keine Bestrafung des 



riBtischen Person erklärende und hierzu berufene Vor- 
steher derselben als AnnahmeYollzug der Schenkung zu gel- 
ten haben, beim Anfall eines unentgeltlichen Erwerbes von 
Todeswegen an die juristische Person die Annahmeerkl&nmg 
oder die Nichtausschlagung binnen der gesetzlich Yorge- 
benen Frist. 

1) A.a.O. 79. 
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Vorstehers gemäss der Strafdrohung, eingetre- 
ten. (Ob in diesem, wie in anderen Fällen, in 
denen nicht aus den Umständen ergibt, dass 
'eine Gesetzesumgehimg nicht beabsichtigt war, 
sowie für Zuwiderhandlungen gegen die Vor- 
schriften des Art. 86 EG und die zu 
«einer Ausführung erlassenen landesprivat- 
rechtlichen Bestinunungen, die in diesen mit 
keiner besonderen Strafe bedroht sind, nach 
den allgemeinen strafrechtlichen Grundsätzen 
aus besonderem Rechtsgrunde lediglich Ordnungs- 
oder andere Strafen Platz greifen, ist Tatfrage.) 
Dass im Falle der oben behandelten Bestrafung 
des Vorstehers einer juristischen Person bei 
nachträglich nachgesuchter und erteilter Geneh- 
migung des unentgeltlichen Erwerbes diese un- 
abhängig von der Bestrafung erfolgt, ist selbst- 
verständlich. Die Straf drohung wegen Verletzung 
der Anzeigepflicht gegen den Vorsteher wird 
nach den allgemeinen Grundsätzen auch dann 
Anwendung finden müssen, wenn er wissentlich 
zu einem dem Genehmigungszwange unterwor- 
fenen unentgeltlichen Erwerb gehörende Gegen- 
stände, zu deren Angabe er verpflichtet ist, 
verschweigt oder über die Tatsachen, welche den 
Genehmigungszwang des unentgeltlichen Erwerbs 
betreffen oder seine Werthöhe, wissentlich un- 
richtige Angaben macht. (Diese Bestrafung fin- 
det jedoch nicht statt, wenn der Verpflichtete 
vor erfolgter Strafanzeige oder bevor eine Un- 
tersuchung gegen ihn eingeleitet ist, aus freien 
Stücken seine Angaben berichtigt^). Andere 

1) Vgl. ähnlich im EStG § 50. Da die Anzeige des 
«einer j. P. angefallenen u. E. durch den Vorsteher mangeli 
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Organe und Angestellte der juristiechen Peraon, 
Dritte und auch der Zuwendende können in 
Ansehung der Strafdrohung als Anstifter und 
Gehilfen in Betracht kommen. 

Die Frist von vier Wochen bedeutet eine 
Frist von 28 Tagen. 

2. Mit Strafe wird bedroht: 

AG 
H. Art. 14, Ziff. 2, 
P. Art. 6, § 3, Ziff. 2, 
RjL. § 13, Ziff. 2, 
SA. § 10, Ziff. 2, 
SW. §19, Ziff. 2, 
SchR. Art. 31, Ziff. 2, 
SohS. Art. 15, § 3, Ziff. 2, 
WP. Art. § 3, Ziff. 2. 

Derjenige, welcher einer juristischen Per- 
son, die nicht im Einzelstaat ihren Sitz hat, 
vor Erteilung der erforderlichen staatlichen 
Genehmigung einen ihr aus dem Einzelstaat an- 
jgefallenen oder sonst in einer dem Genehmigungs- 
zwange unterworfenen Weise sich im Einzelstaat 
befindenden unentgeltlichen Erwerb verabfolgt. 

Diese Strafandrohung ist das Gegenstück zu 
der unter 1 behandelten insofern, als hier die 
„Verabfolgung" an die Stelle der „Empfang- 



desselben enthält, dasa er einen dem staatlichen Genehmi- 
gungszwange unterworfenen u. E. der j. P. für vorliegend 
besonderer Erklärung desselben zugleich die Anerkenntnis 
erachtet, es sei denn, dass er in Unentschiedenheit über 
►den Wert des u. E. der staatlichen Behörde Veranlassung 
zur amtlichen Prüfung desselben geben will, so ist seine 
gegenteilige Ansicht aus dem Unterlassen dieser Anzeige 
:zu entnehmen. 
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nähme" getreten ist, die einer einzelstaatsfrem- 
den juristischen Person gesetzlich zu beschrän- 
ken unmöglich ist. 

Unter „Verabfolgung" ist demnach hier die^ 
Verschaffung des Besitzes, die sonstige Ermög- 
lichung der tatsächlichen Verfügungsgewalt über 
das unentgeltlich Zugewandte zu verstehen. 

Täter können nicht nur der Zuwendende 
oder dessen Erben sein, sondern jeder, der weiss, 
dass es sich um einen dem Genehmigungszwang 
unterworfenen unentgeltlichen Erwerb handelt, 
solchen trotzdem vor der Erteilung der staat- 
lichen Genehmigung verabfolgt^). 

Von mehreren Tätern wird auch hier jeder 
zu bestrafen sein und keine gemeinschaftliche 
Bestrafung mit solidarischer Haftung der Täter 
eintreten. 

III. Strafmass: 

In den diesbezüglichen Bestimmungen ibier 
AG haben die Einzelstaaten eine Geldstrafe von 
verschiedener Höhe festgesetzt, nämlich bis zil 

1000 Mark H., RjL., SW., SchR., SchS.,. 
AG Art. 14, § 19, Art. 31, Art. 15, §3, 

900 Mark P., WP. AG Art. 6, § 3, 

600 M ark SA. AG § 10. 

^) Es werden dies hauptsächlich sein können gesetz- 
liche Vertreter und BeYoUmächtigte des Zuwendenden, 
Testamentsvollstrecker und Nachlasspfleger, sowie, sofern 
es sich um im Inlande befindliches Vermögen eines Aus- 
länders handelt und dieser eine inländische juristische Per- 
son bedacht hat, diejenigen, in deren Gtewahrsam sich dies 
Vermögen befindet, z. B. wird dn inländisches Bankgeschäft, 
bei welchem der ausländische Zuwender Wertpapiere hinter- 
legt hatte, diese vor Erteilung der staatlichen Genehmigung: 
in Höhe der Zuwendung an die juristische Person nidit 
ausfolgen dürfen. Vgl. auch EStG Begründung 31. 
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Die Beitreibung der Geldstraf e erfolgt man- 
gels besonderer Vorschriften nach den Vor- 
schriften der CPO über die Zwangsvollstreckung 
wegen Geldforderungen. (Vgl. § 495 StPO.) 

Die Umwandlung einer nicht beizutreibenden 
Geldstrafe in eine Freiheitsstrafe nach den Um- 
wandlungsgrundsätzen des StGB §§ 28, 29 wird 
auch überall da stattfinden müssen^), wo kein 
ausdrückliches Verbot solcher Umwandlung in 
besonderer Rechtsnorm der einzelstaatlichen 
Ausführungsgesetze zum BGB oder StGB er- 
gangen ist. 

Ein solches Verbot findet sich nicht, wohl 
aber haben einige Einzelstaaten: H., SA., AG. 
Art. 14, § 10 diese Umwandlung ausdrücklich 
angeordnet. 

IV. Strafverfahren. 

Hinsichtlich des (Verwaltungs-) Strafver- 
fahrens, der Strafmilderung und des Erlasses 
der Strafe im Gnadenwege, sowie hinsichtlich 
der Strafvollstreckung und der Verjährung der 
Strafverfolgung, sowie der Kosten kommen in 
Betracht mangels besonderer Vorschriften die 
allgemeinen strafrechtlichen Gnmdsätze des 
(Verwaltungs-) Strafverfahrens. (Die festgesetz- 
ten Geldstrafen fallen nach allgemeinen Grund- 
sätzen der Staatskasse des Einzelstaates zu, 
von dessen Behörden die Strafentscheidung ge- 
fallen ist.) 

V. Im Lb. AG (§15) ist gegenüber denjenigen 
Staaten, die einer Verletzung der Anzeigepflicht 



^) Vgl. P. Begründung S. 9. P. H. d. A. Drucksachen 
227, S. 6. 
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mit den oben erörterten Strafdrohungen entge- 
gentreten, hinsichtlich eines genehmigungsbe- 
dürftigen, aber nicht genehmigten unentgeltlichen 
liehen Erwerb j. P. eine weitergehende Wirkung 
gesetzlich begründet^). 



^) Allerdings gibt die Lb. partikuläre Rechtßnorm, die 
als Strafe bei Versagung der staatlichen Genehmigung ein« 
u. £. einer j. P. das bereits geleistete, dem Staate für 
yerfallen erklärt, zu einigen Bedenken Anlass. Man wird 
in dieser Strafsatzung nicht die Festsetzung einer Geld- 
strafe, sondern die Androhung einer ev. Konfiskation eines 
Vermögensrechtes finden können. Eine derartige partikuläre 
Strafdrohung wäre aber, als dem Reichsrecht widersprechend, 
ungültig (Vgl. Art. 2RV; §6EStP 0), denn die Landes- 
gesetzgebung kann auf den ihr überlassenen Gebieten nicht 
beliebige Strafen androhen, sondern ist hier nach Mass und 
Art gebunden. (Vgl. RStG §§ 5, 6.) Nun erreicht aller- 
dings in einigen Nebengesetzen des StGB die Geldstrafe eine 
beträchtliche Höhe (z. B. S. bis 100 000 Mark im Sklaven- 
raubgesetz), aber ausser der Geldstrafe kennt das heutige 
Reichsrecht keine weiteren Hauptstrafen am Vermögen, also 
auch keine Vermögenskonfiskation). Um eine Vermögens- 
beschlagnahme aber (die übrigens auch nur in bestimmten 
Fällen in Betracht käme, vgl. StGB § 140, StPO §§ 332 
bis 336, StGB § 93, StPO § 480) aber handelt es sich 
hier nicht. Eher könnte man hier eine gewisse Aehnlich- 
keit mit der Behandlung gewisser strafbarer Handlungen 
gegen das Finanzwesen des Staates, besonders der sogn. 
Steuerdelikte finden. Auch hier ist die Strafe zumeist an 
einen objektiven Tatbestand geschlossen und von ein^n 
Beweise der Schuld unabhängig gemacht. Wenn hier jedoch 
ein vielfach hinterzogener Steuerbetrag dem Staate für ver- 
fallen erklärt wird, so handelt es sich um die Verbindung 
der Nachzahlung aller hinterzogenen Steuerbeträge, mit der 
für diese Hinterziehung festgesetzten Geldstrafen. Um eine 
öffentlichrechtliche Verwaltungsmassregel endlich (an sich 
würde ja die Regelung ö. r. Verhältnisse soweit möglich 
in partikulären Normen des AG denkbar) die etwa das dem 
Staate verfallene Vermögensrecht solange verwaltet, bis der 
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Wird die Genehmigung versagt, so ist das 
auf Grund der ungültigen Schenkung, der un- 
wirksamen letztwilligen Zuwendung geleistete 
an den Lb. Staat herauszugeben. Der Leistende 
und die Beschenkte oder die Bedachte haften 
dem Staate als Gesamtschuldner. 

Da im Falle des Art. 86 EG der Zuwen- 
dende bezw. dessen Rechtsnachfolger, die seinen 
auf Liberalitäten gerichteten Willen im Regel- 
falle respektieren werden, zumeist ihr Recht, bei 
einem nicht genehmigten unentgeltlichen Erwerb 
juristischer Personen, die Unwirksamkeit des ihn 
begründenden Geschäftes geltend zu machen und 
die Herausgabe der schon geleisteten Zuwendung 
Ton der Beschenkten oder der Bedachten zu yerlangen 
oder diese Herausgabe zu verweigern, nicht ge- 
brauchen werden, so können die oben erörterten 
Strafdrohungen in diesem Falle höchstens die 
Wirkung ausüben, dass sich der Wert des nicht 
genehmigten u. E. der j. P. um den Betrag der 
Strafe mindert, nicht aber den Erwerb selbst 
vereiteln*). Und wenn diejenigen Einzelstaaten, 
die hier Strafdrohungen gesetzlich normierten, 
damit ihre hergehörigen Vorschriften auch besser 
gegen die in fraudem legis unternommenen Ver- 



Zuwendende oder die bedachte juristische Person bestimm- 
ten Bedingungen genüge, geleistet haben, handelt es sich 
hier auch nicht. Vgl. z. B. Art. 3, Halbsatz 2 des W. 
Gesetzes vom 1. März 1865, betr. den Erwerb und Besitz 
von liegenden Gütern im Inlande durch Ausländer, Reg.- 
Bl. S. 13, wonach der nicht im Lande wohnende Ausländer 
wegen mangelhafter Leistung der auf seinem inländischen 
Grundeigentume haftenden Lasten und Abgaben einen tüch- 
tigen, im Lande angenommenen Vertreter zu stellen hat.. 
^) Lb. Begründung S. 38. 
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suche ßichertea als diejenigen, die von solcher 
Strafdrohimg absahen^), so wird die Lb. Be- 
stimmung für die praktische Durchführung des 
in Art. 86 EG enthaltenen gesetzgeberischen 
Gedankens die grösste Möglichkeit bieten, schon 
deshalb, weil sie denjenigen, die Liberalitäten der 
in Art. 86 EG fraglichen Art beabsichtigen, 
Anlass geben wird, sich vorher an zuständiger 
Stelle zu informieren, ob die Genehmigung wahr- 
scheinlich sei. Hier aber bietet sich dieser Stelle 
Gel^enheit, den Zuwendenden . auf ihm unbe- 
kannte und der materiellen Stärkung viel eher 
bedürftige Zwecke als die vielleicht schon über- 
reich bedachte j. P. hinzuweisen, hier bietet sich 
ein Hilfsmittel zur Organisation der öffentlichen 
Wohltätigkeit. Denn nicht gegen Wohltätig- 
keitsbestrebungen des freigebigen Einzelnen zu 
gemeinnützigen Zwecken richtet sich der Art. 
86 EG, sondern nur gegen diejenigen, die statt 
den Staatsorganismus zu kräftigen, ihn schädi- 
gen würden. 






*) Deren diesbezüglichen Normen von Stranz-CJerhard 
passend als „Messer ohne Schneide'* charakterisiert werden. 

Drack von Edmund Stein, Potsdam, 
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